




Zum Klimawende Ausblick 
Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, bis 2045 klimaneutral zu werden. Der Weg dorthin erfordert neben 
technischen Innovationen und wirtschaftlichem Wandel auch eine tiefe gesellschaftliche Transformation, 
die existierende gesellschaftliche Konfliktlinien aktiviert und auch neue Spannungen schafft. Die Klima-
wende bedarf daher neben umsichtiger politischer Steuerung auch einer breiten gesellschaftlichen Beteili-
gung und Trägerschaft. Ausgehend von diesem Befund entwickelt die Mercator-Stiftungsprofessur für Sozio-
logie an der Universität Hamburg Methoden zur Analyse und Synthese relevanter gesellschaftlicher Pro-
zesse, um abschätzen zu können, inwieweit die tiefe und schnelle Dekarbonisierung der deutschen Gesell-
schaft nicht nur technisch und ökonomisch machbar, sondern auch sozial und politisch plausibel ist. Dazu 
wird eine jährliche Studie erstellt, die den Fokus auf jeweils neue gesellschaftliche Treiber der Klimawende 
legt. 
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Zentrale Aussagen 
Der vorliegende erste Klimawende Ausblick legt den 
Grundstein für eine kommende Studienreihe zu den 
gesellschaftlichen Dynamiken der Transformation 
zur Klimaneutralität in Deutschland. Ziel der Reihe 
ist es, die Plausibilität einer umfassenden Trans-
formation bis 2045 sozialwissenschaftlich fundiert 
einzuschätzen. Die dafür nötigen Beobachtungs- und 
Analysekapazitäten werden über die nächsten Jahre 
schrittweise aufgebaut. 

In diesem Band stellen wir den konzeptuellen Rah-
men und das methodische Vorgehen der Studien-
reihe vor und präsentieren erste Teilergebnisse. 
Ausgangspunkt ist der Ansatz der sozialwissen-
schaftlichen Plausibilitätsanalyse von Transforma-
tionsprozessen, der im Rahmen des Hamburger 
Exzellenzclusters Klima, Klimawandel und Gesell-
schaft (CLICCS) entwickelt wurde. Diesen Ansatz 
übertragen wir auf die deutsche Klimawende und 
nehmen auf dieser Grundlage eine Vorabanalyse von 
vier sozialen Treiber der Transformation vor. Der 
Fokus liegt in diesem Band auf der deutschen Klima-
politik im europäischen Rahmen, der globalen 
Klimagovernance, der Klimabewegung und Klima-
protesten, sowie auf Klimaklagen. Die Ergebnisse der 
Vorabanalyse lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

► ▶ Es ist nicht davon auszugehen, dass der klima-
neutrale Umbau Deutschlands ausschließlich durch 
eine Dekarbonisierung der Wirtschaft ohne gesell-
schaftlichen Wandel erreicht werden kann. Die
Transformation zur Klimaneutralität erfordert neben 
neuen Technologien und Märkten auch eine Gesell-
schaft der Klimawende, die sich durch neue Konsum-
praktiken, eine veränderte Rolle des Staates und eine 
starke Zivilgesellschaft kennzeichnet. 

► ▶ Die Vorabanalyse zeigt beträchtliche klimapoli-
tische Fortschritte in den letzten Jahren und eine po-
sitive Emissionsentwicklung für 2023. Dennoch er-
scheint ein Erreichen der Klimaneutralität bis 2045
anhand existierender und geplanter politischer und 
rechtlicher Maßnahmen, und angesichts aktueller
und erwartbarer politischer Entwicklungen, gegen-
wärtig nicht plausibel. Studien zur künftigen Emissi-
onsentwicklung setzen einen stabilen politischen
Kontext voraus, der so nicht erwartbar ist. Vielmehr
muss von erheblichen gesellschaftspolitischen Risi-
ken für Klimapolitik ausgegangen werden. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass bisher erreichte Reduktionen 

oft nicht langfristig abgesichert sind und politische 
Handlungsspielräume für Investitionen in Deutsch-
land und Europa begrenzt werden durch strikte Fis-
kal- und Schuldenregeln.   

► ▶ Die Klimawende tritt nach der Verabschiedung
der übergeordneten Ziele und wesentlicher politi-
scher und rechtlicher Instrumente in eine neue Phase 
ein. Es ist eine Zunahme von Umsetzungskonflikten 
in einer wachsenden Anzahl gesellschaftlicher Felder
zu erwarten. Die in Umfragen abgebildete passive
Unterstützung für die Klimawende reicht in solchen
Konflikten oft nicht, um politische Entscheidungen
zugunsten von Klimaschutz zu erwirken.

► ▶ Die Vorabanalyse zeigt nach wie vor breite
Unterstützung der Klimawende in Form von Pro-
testen und Aktivismus, zivilgesellschaftlichem Enga-
gement und Solidaritätsnetzwerken, und Klagen zum 
Vollzug von Klimarecht, zur Herstellung von Klima-
gerechtigkeit und zur Durchsetzung von ambitionier-
terem Klimaschutz. Diese breite gesellschaftliche Re-
sonanzfähigkeit von Klimapolitik besteht trotz einer
beobachtbaren Polarisierung auch in Umweltfragen.
Sie ist zentral für das Gelingen der Klimawende.

► ▶ Unsere Teilanalyse zeigt allerdings auch eine
Verringerung von zivilgesellschaftlichen Handlungs-
spielräumen. Die Klimabewegung und mit ihr
verbundene Akteur*innen sind zunehmend mit
rechtlichen, polizeilichen und finanziellen Beschrän-
kungen ihrer Handlungsfähigkeit konfrontiert. Politik 
sollte aber eine breite gesellschaftliche Trägerschaft
der Klimawende ermöglichen, anstatt diese zu 
verhindern. 

► ▶ Unsere Analyse identifiziert außerdem treiber-
übergreifende Wechselwirkungen, durch die sich
Dynamiken für den Klimaschutz in verschiedenen
gesellschaftlichen  Teilbereichen gegenseitig verstär-
ken können. Diese bestehen etwa zwischen Klima-
klagen, Klimaprotesten und Klimapolitik, lassen sich
aber auch für andere Konstellationen aus sozialen
Treibern vermuten. Solche positiven Wechsel-
wirkungen könnten zukünftig noch stärker für die
Transformation nutzbar gemacht werden.
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Grußwort 

Deutschland will bis 2045 Klimaneutralität erreichen. Die 
technischen und ökonomischen Pfade, die dorthin führen können, 
sind in etlichen Studien ausführlich beschrieben. Diese Szenarien 
suggerieren, dass dieses Ziel erreichbar ist, wenn nur die zentralen 
Maßnahmen deutlich beschleunigt auf den Weg gebracht werden: 
Der schnelle Ausbau der Wind- und PV-Kapazitäten, der Hochlauf 
von Wärmepumpen im Gebäude- und von Elektroautos im 
Verkehrssektor sowie die Elektrifizierung von Prozessen in der 
Industrie. Die tatsächlichen Umsetzungsschritte hinken aber den 

Erfordernissen teils drastisch hinterher. Denn der Weg zur Klimaneutralität ist kein technischer 
Optimierungs-, sondern ein hochkomplexer sozialer Transformationsprozess, der bestehende Interessen, 
Gewohnheiten und Geschäftsmodelle herausfordert. Dass die tiefe Dekarbonisierung einer Volkswirtschaft 
wie der deutschen bis spätestens 2045 nicht nur technisch und ökonomisch möglich, sondern auch in 
sozialer und politischer Hinsicht plausibel ist, erscheint daher fraglich.   

Mit der Arbeit der Mercator Stiftungsprofessur an der Universität Hamburg wird die Rolle der 
sozialwissenschaftlichen Klimaforschung in Deutschland gestärkt und die gesellschaftlichen 
Umsetzungshürden für ambitionierten Klimaschutz beschrieben. Die Analyse soll nicht entmutigen, sondern 
sie soll das Bewusstsein für die Notwendigkeit einer breit geteilten gesellschaftlichen Trägerschaft für den 
Klimaschutz schärfen und die Tür zu einer strukturierten Debatte öffnen, wie gesellschaftliche 
Kontextfaktoren gestaltet werden können, um mindestens in die Nähe der vereinbarten Klimaziele zu 
kommen.   

Hierzu wird analysiert, wie relevante gesellschaftliche Prozesse sich aktuell entwickeln, welche Faktoren ihre 
komplexen Dynamiken beeinflussen und wo man ansetzen kann, um diese Dynamiken aktiv zu gestalten. 
Das generierte Handlungswissen kann so hohen strategischen Wert für Politik und Zivilgesellschaft 
entfalten. Die nun vorliegende erste Analyse macht deutlich, dass alle einschlägigen sozialen Prozesse eng 
miteinander verflochten sind und wir gerade diese Verflechtungen noch besser verstehen müssen, um die 
Gesamtdynamik im Interesse effektiven Klimaschutzes und damit einer stabilen physikalischen Umwelt für 
diese und kommende Generationen positiv beeinflussen zu können.   

Die jährliche Veröffentlichung der Studie bietet allen zivilgesellschaftlichen Akteuren Anlässe für die 
gemeinsame strategische Reflexion und kritische Diskussion zu sich verändernden Rahmenbedingungen des 
eigenen Handelns, eigenen Wirkungsansprüchen und möglichen neuen Ansatzpunkten. Sie sendet zugleich 
aber auch die Botschaft an politische Entscheidungsträger*innen, sich selbst als Teil dieser gesellschaftlichen 
Dynamiken zu verstehen: Politik entsteht aus gesellschaftlichen Prozessen und schafft zugleich die 
Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliches Handeln.   

Wir danken Professor Dr. Stefan Aykut und Professorin Dr. Anita Engels für die konstruktive und angenehme 
Zusammenarbeit in der Vorbereitung dieses auf fünf Jahre angelegten Projektes und Stefan Aykut und 
seinem Team für die vorliegende erste Analyse.   

Wir laden alle Interessierten ein, sich an der Diskussion der ersten Ergebnisse sowie am weiteren Prozess zu 
beteiligen und freuen uns auf den Austausch.   

Dr. Lars Grotewold, Bereichsleiter Klimaschutz, Stiftung Mercator 
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1 
Einleitung 
Deutschland soll bis spätestens 2045 klimaneutral 
werden. Das sieht das deutsche Klimaschutzgesetz 
vor. Zur Umsetzung wurden bisher zwei umfas-
sende Klimaschutzprogramme und eine Reihe von 
Einzelmaßnahmen beschlossen. Eckpunkte sind un-
ter anderem der beschleunigte Kohleausstieg, eine 
Reduktion der Treibhausgasemissionen von 65% ge-
genüber 1990 und der gleichzeitige Ausbau der Er-
neuerbaren auf einen Anteil von 88% im Strommix 
bis 2030, ein massiver Ausbau des Anteils erneuer-
barer Energiequellen auch im Wärme- und Trans-
portsektor, sowie der Einstieg in eine grüne Wasser-
stoffwirtschaft. Nicht vermeidbare Emissionen sol-
len durch Treibhausgas-Senken ausgeglichen wer-
den. Dazu sollen unter anderem Genehmigungsver-
fahren für erneuerbare Anlagen beschleunigt, ein 
Mindestpreis für CO2-Emissionen festgelegt, der 
Umstieg auf elektrische Mobilität beschleunigt und 
der Einbau klimafreundlicher Heizungen staatlich 
gefördert, sowie Klimawandel zum Schwerpunkt ei-
ner neuen Außenpolitik gemacht werden. Soziale 
Maßnahmen zum Ausgleich von Energiepreissteige-
rungen und Abfedern des Strukturwandels flankie-
ren das Vorhaben.  

Trotz des starken Ausbaus des Anteils erneuerbarer 
Energien im Stromsektor auf inzwischen über 50% 
ist das deutsche Energiesystem insgesamt gemes-
sen am Primärenergieverbrauch noch immer zu 
etwa 80% von fossilen Energieträgern abhängig 
(UBA 2023a). Im Wärme- und im Transportbereich 
kam die Dekarbonisierung in den letzten Dekaden 
nur schleppend bis gar nicht voran (ERK 2022, 2023). 
Deutschland hat sich jedoch sowohl im Kontext der 
internationalen Klimaverhandlungen unter Ägide 
der Vereinten Nationen als auch im europäischen 
Rahmen auf das Ziel der Klimaneutralität bis Mitte 
des Jahrhunderts verpflichtet. Dazu ist eine deutli-
che Beschleunigung der Transformation notwendig. 
Zudem müssen die Anstrengungen über einen län-
geren Zeitraum politisch und gesellschaftlich veran-
kert werden. 

Dass diese Beschleunigung bisher nicht in erforder-
lichem Maße erfolgt ist, wird in der Forschung nicht 
nur auf die technische Komplexität des Umbaus, 
sondern auch auf gesellschaftliche Faktoren zurück-
geführt (Perino et al. 2022). So blockieren oder ver-
zögern soziotechnische und diskursive Lock-ins so-
wie politökonomische Akteursverflechtungen oft 
notwendige Veränderungen (Seto et al. 2016). 
Gleichzeitig ist aber auch das aktuelle Gelegenheits-
fenster für politisches Handeln ganz wesentlich auf 
gesellschaftlichen Druck und zivilgesellschaftliches 

Engagement, sowie auf Entwicklungen auf der in-
ter- und transnationalen Ebene zurückzuführen. So 
sind in den letzten Jahren Schüler*innen und Ju-
gendliche im Rahmen von Fridays for Future und an-
deren klimapolitischen Gruppen aktiv geworden. 
Städte, Kommunen und Unternehmen haben eigen-
ständig Klimapläne entwickelt und setzen diese 
jetzt um. Einzelpersonen und Verbände klagen vor 
Gericht zum Teil erfolgreich für mehr Klimaschutz o-
der fordern Kompensationsleistungen von fossilen 
Energieunternehmen. Da zudem tausende Bürge-
rinnen und Bürger als Betreiber und (Mit)Eigentü-
mer von Solar- und Windkraftanlagen in die Ener-
giewende involviert sind, handelt es sich bei dieser 
bis heute um ein Gemeinschaftswerk mit breiter öf-
fentlicher Zustimmung. Ähnlich wie die weitverbrei-
tete Zustimmung zur Norm der Nachhaltigkeit ist 
daher auch Klimaschutz zu einer von der Gesell-
schaft breit mitgetragenen Norm geworden, deren 
erfolgreiche Umsetzung allerdings noch aussteht. 
Dieser partizipative Charakter der Klimaschutznorm 
wurde bisher in der Forschung nicht systematisch 
erfasst und auch politisch nicht hinreichend mobili-
siert. 

Insbesondere kann der partizipative Charakter der 
Klimawende nicht auf ein passives Hinnehmen von 
politischen Entscheidungen im Sinne einer Techno-
logieakzeptanz verengt werden. Er beruht vielmehr 
auf aktiver Unterstützung durch eine Vielzahl von 
Individuen und kollektiven Akteuren. Dies wird in 
der sozialwissenschaftlichen Klimaforschung als ge-
sellschaftliche Trägerschaft untersucht (Aykut et al. 
2019). Das Exzellenzcluster Klima, Klimawandel, und 
Gesellschaft (CLICCS) der Universität Hamburg hat 
zur Analyse dieser sozialen Treiber der Klimawende 
eine neue Methode entwickelt. In bisher zwei Aus-
gaben des Hamburg Climate Futures Outlook wurde 
untersucht, wie plausibel eine klimaneutrale Zu-
kunft auf globaler Ebene vor dem Hintergrund einer 
Abschätzung gesellschaftlicher Dynamiken ist 
(Stammer et al. 2021, Engels et al. 2023a). Im Ergeb-
nis zeigte sich, dass bislang keiner der zehn unter-
suchten sozialen Treiber im globalen Kontext, für 
sich genommen oder im Zusammenspiel, eine aus-
reichende Dynamik für eine vollständige Dekarboni-
sierung bis 2050 entfalten konnte. Dennoch verän-
dern gesellschaftliche Dynamiken die Kontextbe-
dingungen zukünftiger Klimapolitik, etwa wenn 
nichtstaatliche Klimainitiativen neue Möglichkeits-
räume für globale Kooperation eröffnen, oder wenn 
soziale Bewegungen neue Diskurse und Narrative 
für die mediale Klimakommunikation prägen. 
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Mit diesem Ansatz schließt das Hamburger Exzel-
lenzcluster eine Forschungslücke: Obwohl die ge-
sellschaftliche Einbettung wesentlich für die Dyna-
mik von Transformationen verantwortlich ist, wird 
sie in der bisherigen Forschung kaum systematisch 
erfasst. Wirtschaftswissenschaftliche Forschung 
etwa beschäftigt sich vor allem mit Optionen der 
Marktgestaltung und der Berechnung kostenopti-
maler Transformationspfade. Sozialwissenschaftli-
che Studien interessieren sich für Innovationsdyna-
miken in soziotechnischen Regimen, für internatio-
nale und nationale Dynamiken politischer Steue-
rung und die Wahl von Politikinstrumenten. Zwar 
existieren Studien zu Klimaprotesten, zu Klimakla-
gen, oder zur Klimagovernance von Städten und Un-
ternehmen. Diese werden jedoch bisher nicht aufei-
nander bezogen und nicht systematisch hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf Transformationsdynamiken 
untersucht. Auch in der Modellierung von Dekarbo-
nisierungspfaden werden die Ergebnisse dieser For-
schung kaum berücksichtigt.  

Aus unserer Sicht ist es daher notwendig, Dynami-
ken in verschiedenen gesellschaftlichen Teilberei-
chen hinsichtlich ihrer Relevanz für die Klimawende 
zu untersuchen und in einer Zusammenschau dar-
zustellen. In der aktuellen Debatte werden oft nur 
Übergänge in einzelnen Sektoren fokussiert (bspw. 
Stromwende, Verkehrswende, Wärmewende, Ag-
rarwende). Der vorliegende Klimawende Ausblick 
untersucht hingegen die Plausibilität einer umfas-
senden Transformation. Der Fokus liegt dabei auf 
den gesellschaftlichen Dynamiken einer Transfor-
mation, die nicht als linearer, inkrementeller Inno-
vationspfad verstanden wird, sondern als komple-
xer, umstrittener und konflikthafter Prozess sozia-
len Wandels, der auch Rückschläge beinhalten kann 
und dessen Ausgang offen ist.  

Mit finanzieller Unterstützung der Stiftung Merca-
tor arbeitet die Universität Hamburg nun an einer 
Übertragung des in Rahmen des Exzellenzclusters 
Klima, Klimawende, und Gesellschaft (CLICCS) ent-
wickelten Analysemodells auf den deutschen Kon-
text. Die Ergebnisse werden unter Federführung der 
Mercator-Stiftungsprofessur für Soziologie zusam-
mengetragen und in einem jährlichen Bericht zur 
gesellschaftlichen Dynamik der deutschen Klima-
wende veröffentlicht. In diesem ersten Band stellen 
wir den analytischen Rahmen für die Studienreihe 
vor und nehmen eine erste Teilanalyse vor.  

Ausgangspunkt des Hamburger Ansatzes zur Ana-
lyse von Klimazukünften sind jeweils übergreifende 
gesellschaftliche Prozesse, die wir als soziale Treiber 

der Klimawende untersuchen. Weitere Bausteine 
des Analyserahmens sind ein qualitatives Zukunfts-
szenario, in dem Deutschland bis 2045 klimaneutral 
geworden ist, sowie die Untersuchung je treiberspe-
zifischer Dynamiken, Kontextbedingungen, und 
Wirkungslogiken. Im Rahmen dieser Studie stellen 
wir zwölf unterschiedliche soziale Treiber vor, die 
wir über die nächsten Jahre untersuchen wollen. Im 
Fokus der ersten eingehenden Untersuchung in die-
sem Band stehen allerdings zunächst nur vier Trei-
ber: deutsche Klimapolitik, globale Klimagover-
nance, Klimabewegung und Klimaklagen.  

Die vorliegende Studie leistet also eine Teilanalyse. 
Diese kann noch kein umfassendes Urteil über die 
Plausibilität der deutschen Klimawende begründen. 
Der erste Band der Studienreihe soll vor allem dazu 
dienen, unseren Analyserahmen und methodischen 
Baukasten, sowie die Treibersystematik einem brei-
ten Publikum aus Forschung, Zivilgesellschaft und 
Politik vorzustellen, und damit die in den nächsten 
Jahren folgenden Studien vorzubereiten. Dennoch 
kommen wir auch in dieser ersten Vorabstudie 
schon zu Ergebnissen, die für aktuelle Debatten zu 
deutschen Klimawende von Interesse sind. Unser 
Ansatz erlaubt es, über die tagesaktuellen Diskussi-
onen über Emissionsreduktionen und Ausbauzahlen 
für erneuerbare Energien hinaus langfristige Dyna-
miken und Trends in der Transformation zur Kli-
maneutralität zu erkennen, und so zu einer robuste-
ren Einschätzung zur plausiblen Trajektorie der 
deutschen Klimawende und zur Angemessenheit 
gegenwärtiger Klimaschutzanstrengungen zu ge-
langen. 

Hintergrund unserer Arbeit ist dabei stets die Über-
zeugung, dass die Klimawende nicht nur technolo-
gische und wirtschaftliche Innovationen erfordert, 
sondern auch eine umfassende gesellschaftliche 
Transformation. Soziale Dynamiken, politische Kon-
flikte und breite gesellschaftliche Beteiligung sind 
daher entscheidend. Indem wir die Dynamiken in 
verschiedenen Gesellschaftsbereichen untersuchen, 
soll unsere Forschung dazu beitragen, dass die Kli-
mawende hinsichtlich ihrer sozialen und politischen 
Plausibilität von den handelnden Akteuren in Politik 
und Zivilgesellschaft besser beurteilt werden kann 
und für diese Akteure Ansatzpunkte für das eigene 
Handeln in Richtung Klimaneutralität sichtbarer 
werden. Nur so kann die Klimawende, deren techni-
sche und ökonomische Machbarkeit inzwischen 
kaum mehr grundsätzlich in Frage steht, in Zukunft 
auch sozial und politisch plausibler werden. 
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2 
Eine neue Methode zur Analyse von Kli-
mazukünften 

2.1 
Der Hamburger Ansatz der 
Plausibilitätsanalyse 
Zur Erreichung der Temperaturziele des Pariser 
Klimaabkommens sind laut dem Weltklimarat IPCC 
nicht nur technologische Innovationen und politi-
sche Maßnahmen, sondern auch umfassende ge-
sellschaftliche Transformationsprozesse notwendig 
(Rogelj et al. 2018: 150). Der Ruf nach politischem 
Mut, oder die Hoffnung auf progressive politische 
Mehrheiten greifen daher zu kurz: In pluralistischen 
Gesellschaften ist das politische System selbst Teil 
breiterer sozialer Dynamiken (Hall 1993). Selbst eine 
klimapolitisch ambitionierte Regierung kann inner-
halb komplexer, gesellschaftlich gewachsener 
Strukturen nicht einfach „durchregieren“. Vielmehr 
basieren umfassende Transformationen immer zu 
großen Teilen auf einer gesellschaftlichen Träger-
schaft (Aykut et al. 2019), die nicht nur politische 
Maßnahmen (mit)initiiert (Graf et al. 2018) und un-
terstützt (Nash und Steurer 2022), sondern diese 
auch gegen potenzielle Widerstände und reaktio-
näre Bestrebungen verteidigt (Martinez-Alvarez et 
al. 2022). 

Die Debatte um die Transformation zur Klimaneut-
ralität wirft daher Fragen zu gesellschaftlichen Dy-
namiken und Beharrungskräften, zu Pfadabhängig-
keiten und sozialem Wandel auf, die im Mittelpunkt 
verschiedener sozialwissenschaftlicher Forschungs-
linien stehen. Der Hamburger Ansatz zur Plausibili-
tätsanalyse von Klimazukünften (Aykut et al. 2021b, 
Wiener et al. 2023) greift diese Fragen und For-
schungslinien auf, und verbindet sie in einem robus-
ten analytischen Rahmen, der es erlaubt, zu beurtei-
len, ob eine bestimmte Klimazukunft angesichts der 
aktuellen Kenntnisse über relevante soziale Dyna-
miken plausibel erscheint oder nicht. Die Bewertung 
stützt sich auf eingehende Analysen sozialer und 
politischer Prozesse, die als soziale Triebkräfte für 
die betreffende Klimazukunft wirken, um vergan-
gene, gegenwärtige und neu entstehende Dynami-
ken dieser Prozesse sowie Kontextbedingungen zu 

untersuchen, die sie in der Zukunft ermöglichen o-
der einschränken. Dabei verfolgen wir keinen nor-
mativen oder zielorientierten Ansatz, der sich da-
rauf konzentriert, was geschehen sollte, um ein 
wünschenswertes Szenario plausibel zu machen. 
Stattdessen verwenden wir einen analytischen An-
satz, der darauf abzielt, die soziale Plausibilität einer 
bestimmten Klimazukunft systematisch zu untersu-
chen. Ein solcher Ansatz kann nicht wertfrei sein, da 
auch hier ein bestimmtes Szenario – Klimaneutrali-
tät bis 2045 – zugrunde liegt. Anstatt ‚von oben‘ vor-
zugeben, was passieren müsste, fragen wir aber ge-
wissermaßen ‚von unten‘, welche Prozesse, Institu-
tionen und Strukturen die Plausibilität dieses Szena-
rios beeinflussen. 

In diesem Kapitel stellen wir eine auf den deutschen 
Kontext angepasste Adaption des Analyserahmens 
vor, der in den beiden bisher erschienenen Hamburg 
Climate Futures Outlooks ausgearbeitet wurde 
(Stammer et al. 2021, Engels et al. 2023a). Hinter-
grundannahme ist dabei, dass gesellschaftliche Fak-
toren in den kommenden Jahrzehnten sowohl die 
Haupthindernisse als auch die zentralen Antriebs-
kräfte für eine kohlenstoffarme Zukunft darstellen 
werden. Im Zentrum der Analyse stehen daher nicht 
Fragen des technischen Fortschritts, sondern soziale 
Prozesse. Der Ansatz beginnt mit der Definition ei-
ner spezifischen Klimazukunft in der Form eines 
qualitativen Szenarios, hier die Erreichung der Kli-
maneutralität in Deutschland bis 2045. Als nächstes 
werden soziale Treiber, oder Triebkräfte des sozialen 
Wandels, definiert, die als zentral zur Realisierung 
des Szenarios angesehen werden. Jeder Treiber 
stellt einen gesellschaftlichen Prozess dar, der wie-
derum durch einen historischen Verlauf, eine aktu-
elle Dynamik und eine spezifische Konstellation er-
möglichender oder hemmender Kontextbedingun-
gen charakterisiert ist. Eine Zusammenschau von 
Dynamik und Kontextbedingungen erlaubt daher 
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Rückschlüsse auf die zukünftige Entwicklung des 
Treibers, und auf seine Wirkung hinsichtlich eines 
gesellschaftlichen Wandels hin zu, oder weg von, 
dem vorab definierten Szenario.  

Plausibilität 

Es gibt in der natur- und sozialwissenschaftlichen 
Klimaforschung aktuell eine lebhafte Debatte über 
die Bewertung von Zukunftsszenarien als möglich, 
wahrscheinlich, machbar oder plausibel (Brutschin 
et al. 2021, Glette-Iversen et al. 2022, Pielke Jr et al. 
2022, van Beek und Versteeg 2023). Dabei wird bis-
weilen auch gefordert, Wahrscheinlichkeiten von 
Szenarien zu quantifizieren. Das führt allerdings zu-
meist zu einem Fokus auf einfach quantifizierbare 
Größen wie Bevölkerungsentwicklung, Wirtschafts-
wachstum oder Preisentwicklungen, während die 
Analyse komplexer gesellschaftlicher Dynamiken in 
den Hintergrund rückt (Selin und Guimarães Pereira 
2013). Wir halten es schlicht nicht für möglich, eine 
robuste quantitative Bewertung für den wahr-
scheinlichen Verlauf gesellschaftlicher Transforma-
tionsprozesse über mehrere Dekaden vorzuneh-
men. Unsere Analyse basiert daher auf dem Konzept 
der Plausibilität von Klimazukünften, das im Ham-
burger Klima-Exzellenzcluster entwickelt wurde 
(Engels und Marotzke 2023, Wilkens et al. 2023). Die-
ses beschreibt einen ganzheitlicheren, in vielerlei 
Hinsicht aber auch bescheideneren Ansatz, der die 
Komplexität eines transformativen Wandels über 
einen langen Zeitraum anerkennt:  

Wir sprechen dann von einer plausiblen Zukunft, 
wenn sich für diese ein in sich konsistentes Szenario 
und ein theoriebasiertes Modell des Wandels hin zu 
diesem Szenario beschreiben lassen, die anhand von 
verfügbaren empirischen Daten geprüft wurden.  

Wir weichen damit ab von probabilistischen Vorstel-
lungen von Plausibilität, aber auch von einem Ver-
ständnis, das aktuelle Entwicklungen nur extrapo-
liert, ohne sich dabei auf ein sozialwissenschaftlich 
fundiertes Modell sozialen Wandels zu beziehen 
(wie etwa Pielke Jr et al. 2022). Plausibilität in unse-
rem Sinne (vgl. auch Fischer und Dannenberg 2021) 
stellt eine analytische Antwort auf eine Form von ra-
dikaler Ungewissheit dar, die nicht auf unvollständi-
gen Informationen beruht, sondern die inhärente 
Kontingenz sozialer Phänomene anerkennt (Beckert 
1996). In Situationen radikaler Ungewissheit gibt es 
keine objektiven Methoden, um Wahrscheinlichkei-
ten exakt zu bestimmen (Knight 2001/1921). An die 
Stelle der Berechnung von Wahrscheinlichkeit tritt 
daher in unserem Modell die Analyse von Plausibili-
tät. Diese beinhaltet ein unhintergehbar qualitati-
ves und in Teilen auch subjektives, dabei aber den-
noch wissenschaftlich fundiertes Urteil (Glette-
Iversen et al. 2022).  

Hintergrund dieses Verständnisses von Plausibilität 
ist, dass sich menschliche Gesellschaften einerseits 
als Ergebnisse systemischer Makrozusammenhänge 
und Sedimentierungen historischer Großprozesse 
verstehen lassen, andererseits aber auch durch das 
komplexe Zusammenspiel individueller und kollek-
tiver Handlungen geprägt sind (Tilly 1984). Jede Be-
wertung plausibler Zukünfte muss sich daher auf 
das Zusammenspiel von Struktur und Handeln, so-
wie von intendierten und nicht-intendierten Dyna-
miken des Wandels konzentrieren (Giddens 1984). 
Aufgrund dieser Dimension der Intentionalität und 
des menschlichen Handelns sind gesellschaftliche 
Zukünfte nie gegeben oder determiniert, sondern 
befinden sich stets im Prozess des Werdens (Polak 
1973). Sie lassen sich nicht im engeren Sinne ‚vorher-
sagen‘. Es ist lediglich möglich, fundierte Abschät-
zungen vorzunehmen, indem vergangene, gegen-
wärtige und im Entstehen begriffene soziale Dyna-
miken analysiert und bewertet werden. Dabei liegt 
der Fokus auf „Zukünften im Entstehen“, in denen 
vergangene Handlungen und Entscheidungen aktu-
elle Handlungen und Entscheidungen ermöglichen, 
strukturieren und begrenzen (Adam und Groves 
2007). 

Prozesse 

Ausgangspunkt unserer Analyse sind übergreifende 
gesellschaftliche Prozesse, die als soziale Treiber der 
Klimawende fungieren. Diese Herangehensweise 
setzt keine vollständige Kenntnis über soziale Sys-
teme und die Gesellschaft als Ganzes voraus. Statt-
dessen stellen wir solche Aspekte der sozialen Welt 
in den Vordergrund, die wir im Hinblick auf die 
Transformation zur Klimaneutralität als relevant er-
achten. Gesellschaftliche Prozesse verstehen wir als 
Muster sozialer Interaktion, die über eine gewisse 
Zeit bestehen, und in denen die Handlungen und Er-
fahrungen sozialer Akteure kontinuierlich ineinan-
dergreifen (Elias 1978). Prozesse entwickeln somit 
eine gewisse Eigendynamik (Stinchcombe 1964: 
103), die wir zur Grundlage unserer Analyse machen. 

Die Auswahl der Prozesse und ihr Zuschnitt wird in 
Kapitel 3.2 genauer erklärt. Angemerkt sei hier, dass 
wir Dynamiken in verschiedenen Handlungsfeldern 
– Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft – in den
Blick nehmen und den Fokus dabei etwa auf Ent-
wicklungen in der nationalen oder globalen Politik,
im Rechtssystem, in Unternehmens- und Invest-
mentpraktiken, der Wissenschaft oder den Medien
legen. Diese Auswahl trägt der funktionalen Diffe-
renzierung moderner Gesellschaften Rechnung. Da-
bei interessiert uns aber nicht so sehr die Untersu-
chung der Eigenlogiken dieser Systeme (eine solche
Perspektive auf die ökologische Krise findet sich
beispielsweise bei Luhmann 1986). Vielmehr be-
trachten wir Dynamiken des Wandels, die auch über 
Systemgrenzen hinauswirken, und den Wandel zur
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Klimaneutralität in verschiedenen Gesellschaftsbe-
reichen antreiben oder ausbremsen. 

Soziale Prozesse bleiben grundsätzlich ergebnisof-
fen, verlaufen also nicht zwangsweise in eine be-
stimmte Richtung (Tilly 1995: 1596). Es gibt auch in 
Klimafragen keine dem jetzigen Gesellschaftssys-
tem innewohnende Tendenz zur Dekarbonisierung 
(Fisher 2022). Unser Ansatz betont stattdessen die 
Zeitlichkeit, Kontextabhängigkeit und Ergebnisof-
fenheit von sozialem Wandel. Prozessdynamiken 
sind einerseits geprägt von historischen Pfadabhän-
gigkeiten und internen Logiken, andererseits von ex-
ternen Bedingungen, die bestimmte Entwicklungen 
ermöglichen und andere hemmen, sowie von dem 
Einfluss äußerer Ereignisse und Interaktionen mit 
anderen Prozessen.  

Aus diesen Überlegungen folgt, dass soziale Pro-
zesse zeitlich und räumlich strukturiert sind (Hall 
2016). Sie können hinsichtlich ihrer Dauer und typi-
scher Verlaufsformen unterschieden werden (Baur 
2005: 125). Kurze Prozesse umfassen von einigen Ta-
gen bis zu wenigen Jahren. Mittellange Prozesse er-
strecken sich über eine Generation. Prozesse der 
longue durée (Braudel 1958) wiederum beschreiben 
historische Veränderungen, die den Horizont indivi-
duellen Erlebens und Erinnerns überschreiten. Ver-
laufsformen von Prozessen (Baur 2005) können zyk-
lisch sein, wenn sich Veränderungen in Handlungs-
mustern ‚rhythmisch‘ wiederholen, wie etwa im Fall 
der jährlichen Klimakonferenzen der Vereinten Na-
tionen. In geordneten Transformationen vollzieht 
sich Wandel regelförmig in eine bestimmte Rich-
tung, wie beispielsweise bei der schrittweisen Erhö-
hung einer CO2-Steuer. Brüche beschreiben hinge-
gen plötzliche und abrupte Formen diskontinuierli-
chen Wandels, die keinen offensichtlichen Regelmä-
ßigkeiten unterliegen, und in denen nach dem Wan-
del eine andere Prozesslogik vorherrscht als vorher. 
Als Beispiel wäre hier der Ausbruch eines Krieges o-
der einer Revolution zu nennen, die zu einer grund-
legend anderen Gesellschaftsordnung führt. 

Wendepunkte und gesellschaftlicher 
Wandel 

Damit kommt die Frage der Wendepunkte in den Fo-
kus. Wendepunkte beschreiben „Perioden signifi-
kanten Wandels“, die den weiteren Prozessverlauf 
prägen, dabei aber – eben weil sie nicht in den vor-
bestimmten Bahnen verlaufen – nur schwer vorher-
sehbar sind (Collier und Collier 1991: 29). Es handelt 
sich dabei um Momente der Kontingenz, in denen 
verschiedene Zukünfte möglich erscheinen, wobei 
sich letztlich aber eine Option durchsetzt und über 
Zeit verfestigt, indem sie neue Institutionen ausbil-
det (Capoccia und Kelemen 2007). Wichtig für die Ef-
fekte eines solchen Wendepunkts ist sowohl seine 

Dauer, wie auch das Timing. So zeigt etwa die For-
schung zu „Übergängen zur Demokratie“ in Süd-
amerika und Osteuropa, wie sehr die aus diesen 
Übergängen hervorgegangenen Demokratien ge-
prägt sind von der Form und dem Zeitpunkt des re-
formatorischen oder revolutionären Umbruchs 
(O’Donnell und Schmitter 1986). 

Allerdings enthält die Charakterisierung von Wen-
depunkten immer auch eine subjektive Kompo-
nente, die auf den Standpunkt des Beobachters oder 
der Beobachterin verweist. Wendepunkte sind nar-
rativ (Abbott 2020): Sie teilen einen Prozessverlauf 
in ein Vorher und ein Nachher ein und heben sich 
damit vom Normalverlauf ab. Das heißt jedoch 
auch, dass Wendepunkte erst nachträglich mit Ge-
wissheit bestimmbar sind. Zudem erfordert die Ana-
lyse von Wendepunkten andere methodische Zu-
gänge als die Analyse von Regelverläufen: Während 
erstere den Fokus auf Kontingenz, Ereignishaftigkeit 
und die Rolle individueller oder kollektiver Handlung 
legt, betont letztere eher Pfadabhängigkeiten und 
Mechanismen der Reproduktion von sozialen Ord-
nungen und Institutionen. Dieser Unterschied stellt 
prozesssoziologische Untersuchungen vor ein erns-
tes Problem. Dieses gehen wir in unserem Ansatz an, 
indem wir Methoden, die eher Pfadabhängigkeiten 
abbilden, mit solchen kombinieren, die sich für das 
Untersuchen von Wendepunkten eignen. Zu erste-
ren zählt die Analyse des bisherigen Prozessverlaufs 
und seiner aktuellen Dynamik. Diese ergänzen wir 
durch die Analyse von Kontextbedingungen, die Ein-
fluss auf zukünftige Prozessverläufe nehmen kön-
nen, und Untersuchungen zum Aufbau gesellschaft-
licher Handlungsmacht, die über Prozessgrenzen 
hinweg gesellschaftlichen Wandel antreibt (Hall 
2016). 

Akteure und Handlungsträgerschaft 

Einen Fokus auf Prozesse mit einem Fokus auf Ak-
teure und ihre Handlungsmacht zu verknüpfen be-
deutet, gesellschaftlichen Wandel nicht als plötzli-
ches und punktuelles Phänomen zu verstehen, bei 
dem Perioden der Stabilität kurzzeitig durch weitge-
hend kontingente soziale Dynamiken durchbrochen 
werden. Vielmehr sehen wir gesellschaftliche Trans-
formationen als einen vielschichtigen Prozess, in 
dem sich auch in Phasen der Stabilität gegenläufige 
Dynamiken ausbilden und Koalitionen für den Wan-
del aufbauen können. Diese bilden dann wiederum 
die Voraussetzungen für spätere Veränderungen.  

Damit folgen wir Arbeiten des historischen Instituti-
onalismus, die die dynamische Entwicklung und 
Veränderung von gesellschaftlichen Institutionen 
untersuchen (Thelen und Streeck 2005). Sozialen 
Wandel verstehen wir als gleichzeitig geprägt von 
Akteuren, die Veränderungen anstoßen, sowie von 
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bestehenden Institutionen, die dem Wandel oft-
mals eine bestimmte Richtung geben. Tiefe Trans-
formationen sind in solch einem Modell nur dann 
möglich, wenn Prozesse des Wandels in verschiede-
nen Gesellschaftsbereichen zusammenwirken und 
gemeinsam ein Möglichkeitsfenster öffnen (Hall 
2016: 16). In anderen Worten: Größere institutio-
nelle Veränderungen erfordern auch außergewöhn-
liche Umstände, in denen Veränderungen in unter-
schiedlichen Sphären sich gegenseitig verstärken.  

Um Vorboten eines solchen Wandels zu erkennen, 
haben wir im globalen Outlook die Begriffe der Op-
portunitätsstruktur für gesellschaftliche Träger-
schaft, der Relationalität zwischen Treibern, und der 
Verdichtung von Handlungsoptionen eingeführt 
(Wiener et al. 2023). Wir gehen davon aus, dass die 
hier untersuchten sozialen Treiber nicht nur an sich 
Prozesse des Wandels antreiben oder behindern, 
sondern darüber hinaus auch finanzielle, rechtliche, 
diskursive oder ideelle Ressourcen bereitstellen, die 
von Akteuren in anderen Bereichen genutzt werden 

können. So stellen etwa globale Klimakonferenzen 
Möglichkeiten der Vernetzung für soziale Bewegun-
gen, private Klimainitiativen und Städtenetzwerke 
dar. Erfolgreiche Gerichtsprozesse für mehr Klima-
schutz prägen gesellschaftliche Diskurse und soziale 
Normen, die in politischen Auseinandersetzungen 
mobilisiert werden können. Private Standardset-
zung und Reporting durch Unternehmen tragen 
dazu bei, dass Daten produziert werden, die wiede-
rum in klimawissenschaftlichen Studien verwendet 
werden können. Durch diese Bereitstellung von Res-
sourcen entsteht, so unsere Überlegung, eine Op-
portunitätsstruktur für klimapolitisches Handeln, 
und über Zeit auch eine stärkere Verflechtung zwi-
schen Treibern, die wir Relationalität nennen. Eine 
Verdichtung dieser Ressourcen, Opportunitäten und 
Verflechtungen verweist wiederum auf die Möglich-
keit eines breiteren gesellschaftlichen Wandels 
(Wiener et al. 2023). Diese Vermutung werden wir 
über die nächsten Jahre in Folgestudien zu diesem 
ersten Band überprüfen. 

2.2 
Unterschiede zu existierenden Ansätzen  
Forschung zur Machbarkeit von 
techno-ökonomischen Szenarien 

Unsere Definition von Plausibilität deckt sich teil-
weise mit Ansätzen, die die ‚Machbarkeit‘ von tech-
noökonomischen Dekarbonisierungsszenarien un-
tersuchen. So definieren beispielsweise Jewell und 
Cherp (2023: 3) Plausibilität als "möglich in explora-
tiven Szenarien mit intern konsistenten Annah-
men". Dabei interessieren sie sich für realisierbare 
Politik- und Technologieoptionen, d.h. für Lösungen, 
die von bestimmten Gruppen von Akteuren umge-
setzt werden können. Hintergrund sind hier Zu-
kunftsszenarien, die bestimmte Temperatur- oder 
Emissionsziele erreichen, und auf technisch-ökono-
mischen Modellrechnungen basieren. An der Ent-
wicklung solcher Modelle und Szenarien sind jedoch 
vor allem Wirtschafts-, Ingenieur- und Naturwissen-
schaften beteiligt (Cointe et al. 2019, van Beek et al. 
2020), während kaum sozialwissenschaftliches Wis-
sen einfließt.  

Jewell und Cherp schlagen vor, modellbasierte tech-
nisch-ökonomische Ansätze und qualitative sozial-
wissenschaftliche Forschung zusammenzuführen, 
um die „Machbarkeit“ von Transformationspfaden 
zu erforschen und zu bewerten (siehe hierzu auch 
Turnheim und Nykvist 2019, Geels et al. 2020). Der 
analytische Fokus liegt dabei jedoch nach wie vor 

auf technologischen Innovationen, die als Haupt-
treiber des sozialen und politischen Wandels ange-
sehen werden. Dadurch wird die Rolle von Politik, 
Macht und Institutionen in der Klimawende nur un-
zureichend erfasst (Stirling 2014). Selbst natur- und 
technikwissenschaftlich geprägte Institutionen wie 
die amerikanische National Academy of Science ge-
hen jedoch inzwischen davon aus, dass die Grenzen 
für eine tiefgreifende Dekarbonisierung heute nicht 
länger im technologischen, sondern vor allem im so-
zialen und politischen Bereich liegen (NASEM 2021). 
So erfordert beispielsweise ein Kohleausstieg nicht 
nur kostengünstig verfügbare Alternativen in der 
Form von erneuerbaren Energien, sondern vor allem 
auch ein geeignetes soziales, politisches und rechtli-
ches Umfeld für die Stilllegung existierender Kohle-
kapazitäten (Chattopadhyay et al. 2021). 

Forschung zu sozialen Kipppunkten 

Schließlich unterscheidet sich unser Analyserahmen 
von der Forschung zu ‚sozialen Kipppunkten‘ hin zur 
Dekarbonisierung (Milkoreit et al. 2018, Otto et al. 
2020). Hier werden typischerweise soziale Felder o-
der Dynamiken identifiziert, die einen tiefgreifen-
den Wandel zur Dekarbonisierung bewirken könn-
ten, wenn sie eine bestimmte kritische Schwelle 
überschreiten (Lenton et al. 2023). Die Annahme ist, 
dass die sich entfaltende Dynamik ab dieser 
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Schwelle so stark und selbstverstärkend wird, dass 
eine neue Normalität unumkehrbar verankert wird 
(Milkoreit 2023). Die typische S-Kurve einer techno-
logischen Innovation, in der die anfangs kleine Zahl 
der Anwender*innen allmählich ansteigt, bis sie 
eine kritische Schwelle überschreitet und die Inno-
vation zum neuen Standard wird, ist hier das men-
tale Modell (David 1985).  

Entgegen diesem Denkmodell liegt unser Schwer-
punkt aber nicht auf der Identifizierung universaler 
Kipppunkte in sozialen Systemen, sondern auf kon-
textabhängigen sozialen Prozessen, die für eine be-
stimmte Klimazukunft ausschlaggebend sind 
(Aykut et al. 2021b, Wiener et al. 2023). Wir wollen 
ein realistischeres Verständnis davon gewinnen, 

wohin gegenwärtige soziale Dynamiken und Kon-
textbedingungen führen. Dabei gehen wir davon 
aus, dass soziale Dynamiken häufig eher in Form von 
wiederkehrenden Wellen oder Zyklen verlaufen, als 
dass sie klaren S-Kurven folgen (Baur 2005). Oft ist 
es daher nur im Nachhinein möglich, festzustellen, 
welche Verlaufsform eingeschlagen wurde, und ob 
ein bestimmter Schwellenwert die Richtung einer 
Dynamik dauerhaft verändert hat (Abbott 2020). 
Anstelle eines überoptimistischen Fokus auf mögli-
che positive Kippunkte ziehen wir es daher vor, auf 
Basis beobachtbarer Dynamiken und begründeter 
Annahmen über zukünftige Entwicklungen eine re-
alistische Einschätzung von Plausibilität vorzuneh-
men. 

 

2.3 
Vorgehen in dieser und kommenden 
Studien
Dieser Klimawende-Ausblick ist der erste in einer 
von nun an regelmäßig erscheinenden Reihe von 
Studien zu den gesellschaftlichen Dynamiken der 
Klimawende in Deutschland. Er stellt das grundle-
gende Vorgehen, den analytischen Rahmen und die 
Treiberstruktur unseres Ansatzes vor und legt damit 
den Grundstein für ein regelmäßiges Monitoring der 
sozialen Treiber der Transformation zur Klimaneut-
ralität. Darüber hinaus wird ein erstes Teilassess-
ment von vier Treibern vorgenommen. Der Fokus 
liegt in diesem ersten Jahr auf der deutschen 
Klimapolitik und der globalen Klimagovernance, so-
wie auf den Treibern Klimabewegung und -proteste, 
und Klimaklagen.  

Basis des analytischen Rahmens für unsere Studien 
bilden neben der Pionierarbeit der Hamburg Cli-
mate Futures Outlooks und weitergehenden Litera-
turauswertungen auch eine Reihe von Stakeholder-
Gesprächen, die im Sommer 2022 und 2023 in Berlin 
und im Februar 2024 in Hamburg stattgefunden ha-
ben. Bei diesen Workshops haben wir gemeinsam 
mit beteiligten Akteuren aus der Zivilgesellschaft 
unseren Ansatz, die zugrunde liegenden Annahmen, 
und insbesondere die Ergebnisse unserer Untersu-
chungen zu den in diesem Jahr im Fokus stehenden 
Treibern diskutiert und auf ihre Robustheit über-
prüft. Die Methode der dialogischen Überprüfung 
von Ergebnissen in Stakeholder-Workshops werden 
wir auch in Zukunft nutzen, um unseren Ansatz wei-
terzuentwickeln und mögliche blinde Flecken unse-
rer Analyse zu identifizieren.  

Über die nächsten Jahre werden wir schrittweise 
neue Treiber in den Fokus nehmen und dabei auch 
die Datenbasis für unsere Betrachtungen und Ana-
lysen vergrößern. Unser bisheriges Vorgehen zur Zu-
sammenstellung von Dokumenten-Korpora und ih-
rer Analyse haben wir in einem Anhang zu diesem 
Bericht dargestellt. Wichtig ist uns, zu betonen, dass 
das Projekt zum Monitoring und zur Analyse gesell-
schaftlicher Dynamiken der deutschen Klimawende 
langfristig angelegt ist. Der Umfang und die Basis 
der Analyse werden also über die kommenden Jahre 
nach und nach ausgebaut.  

Dabei werden wir auch zunehmend andere Projekte 
und Forscher*innen an der Universität Hamburg 
und darüber hinaus einbinden. Für diesen ersten 
Band kooperieren wir etwa mit Protestforschern des 
Wissenschaftszentrums Berlin (WZB) (siehe Box 1). 
In den folgenden Jahren werden wir immer wieder 
neue Kooperationen zu einzelnen Treibern knüpfen, 
oder durch die gezielte Zusammenarbeit mit Kolle-
ginnen und Kollegen unsere Treiberanalysen ergän-
zen. 
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3 
Eine Plausibilitatsanalyse für die 
deutsche Klimawende 

3.1 
Das Szenario: Klimaneutralität bis 2045 
Es gibt inzwischen eine Vielzahl an Studien, die an-
hand von Modellrechnungen zeigen, wie die ambiti-
onierten Ziele des Klimaschutzgesetzes in konkrete 
Reduktionspfade umgesetzt werden könnten. Dazu 
gehören unter anderem die federführend von der 
Stiftung Klimaneutralität in Auftrag gegebene Stu-
die Klimaneutrales Deutschland 2045 (Prognos et al. 
2021), die Klimapfade 2.0 des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie (Boston Consulting Group 
2021), die Studie Aufbruch Klimaneutralität der 
Deutschen Energie-Agentur (dena 2021), die Lang-
fristszenarien des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (Fraunhofer ISI und 
Consentec GmbH 2021) sowie der Szenarienver-
gleich Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutrali-
tät 2045 des Kopernikus-Projekts Ariadne (2021). Ge-
mein ist diesen Studien, dass sie den Übergang zur 
Klimaneutralität primär als technisches und ökono-
misches Problem begreifen, und anhand von Model-
len des Energiesystems und relevanter Sektoren 
technisch machbare Reduktionspfade simulieren. 
Ausgehend davon werden in manchen der Szena-
rien auch die klimapolitische Effektivität und die 
volkswirtschaftlichen Kosten verschiedener politi-
scher Maßnahmen abgeschätzt.  

Darüber hinaus gleichen sich die verschiedenen Sze-
narien aber ebenfalls darin, dass sie Transformati-
onsanstrengungen beschreiben, die aktuelle Ten-
denzen weit übersteigen. Alle Szenarien sehen ei-
nen raschen Übergang zu erneuerbarem Strom, grü-
nem Wasserstoff und zum Teil auch grünen E-Fuels, 
sowie nachhaltig erzeugter Biomasse vor. In allen 
spielt die direkte Elektrifizierung des Energiever-
brauchs eine zentrale Rolle, wobei in den Endnut-
zungssektoren Gebäude, Verkehr und Industrie zu-
meist bereits bis 2030 ein konsequenter Umstieg 
auf Elektrifizierung im Sinne einer Sektorkopplung 
stattfinden muss. Die Erzeugung aus erneuerbarem 
Strom steigt rasant: Photovoltaik wird bis 2030 in 
den Szenarien verdoppelt bis vervierfacht, und bis 

2045 in einigen Szenarien verzehnfacht. Windener-
gie onshore wird bis 2045 mindestens verdreifacht 
und in einigen Szenarien nahezu versechsfacht. 
Auch die Energieeffizienz steigt in allen Szenarien 
deutlich stärker als es eine Tendenzentwicklung er-
warten ließe, und führt in den Zielszenarien bis 2045 
zu einem deutlichen Rückgang des Endenergiever-
brauchs gegenüber 2019, der Werte zwischen einem 
Drittel und über der Hälfte erreicht. Hinzu kommt 
ein massiver Umbau der Infrastruktur zur Umset-
zung von Elektrifizierung, Fernwärme, Wasserstoff-
wirtschaft, E-Mobilität und Wärmepumpen, die die 
aktuellen Infrastrukturplanungen weit übertref-
fen. Schließlich erfordert das Erreichen der Kli-
maneutralität die Erschließung von Senken zur CO2 
-Entnahme.  

Die notwendige Anstrengung wird von den Au-
tor*innen der Adriane-Studie wie folgt zusammen-
gefasst: „Die Klimaschutz-Ziele für 2030 und 2045 
sind extrem herausfordernd und können nur mit 
massiven Investitionen, zusätzlichen politischen 
Maßnahmen und Infrastrukturaufbau in allen Sek-
toren erreicht werden“ (Kopernikus-Projekt Ariadne 
2021: 4). Allerdings zeigen Gutachten zur Klimapoli-
tik der Ampel-Koalition, dass die aktuellen Anstren-
gungen dazu wahrscheinlich nicht ausreichen wer-
den (ERK 2022, 2023). Es existiert also eine Umset-
zungslücke (Schmidt et al. 2019, Perino et al. 2022) 
zwischen den Zielen des Klimaschutzgesetzes und 
den verabschiedeten Maßnahmen. Hinzu kommen 
bekannte Vollzugsdefizite im Umwelt- und Klima-
schutzrecht, die eine reibungslose Umsetzung ein-
mal verabschiedeter rechtlicher Instrumente in der 
Praxis als wenig wahrscheinlich erscheinen lassen 
(Ziehm 2010). Und schließlich ist langfristige 
Klimapolitik von einer „dynamischen Inkonsistenz“ 
geprägt (Kalk und Sorger 2023), die in den Modell-
rechnungen der Transformationsgutachten mit ih-
ren gleichförmigen Reduktionspfaden nicht vor-
kommt. Die Umsetzung des Transformationspro-
gramms über zwei Dekaden setzt eine politische 

https://www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/klimaneutrales-deutschland-2045/
https://bdi.eu/publikation/news/klimapfade-2-0-ein-wirtschaftsprogramm-fuer-klima-und-zukunft/
https://www.dena.de/newsroom/meldungen/dena-leitstudie-aufbruch-klimaneutralitaet/
https://www.langfristszenarien.de/enertile-explorer-de/
https://www.langfristszenarien.de/enertile-explorer-de/
https://ariadneprojekt.de/publikation/deutschland-auf-dem-weg-zur-klimaneutralitat-2045-szenarienreport/
https://ariadneprojekt.de/publikation/deutschland-auf-dem-weg-zur-klimaneutralitat-2045-szenarienreport/
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Stabilität voraus, die in einer pluralistischen Demo-
kratie wie der Bundesrepublik Deutschland nur 
schwer erreicht werden kann. Bis 2045 wird es un-
weigerlich zu Regierungs- und Politikwechseln kom-
men, und damit voraussichtlich auch zu Rückschlä-
gen in der Umsetzung der Klimawende. Damit ein-
her geht das Risiko einer über Zeit ökonomisch inef-
fizienten und klimapolitisch ineffektiven Umset-
zung der Transformation. 

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die 
Transformationsszenarien nicht nur einen tech-
nisch-ökonomisch Umbau Deutschlands beschrei-
ben. Vielmehr setzen die darin implizierten massi-
ven Investitionen in Infrastruktur, Eingriffe in 
Marktgeschehen und langfristigen Planungshori-
zonte auch einen aktiven grünen Staat (Eckersley 
2021) mit deutlich ausgebauten administrativen 
und finanziellen Kapazitäten auf allen Governance-
Ebenen voraus. Die Szenarien für eine Klimatrans-
formation bis 2045 gehen also implizit davon aus, 
dass die Europäische Union und die Bundesregie-
rung geeignete Steuerungsmöglichkeiten aufbauen, 
um die Transformation anzutreiben und den Struk-
turwandel durch geeignete soziale Maßnahmen so 
zu begleiten, dass größere Rückschläge vermieden 
werden. Darüber hinaus müssen Städte, Kommu-
nen und Bundesländer finanziell, personell und or-
ganisational in die Lage versetzt werden, europäi-
sche und nationale Maßnahmen umzusetzen, und 

darüber hinaus auch selbsttätig und proaktiv eigene 
klimapolitische Vorhaben voranzutreiben.  

Hinzu kommt, die große Bedeutung einer aktiven Zi-
vilgesellschaft, die Politik immer wieder antreibt 
und die ‚dynamische Inkonsistenz‘ von Klimapolitik 
damit zu minimieren vermag. Die Frage nach der 
Rolle gesellschaftlicher Dynamiken in der Klima-
wende betrifft also einerseits ihren potenziellen Bei-
trag zur Schließung der Umsetzungslücke – inwie-
fern tragen etwa nachhaltige Konsummuster oder 
Klimapläne von Unternehmen dazu bei, Emissionen 
zu senken? – andererseits aber auch die Ausbildung 
einer Gesellschaft der Klimawende, die Vollzugsde-
fizite identifiziert und verringert, und die demokra-
tische Umsetzung der Klimawende auch gegen Wi-
derstände und Rückschläge gewährleistet. Nötig ist 
dazu eine breite gesellschaftliche Trägerschaft der 
Klimawende (Aykut et al. 2019) durch Bündnisse und 
Initiativen, die Klimapolitik auf allen Ebenen und in 
verschiedenen Sektoren verankern, aber auch de-
mokratische Institutionen stärken, um so die lang-
fristigen Chancen einer tiefen Dekarbonisierung zu 
erhöhen.  

Aus diesen Überlegungen folgt, dass sich die Ana-
lyse der Plausibilität der Klimawende nicht reduzie-
ren lässt auf die Addition und Subtraktion von zu-
künftigen Treibhausgasemissionen. Vielmehr muss 
sie stets auch die soziale und politische Form einer 
zukünftigen „Gesellschaft der Nachhaltigkeit“ 
(Adloff und Neckel 2019) in den Blick nehmen.   

3.2 
Treiberauswahl und Theorien des Wan-
dels 
Die Auswahl der sozialen Treiber für dieses Assess-
ment baut auf dem Modell des Hamburg Climate 
Future Outlooks auf und überträgt es auf den deut-
schen Kontext (Abbildung 1). Für die globale Studie 
wurden auf der Basis von Literaturrecherchen und 
eigener Expertise im Exzellenzcluster Klima, Klima-
wandel, und Gesellschaft zehn soziale Treiber der 
Dekarbonisierung identifiziert, die sowohl etablierte 
wie auch emergente soziale Prozesse, sowie lokale, 
nationale und globale Dynamiken repräsentieren 
(Stammer et al. 2021: 40-41). Zu diesen im globalen 
Outlook analysierten Treibern zählen zunächst die 
globale Klimagovernance unter dem Dach der Ver-
einten Nationen, transnationale Initiativen von 
Städten, Regionen, Unternehmen und Nichtregie-
rungsorganisationen, sowie nationale klimapoliti-

sche Regulierung. Zu diesen Prozessen im Hand-
lungsfeld Politik kommen Dynamiken im zivilgesell-
schaftlichen Bereich wie Klimaproteste und soziale 
Bewegungen, Klimaklagen gegen Regierungen, Un-
ternehmen und fossile Infrastrukturen, Medienbe-
richterstattung zu Klimathemen, und klimabezo-
gene Wissensproduktion. Zuletzt werden mit den 
Treibern Unternehmenshandeln, Divestment aus 
fossilen Vermögenswerten und Konsummuster Dy-
namiken untersucht, die klimarelevante Verände-
rungen im Handlungsfeld der Wirtschaft beschrei-
ben.  

Um dieses Treiberset auf den Kontext der deutschen 
Klimawende zu übertragen, wurden weitergehende 
Literaturanalysen vorgenommen, zwei Stakeholder-
workshops durchgeführt und wiederum auf die Ex-
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pertise im Excellenzcluster zurückgegriffen. Im Er-
gebnis wurden acht Treiber übernommen und ledig-
lich hinsichtlich ihres Zuschnittes und relevanter 
Kontextbedingungen an den deutschen Kontext an-
gepasst. Zwei Treiber wurden stärker verändert: Kli-
mapolitische Regulierung wurde durch Deutsche 
Klimapolitik im europäischen Rahmen ersetzt. Und 
anstelle transnationaler Initiativen untersuchen wir 
subnationale Klimagovernance. Damit tragen wir 
der herausragenden Rolle der Kommunen und Län-
der in der deutschen Klimawende Rechnung.  

Neu hinzugekommen sind zwei Treiber, die uns für 
den deutschen Kontext als relevant erscheinen. Der 
Treiber alternative Wirtschaftsformen umfasst öko-
nomische Aktivitäten und Formen, die darauf abzie-
len, Marktlogiken und Wachstumszwang zu durch-
brechen, um Umweltauswirkungen zu reduzieren. 
Der Treiber Transformation der Arbeit wiederum fo-
kussiert Veränderungen in Betrieben und Ausbil-
dungswegen, gewerkschaftliche Mobilisierungen 
für oder gegen Klimaschutz, sowie Debatten um 
Mitbestimmung und Wirtschaftsdemokratie im so-
zial-ökologischen Übergang. Während diese beiden 
Treiber im globalen Maßstab bisher noch nicht als 
relevant genug erachtet wurden, um in die Analyse 
aufgenommen zu werden, erscheinen sie uns im 
Kontext der Industrienation Deutschland als poten-
ziell signifikante Faktoren für den weiteren Verlauf 
der Klimawende. Hintergrund dieser Erweiterung 
des Treibersets ist auch unsere Auswertung der Kli-
maneutralitätsszenarien für Deutschland. Diese 
legt nahe, dass eine umfassende Klimawende nicht 
einfach durch eine Dekarbonisierung der aktuellen 
Gesellschaft bei gleichzeitiger Beibehaltung ihrer 
Strukturmerkmale erreicht werden kann. Ein klima-
neutraler Umbau erfordert neben neuen Technolo-
gien und Märkten auch eine „Gesellschaft der Kli-
mawende“, die sich durch neue Wirtschafts- und 
Konsumpraktiken sowie eine veränderte Rolle des 
Staates und der Zivilgesellschaft kennzeichnet. An-
gesichts der Schwierigkeit, Alternativen zu aktuellen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsformen im Kontext 
existierender Systemzwänge zu imaginieren und zu 
etablieren, geben wir daher durch die Aufnahme der 
beiden neuen Treiber auch im Entstehen begriffe-
nen sozialen und ökonomischen Formen Raum.  

Jeder der betrachteten sozialen Treiber repräsen-
tiert außerdem eine implizite Theorie des Wandels 
hin zur Klimaneutralität. So wurde zum Beispiel 
lange davon ausgegangen, dass ein globales Prob-
lem wie der Klimawandel nur durch einen globalen 

Ansatz gelöst werden könne, der die Produktion ge-
sicherten Expertenwissens über Ursachen und Lö-
sungen mit der Bildung multilateraler Institutionen 
verbindet (Miller 2004b). Diese Überzeugung führte 
1988 zur Schaffung des Weltklimarates IPCC und 
1992 zur Verabschiedung der Klimarahmenkonven-
tion der Vereinten Nationen. Sie liegt dem Prozess 
jährlicher globaler Klimakonferenzen zugrunde, so-
wie der Ausbildung einer ausdifferenzierten klima-
wissenschaftlichen Forschungs- und Expertiseland-
schaft, der wir jeweils einen eigenen Treiber wid-
men. Der Glaube an die geeinte Kraft von Wissen-
schaft und Multilateralismus ist allerdings mit der 
Zeit – spätestens seit der gescheiterten Konferenz in 
Kopenhagen in 2009 – an seine Grenzen gestoßen 
(Geden 2012). Das Pariser Abkommen von 2015 setzt 
daher stärker auf die nationalstaatliche Ebene 
(Falkner 2016). Für einen solchen Fokus steht in un-
serem Modell der Treiber deutsche Klimapolitik. 

Angesichts des Mangels an klimapolitischer Ambi-
tion und der schleppenden Umsetzung von Klima-
schutzmaßnahmen in vielen Ländern verweisen an-
dere Beobachter*innen wiederum auf den Aufstieg 
von Unternehmen als globale Akteure mit quasi-re-
gulatorischer Macht (Hulme 2023b), auf die Rolle 
von Städten und Städtenetzwerken als Trendsetter 
einer globalen Klimawende (Betsill und Bulkeley 
2004), oder auf den Einfluss großer Finanzakteure 
und Investmentfonds in einer finanzialisierten 
Weltwirtschaft (Hestres und Hopke 2020). Wieder 
andere heben die Rolle sozialer Bewegungen in his-
torischen Prozessen tiefgreifenden sozialen und kul-
turellen Wandels hervor, und setzen auf den Aufbau 
einer breiten Klimabewegung und die transforma-
tive Wirkung zivilen Widerstands (Fisher und Nasrin 
2021, Fisher 2022). 

Das von uns verwendete Hamburger Treibermodell 
mit den genannten Anpassungen erlaubt es, diese 
verschiedenen Annahmen einer empirischen Über-
prüfung zu unterziehen, indem wir die Treiber je-
weils einzeln systematisch hinsichtlich ihrer Dyna-
mik und Wirkung analysieren. Darüber hinaus ent-
wickeln wir in enger Zusammenarbeit mit dem 
Team des globalen Outlooks über die nächsten Jahre 
Methoden zur Analyse der Interaktion und Relatio-
nalität zwischen Treibern, und der Verdichtung von 
Indizien und Gelegenheiten für einen gesamtgesell-
schaftlichen transformativen Wandel. 
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Abbildung 1: Übersicht des Analyserahmens und der Treibersystematik des Klimawende Ausblicks 

3.3 
Dynamik, Kontext und Wirkungslogiken 
Zentrale Bausteine unseres Assessments sind zu-
nächst, analog zum globalen Ansatz (Aykut et al. 
2021b, Wiener et al. 2023), die Untersuchung der 
Treiberdynamiken, sowie der jeweiligen Konstellati-
onen ermöglichender und beschränkender Kontext-
bedingungen. Anhand der Ergebnisse dieser beiden 
Analyseschritte nehmen wir eine Abschätzung plau-
sibler zukünftiger Entwicklungen der Treiber vor 
und bewerten ihren voraussichtlichen Beitrag zur 
Klimawende. Um diesen Beitrag noch genauer zu 
fassen, etwa im Hinblick auf indirekte Effekte und 
mögliche Interaktionen zwischen Treibern, führen 
wir in dieser Studie außerdem einen dritten Analy-
seschritt ein, und untersuchen treiberspezifische 
Wirkungslogiken. 

Die Dynamik eines Treibers ergibt sich aus einer Be-
trachtung seiner historischen Trajektorie und aktu-
ellen Entwicklungen, die diesen Entwicklungspfad 
bestätigen oder von ihm abweichen. Wichtige Ele-
mente sind hier die Zeitlichkeit und Ergebnisoffen-
heit sozialer Prozesse und die Identifizierung mögli-
cher Wendepunkte, aber auch die Untersuchung der 
jeweils spezifischen internen Mechanismen, die 

Pfadabhängigkeiten begründen, verstärken oder 
durchbrechen. Die Analyse der Treiberdynamik er-
laubt erste Rückschlüsse auf wahrscheinlich zukünf-
tige Entwicklungen durch eine Fortschreibung ver-
gangener Tendenzen. Sie ist allerdings wenig geeig-
net, um zukünftige Pfadabweichungen oder mögli-
che Wendepunkte frühzeitig zu erkennen.  

Die relevanten Kontextbedingungen eines Treibers 
sind externe Faktoren, die ermöglichend oder behin-
dernd auf die Treiberdynamik wirken. Kontextbe-
dingungen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Än-
derungsgeschwindigkeit, von eher strukturellen zu 
institutionellen und schließlich situationellen Kon-
textbedingungen. So sind staatliche Handlungska-
pazitäten im Bereich der Klimapolitik beispielswiese 
eher strukturell bedingt und können nur langsam 
aufgebaut werden, während sich politische Mehr-
heiten, die auch einen starken Einfluss auf Klimapo-
litik haben, alle paar Jahre verändern, und Energie-
preise sogar im Laufe eines Jahres stark schwanken 
können. Weiterhin können Kontextbedingungen 
nationale Phänomene abbilden (staatliche Kapazi-
täten, Wahlen) oder auf supranational Dynamiken 
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verweisen (Preisbewegungen auf globalen Märk-
ten).   

Die Wirkungslogiken eines Treibers beschreiben 
schließlich die jeweils spezifische Art und Weise, in 
der dieser die Chancen einer schnellen Transforma-
tion zur Klimaneutralität beeinflusst. Die Wirkung 
eines Treibers kann direkt sein, etwa wenn der Bun-
destag per Gesetz die Schließung von Kohlekraft-
werken veranlasst, beinhaltet aber auch indirekte 
Auswirkungen, wenn beispielsweise soziale Bewe-
gungen eine Veränderung von gesellschaftlichen 
Normen und Werten bewirken. Damit ergibt sich 
eine vielschichtige Betrachtungsweise von Wirkun-
gen, die auf eine Überlagerung von Zeitschichten 
und damit eine „Gleichzeitigkeit von Ungleichzeiti-
gem“ verweist, die soziale Prozesse insgesamt kenn-
zeichnet (Baur 2005). Weiterhin betrachten wir bei 

der Untersuchung von Wirkungslogiken auch die 
Rolle von finanziellen, ideellen, diskursiven, und ma-
teriellen Ressourcen, die in einem sozialen Treiber 
generiert werden, und dann von Akteuren in einem 
anderen Treiber oder Handlungsfeld genutzt wer-
den, um klimapolitische Handlungsmacht aufzu-
bauen oder um die Kontextbedingungen für Klima-
schutz zu verbessern. 
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4 
Handlungsfeld der Politik  

4.1 
Deutsche Klimapolitik im europäischen 
Rahmen 
Der erste Treiber umfasst klassische Klimapolitik in 
der Form von Regierungshandeln, Gesetzen und 
Verordnungen auf Bundesebene und im europäi-
schen Rahmen (Sprinz und Weiß 2001, Weidner und 
Mez 2008), sowie klimarelevante Eingriffe in andere 
Politikbereiche wie Finanzen, Verkehr oder Land-
wirtschaft, die indirekte Auswirkungen auf die Emis-
sionsentwicklung haben (Adelle und Russel 2013). 
Wie auch bei dem globalen Treiber klimabezogene 
Regulierung (Jarke-Neuert et al. 2023) fällt darunter 
eine breite Palette an rechtlichen und politischen In-
strumenten wie z.B. Emissionsnormen, marktba-
sierte Mechanismen, Subventionen und der Bau von 
Infrastrukturen, Informations- und Kennzeich-
nungspflichten, oder Beteiligungsverfahren, die Un-
ternehmen, Individuen und staatliche Organe dazu 
bringen sollen, sich mehr oder weniger klimafreund-
lich zu verhalten. Außerdem wollen wir außenpoliti-
sches Regierungshandeln in den Blick nehmen. Da-
mit folgen wir der schon früh geäußerten Vermu-
tung, dass Klimapolitik nicht im nationalstaatlichen 
Rahmen allein zu denken sei, sondern nur als inte-
grierte Strategie der Innen- und Außenpolitik 
(Brauch 1996). 

Den Rahmen für deutsche Klimapolitik bildet das 
Bundes-Klimaschutzgesetz. Grundlage des Gesetzes 
ist das Pariser Klimaabkommen von 2015, nach dem 
der globale Temperaturanstieg auf deutlich unter 
2°C und möglichst 1,5°C begrenzt werden soll, sowie 
europäische Regelungen und Zielsetzungen 
(Verheyen und Pabsch 2019). Zur Umsetzung des 
Abkommens wurde 2016 zunächst der Klimaschutz-
plan 2050 beschlossen. Nach der Klimakonferenz in 
Katowice 2018 kündigte die Bundesregierung ein 
Klimaschutzgesetz an. Dieses wurde am 15. Novem-
ber 2019 im Bundestag verabschiedet und verankert 
erstmals Klimaschutz- und Sektorziele gesetzlich. 
Die nach dem Klimaschutzbescheid des Bundesver-
fassungsgerichts novellierte Fassung des Gesetzes 
vom 18. August 2021 sieht vor, die Treibhaus-
gasemissionen bis 2030, um mindestens 65 % ge-
genüber 1990 zu mindern, bis 2040 um mindestens 

88%, und bis 2045 Netto-Treibhausgasneutralität zu 
erreichen. Zudem legt das Gesetz für den Zeitraum 
bis zum Jahr 2040 jährliche Minderungsziele fest 
und definiert bis 2030 jährliche Höchstemissions-
mengen für Wirtschaftssektoren. Im Falle einer 
Überschreitung dieser sektoralen Höchstmengen 
hat das zuständige Bundesministerium ein Sofort-
programm vorzulegen (Stand Dezember 2023).  

Obgleich der Fokus dieses Treibers primär auf bun-
desdeutscher Klimapolitik liegt, betrachten wir hier 
auch Entwicklungen im europäischen Rahmen 
(Schoenefeld und Jordan 2020). Diese untersuchen 
wir als Teil der Treiberdynamik, insofern sie direkte 
Auswirkungen auf deutsche Klimapolitik haben, wie 
dies etwa bei dem europäischen Emissionshandel 
der Fall ist (Perino 2018, Borghesi et al. 2023). Der im 
Dezember 2019 verabschiedete Green Deal gibt 
Strategie und Transformationspfade vor, wie der 
Staatenbund bis 2050 klimaneutral gemacht wer-
den soll (Dupont und Torney 2021). Das europäische 
Klimagesetz von Juli 2021 wiederum macht die Ziele 
des EU Green Deals rechtlich verbindlich, schreibt 
u.a. eine Treibhausgasreduktion von 55% bis 2030 
vor, und schafft einen an den Überprüfungszyklen 
des Pariser Klimaabkommens orientierten Gover-
nance-Rahmen, um die Fortschritte der Mitglieds-
staaten zu überprüfen und ggfs. anzupassen. Zu-
letzt ist noch das 2021 veröffentlichte „Fit for 55“ 
Klimapaket zu nennen, mit dem eine breite Palette 
an klima- und energiepolitisch relevanten Rechtsak-
ten überarbeitet werden (Oberthür und Von 
Homeyer 2023). Indirekte Einflussfaktoren wie euro-
päische Subventionsregeln, Regulierungen, die den 
Binnenmarkt betreffen, stellen hingegen Kontext-
bedingungen für deutsche Klimapolitik dar (Fischer 
2017).  

Zu beachten ist außerdem, dass politische und 
rechtliche Institutionen nicht außerhalb der Gesell-
schaft stehen, sondern selbst Teil sozialer Dynami-
ken sind (Hall 1993, Thelen 1999, Sabatier 2007). In 
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ökologischen Transformationsprozessen ist politi-
sche Steuerung zugleich Resultat gesellschaftlicher 
Prozesse und Kontextbedingungen und wirkt selbst 
wieder ermöglichend oder hemmend auf gesell-
schaftliche Prozesse (Geels et al. 2017, Geels 2019). 
So wurden in mehreren klimarelevanten Sektoren 
Lock-ins nachgewiesen, in denen sich politische, 
ökonomische und zivilgesellschaftliche Strukturen 
gegenseitig stabilisieren und einen schnellen Wan-
del verhindern (Unruh 2000, Seto et al. 2016, 
Mattioli et al. 2020). Andererseits können ähnliche 
Mechanismen auch für Prozesse des Lock-out ge-
nutzt werden (Lehmann et al. 2012), etwa wenn po-
sitive Feedbackschliefen zwischen Klimapolitik und 
gesellschaftlichen Entwicklungen bestehen 
(Meckling 2019, Jordan und Moore 2020).  

Kontextbedingungen 

Analog zum Treiber Klimaregulierung im globalen 
Outlook (Jarke-Neuert et al. 2023) lassen sich eine 
Reihe von Kontextbedingungen für deutsche 
Klimapolitik identifizieren, die zunächst eher struk-
turelle Faktoren umfassen. Erstens ist hier die um-
weltpolitische Staatskapazität zu nennen. Diese um-
fasst die Existenz und Autorität spezialisierter Be-
hörden zur Problemlösung, ihre rechtliche Kompe-
tenz, Ausstattung mit Expertise, Finanzmitteln und 
Personal (Jänicke 1996). Sie erhöht sich beispiels-
weise, wenn der Zuständigkeitsbereich eines Minis-
teriums erweitert wird, ein neues Set an Politikin-
strumenten verfügbar ist (Jordan et al. 2013), oder 
wenn spezialisierte Organisationen geschaffen wer-
den, die unabhängig von dem Druck organisierter 
Interessen agieren können (Meckling und Nahm 
2018). Gemeinsam verweisen diese Elemente auf 
den Aufbau eines „Umweltstaates“ mit mehr oder 
weniger ausgeprägten Problemlösungskompeten-
zen (Duit et al. 2016), bzw. seinem Ausbau zu einem 
transformativen „grünen Staat“ (Eckersley 2021). 
Unter diese Rubrik fallen weiterhin Kapazitäten der 
Exekutive und Judikative zur Rechtsdurchsetzung 
und zum Vollzug geltender Rechtsnormen (Mayntz 
1978).  

Die Chancen eines solchen Umbaus, sind, zweitens, 
eng verbunden mit der politischen Ökonomie der De-
karbonisierung. Umweltpolitik ist in kapitalistischen 
Demokratien durch politökonomische Konfliktlagen 
gekennzeichnet, die tiefe ökologische Transformati-
onen oft erschweren (Schnaiberg et al. 2002, 
Hausknost 2020). Die Veränderung solcher Interes-
senlagen, etwa durch disruptive technologische In-
novationen, Preisentwicklungen auf globalen Märk-
ten, oder den Aufstieg neuer Akteurskoalitionen, 
kann aber auch Räume für politischen Wandel eröff-
nen (Meadowcroft 2005). Ein Fokus unserer Analyse 
liegt daher auf Veränderungen in der klimapoliti-
schen  Positionierung wichtiger Interessensver-
bände und Firmen (Kalk und Sorger 2023). Da 
Klimapolitik in Föderalstaaten auch wesentlich 

durch regionale Wirtschaftsinteressen geprägt wird 
(Fisher, 2006), nehmen wir dabei neben der Bundes- 
auch die Länderebene in den Blick.  

Einen signifikanten Einfluss auf nationale Politik ha-
ben, drittens, globale Institutionen, Normen und 
Konflikte (Young 1986, Vogler 2016). Dazu zählen 
völkerrechtliche Normen und Verhandlungen im 
Rahmen der Vereinten Nationen, internationale 
Vertragswerke wie das Pariser Klimaabkommen, 
das politische Ziele und rechtliche Vorgaben für na-
tionale Klimapolitik festschreibt, sowie Ansätze 
‚weicher‘ Koordination durch internationale Organi-
sationen. Hinzu kommen geopolitische Krisen, wie 
etwa die Auswirkungen des russischen Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine (Aykut und Dahan 2022), 
sowie geoökonomische Konflikte, wie beispiels-
weise die handelspolitischen Spannungen zwischen 
Europa und den USA im Nachgang der Verabschie-
dung des amerikanischen Inflation Reduction Act, o-
der die zunehmende Zuspitzung der Rivalität zwi-
schen den USA und China.  

Viertens ist die gesellschaftliche Resonanzfähigkeit 
von Klimapolitik zu nennen, d.h. die Anschlussfähig-
keit klimapolitischer Themen und Entscheidungen 
in relevanten Teilen der Bevölkerung (Reusswig und 
Schleer 2021). Damit angesprochen ist die öffentli-
che Meinung zum Klimawandel (Capstick et al. 2015, 
Drews und Van den Bergh 2016) und seiner relativen 
Wichtigkeit als politischem Problem (Bromley-
Trujillo und Poe 2020), sowie Vorstellungen zur ge-
nerellen Vereinbarkeit von Klimaschutz und Wirt-
schaftswachstum (Mildenberger und Leiserowitz 
2017), die Unterstützung von bestimmten klimapo-
litischen Instrumenten (Fairbrother 2022), oder auch 
Entscheidungen der Klimaaußenpolitik (Kenny 
2023). Von Bedeutung ist weiterhin die mediale Be-
richterstattung zum Klimawandel (Boykoff 2011, 
Schmidt et al. 2013), und die Ausbildung dominanter 
medialer Rahmungen (Trumbo 1996), die das Thema 
sachlich, emotional, oder polarisierend darstellen 
(Chinn et al. 2020). So zeigen Studien, dass sich Be-
richte zu den lokalen Auswirkungen von Klimawan-
del eher positiv auf die Unterstützung von Klimapo-
litik auswirken (Wiest et al. 2015), während ein Fokus 
auf die Kosten von Klimaschutzmaßnahmen eher 
demobilisiert (Stecula und Merkley 2019). Auch neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse können sich auf ge-
sellschaftliche Normen und die Unterstützung von 
Klimapolitik auswirken. Daher sind Attacken auf die 
Integrität von wissenschaftlichen Erkenntnissen re-
gelmäßig Teil von Kampagnen gegen Klimapolitik 
(Jacques et al. 2008, Lamb et al. 2020). 

Eng damit zusammen hängt, fünftens, die Stärke po-
litischer Unterstützer- und Bremserkoalitionen. Da-
runter fallen einerseits politische Mehrheiten und 
die Zusammensetzung des politischen Personals in 
Regierung, Behörden und Parlament. Klimafreundli-
che Regierungen sind eher Willens und in der Lage, 
klimapolitische Instrumente zu verabschieden und 
zu implementieren (Bromley-Trujillo und Poe 2020). 
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Und breite legislative Mehrheiten machen es wahr-
scheinlicher, dass Maßnahmen auch gegen Wider-
stände durchgesetzt werden. Andererseits sind hier 
aber auch sozialer Bewegungen und zivilgesell-
schaftliche Bündnisse für oder gegen Klimapolitik 
angesprochen. So haben die Massenproteste von 
Fridays for Future seit 2019 der Klimapolitik in vielen 
europäischen Ländern Auftrieb gegeben 
(Wahlström et al. 2019, de Moor et al. 2021). Man-
chen Studien schätzen den Einfluss dieser Politisie-
rung auf effektiven Klimaschutz sogar als wichtiger 
ein als die Zusammensetzung der Regierungskoali-
tion (Nash und Steurer 2022). Andererseits ist spä-
testens seit der Gelbwestenbewegung in Frankreich 
auch das Potential einer Verhinderung von Klimapo-
litik durch soziale Bewegungen in den Fokus gekom-
men (Martin und Islar 2021), und es haben sich For-
schungslinien zu klimapolitischem Backlash und zur 
Rolle reaktionärer Kräfte in Klimakonflikten gebildet 
(Patterson 2023). 

Zu nennen ist außerdem als situationelle Kontext-
bedingung die Wirkung von „Fokussierungsereignis-
sen“ wie Klimakatastrophen oder politischen Krisen 
(Nohrstedt und Parker 2023). Auch wenn die For-
schung zur Wirkung solcher Ereignisse nicht eindeu-
tig ist, und keineswegs von einem Automatismus 
ausgegangen werden kann, eröffnen Fokussie-
rungsereignisse doch Möglichkeitsfenster für politi-
schen Wandel. 

Wirkungslogiken 

Klimapolitische Maßnahmen zielen auf die Minde-
rung von Treibhausgasemissionen ab, kombinieren 
dieses Ziel aber in der Regel mit anderen gesell-
schaftspolitischen Anliegen wie dem Ausbau ener-
giebezogener Infrastruktur oder dem Ausgleich so-
zialer Schieflagen. Dazu kommt eine Reihe an politi-
schen Instrumenten infrage, die aus wirtschaftswis-
senschaftlicher Sicht zumeist vor allem nach Krite-
rien der Effektivität und Effizienz bewertet werden, 
d.h. nach dem Verhältnis von Zielerreichung zu 
volkswirtschaftlichen Gesamtkosten. Aus dieser 
Sicht werden gemeinhin marktförmige Instrumente 
wie CO2-Steuern und Zertifikatmärkte präferiert ge-
genüber Subventionen oder Regulierungen (Stern 
2009, Hassler et al. 2020). Zudem können Kombina-
tionen von Maßnahmen oder Instrumenten-Mixe 
hinsichtlich ihrer (In)Effektivität bewertet werden 
(van den Bergh et al. 2021, Willner und Perino 2022). 
Aus sozialwissenschaftlicher Sicht stellt sich die 
Frage der Auswahl und Wirkung von politischen In-
strumenten jedoch deutlich komplexer da. Politik in 
der Klimawende gleicht aus dieser Perspektive we-
niger einer „Kalkulation des Optimalen“, sondern 
vielmehr einer „Kunst des Möglichen“ (Geels et al. 
2017: 475). Das bedeutet, dass Fragen der politischen 
Opportunität und Machbarkeit, aber auch eine Viel-
zahl an indirekten Wirkungen und Nebenfolgen be-

trachtet werden müssen, wenn politische und recht-
liche Instrumente verglichen und bewertet werden 
sollen (Aykut et al. 2019). Aus rein volkswirtschaftli-
cher Sicht suboptimale Maßnahmen können daher 
in politischer Hinsicht durchaus effektiv und robust 
sein. 

In den Fokus kommen so auch indirekte Wirkungen 
klimapolitischer Maßnahmen. Zu diesen zählt etwa 
die Bereitstellung von klimafreundlichen Infrastruk-
turen und der Aufbau ‚grüner‘ industrieller Kapazi-
täten, durch die mittelfristig transformative techno-
logische Lösungen entwickelt werden (Cullenward 
und Victor 2020). Klimapolitik sendet Signale an In-
dividuen und Firmen, an denen diese ihre Praktiken 
und Investitionsentscheidungen ausrichten können 
(Rosenbloom et al. 2019). Eng damit verbunden sind 
die normative Kraft und normalisierende Wirkung 
von Politik und Recht (Jhering 1894, Schelsky 2022), 
da durch Gesetze, politische Interventionen und Dis-
kurse bestimmte soziale Praktiken als gesellschaft-
lich akzeptabel oder unerwünscht markiert werden. 
Schließlich ist die internationale Wirkung von natio-
naler Klimapolitik zu nennen, etwa wenn ein politi-
sches Instrument wie das deutsche EEGs globale 
Verbreitung findet (Jordan und Huitema 2014). 

Trotz dieser direkten und indirekten Wirkungska-
näle ist Klimapolitik in Deutschland wie auch global 
von einer „Umsetzungslücke“ gekennzeichnet 
(Perino et al. 2022). Die Gründe hierfür werden auch 
in der Natur des Klimaproblems verortet. Insbeson-
dere seine Globalität, sowie die langen Zeithori-
zonte, machen es zu einem schwer ‚lösbaren‘ Poli-
tikproblem (Hovi et al. 2009), das durch Zielkonflikte 
und Dilemmas gekennzeichnet ist (Haug et al. 2010). 

Mittelfristig besonders wichtig erscheint in diesem 
Zusammenhang, dass die öffentliche Unterstützung 
für klimapolitische Maßnahmen langfristig erhalten 
bleibt (Drews und Van den Bergh 2016). Hier zeigen 
Studien, dass sogenannte „push“-Maßnahmen wie 
Regulierungen und CO2-Steuern eher unbeliebt 
sind, während ‚pull’ Maßnahmen wie Subventionen 
stärkeren Rückhalt genießen (Steg et al. 2006, 
Drews und Van den Bergh 2016). Vor diesem Hinter-
grund wird auf das Risiko von negativen Feedback-
schleifen hingewiesen, etwa wenn fortwährende 
Diskussionen über Kosten eine politische Maß-
nahme unterminieren und letztlich zu ihrem Schei-
tern führen (Millar et al. 2021). Umgekehrt interes-
siert sich die klimapolitische Forschung in den letz-
ten Jahren auch verstärkt für positive Feedbacks, die 
Klimapolitik langfristig verankern könnten (Jordan 
und Moore 2020). Dazu zählt etwa der Aufbau von 
Akteurskoalitionen um bestimmte Instrumente 
(Simons und Voß 2017) oder Technologien (Meckling 
2019, Schmid et al. 2020), die eine einmal einge-
schlagene politische Orientierung stabilisieren 
(Jacobsson und Lauber 2006). Die „stickiness“ von 
Klimapolitik ist also ein wichtiger Faktor für ihre 
Wirkung. Dabei sollte dennoch eine gewisse Flexibi-
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lität erhalten bleiben, damit auf unerwartete ex-
terne Veränderungen reagiert werden kann (Jordan 
und Matt 2014). Vor dem Hintergrund solcher Un-
wägbarkeiten, Sackgassen und Überraschungen, die 
im Verlauf eines tiefen Transformationsprozesses 
notwendigerweise auftretenden, wird in der For-
schung auch vor einer „Illusion der Kontrolle“ ge-
warnt, wenn langfristig angelegte Klimapolitik kei-
nen Raum für Unvorhergesehenes lässt (Stirling 
2014, Beck et al. 2021). Gefordert wird vor diesem 
Hintergrund eine Kombination aus stabilen Lang-
fristzielen und flexibler Instrumentenwahl 
(Rosenbloom et al. 2019). Damit kommt auch eine 
letzte, langfristige Wirkungslogik von Klimapolitik 

in den Blick. Diese ist auf das Empowerment lokaler 
Initiativen (Auld et al. 2015, Jungjohann und Morris 
2016) und zivilgesellschaftlicher Kräfte (Aykut et al. 
2019) gerichtet und zielt so auf die dauerhafte Un-
terstützung nicht einzelner Politikinstrumente, son-
dern der Klimawende als gesellschaftliches Gemein-
schaftsprojekt.  
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4.2 
Globale Klimagovernance  
Trotz einer bisher überschaubaren historischen Er-
folgsbilanz gilt die internationale Zusammenarbeit 
unter dem Dach der Vereinten Nationen gemeinhin 
als wichtiger Treiber für eine globale Klimawende. 
Globale Klimagovernance im Sinne dieser Studie 
umfasst Kooperationen zwischen Staaten, Unter-
nehmen und subnationalen Akteuren innerhalb des 
Klimaregimes der Vereinten Nationen (Jordan et al. 
2018) und im weiteren Regimekomplex für Klima-
wandel (Keohane und Victor 2011), sowie klimarele-
vante Aktivitäten in anderen Bereichen internatio-
naler Politik (Aykut und Maertens 2021).  

Maßgeblich für das internationale Klimaregime ist 
das Pariser Klimaabkommen von 2015 (Falkner 2016, 
Keohane und Oppenheimer 2016). Dabei handelt es 
sich um ein universelles Vertragswerk mit dem Ziel, 
die globale Erderwärmung auf deutlich unter 2°C zu 
begrenzen und weitere Anstrengungen zu unter-
nehmen, um 1,5°C nicht zu übersteigen. Dazu sollen 
die globalen Finanzströme angepasst werden, und 
spätestens in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
global die Klimaneutralität erreicht werden. Die 
Umsetzung des Abkommens stützt sich auf ein fle-
xibles System, das die Vorlage nationaler Klimap-
läne (Nationally Determined Contributions, NDCs), 
einen Transparenzrahmen und einen fünfjährlich 
ausgerichteten globalen Kassensturz vorsieht 
(Jacquet und Jamieson 2016, Rajamani 2016). Im po-
lyzentrischen Governancesystem sollen auch nicht-
staatliche Akteure freiwillige Selbstverpflichtungen 
erstellen (Hale 2020) und transnationale Initiativen 
gefördert werden (Abbott 2018). Neben institutio-
nellen Neuerungen wird dabei vor allem auf kom-
munikative Strategien gesetzt (Aykut et al. 2021a).  

Darüber hinaus findet globale Klimapolitik im Rah-
men anderer internationaler Organisationen wie 
der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 

und der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation 
statt. Sie wird indirekt von internationalen Regimen 
zur Regulierung des Welthandels, der Finanzmärkte, 
der Entwicklungspolitik und der Energieproduktion 
beeinflusst. Die Treiberdynamik umfasst daher auch 
Bemühungen, globale Politik zu „klimatisieren“ 
(Aykut und Maertens 2021), indem Brandmauern 
zwischen internationalen Regimen abgebaut 
(Altvater 2007) und Klimaanliegen in anderen inter-
nationalen Organisationen zum Thema werden 
(OECD 2019). Hintergrund ist, dass institutionelle 
Fragmentierung zu Effizienzverlusten führen kann, 
beispielsweise wenn Bestimmungen des internatio-
nalen Handelsregimes effektive Maßnahmen im 
Rahmen der globalen Umweltgovernance verhin-
dern (Eckersley 2004). Umgekehrt kann es zu einer 
produktiven Arbeitsteilung zwischen internationa-
len Organisationen kommen (Gehring 2011), etwa 
wenn im Rahmen des Ozonregimes auch Treibhaus-
gase reduziert werden (Kanter et al. 2013).  

Kontextbedingungen 

Die Effektivität internationaler Regime ergibt sich 
im Zusammenspiel aus der Ambition der Ziele, dem 
Grad der Beteiligung und der Stringenz der Umset-
zung (Bodansky 2012). Beteiligung und Ambition des 
Pariser Abkommens sind hoch, sein ‚soft law‘ Ansatz 
aber stellt eine Achillessehne dar (Rajamani 2016). 
Eine erfolgreiche Umsetzung hängt daher stark ab 
von günstigen Kontextbedingungen (vgl. auch Bang 
et al. 2016, Keohane und Victor 2016, Hermwille et 
al. 2019), die sich grob in fünf übergeordnete Berei-
che einordnen lassen: 
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Erstens beeinflussen weltpolitische Interessens- und 
Konfliktlagen die Chancen internationaler Koopera-
tion (Vogler 2016, Bordoff und O'Sullivan 2022). Die 
Bekämpfung des Klimawandels erfordert eine um-
fassende Reform von zentralen Institutionen der li-
beralen globalen Ordnung (Aykut und Dahan 2015), 
beruht aber zugleich auf zwischenstaatlichen Ver-
handlungen und Kooperationen im Rahmen von In-
stitutionen ebenjener globalen Ordnung (Hale und 
Held 2017). Die Vertiefung geopolitischer Konflikte, 
etwa zwischen den USA und China, und der Aufstieg 
von illiberalen und autoritären Regimen wirken sich 
daher in der Tendenz negativ (Torney 2019), der Ab-
bau von Spannungen und Erfolge multilateraler Ko-
operation in anderen Bereichen hingegen positiv auf 
globale Klimagovernance aus.  

Zweitens prägen Entwicklungen in der nationalen 
Politik von Schlüsselstaaten die Spielräume globaler 
Kooperation. Klimagovernance kann als „Spiel auf 
zwei Ebenen“ beschrieben werden, da sie stets pa-
rallele Aushandlungs- und Abstimmungsprozesse 
auf internationaler und nationaler Ebene umfasst 
(Lisowski 2002, Keohane und Oppenheimer 2016). 
Hinzu kommen zumeist noch Verhandlungen auf in-
termediären Ebenen, etwa im Rahmen von Staaten-
verbünden wie der Europäischen Union, und auf 
subnationalen Ebenen, beispielsweise zwischen 
Bund und Ländern in Deutschland. Mit dem Aufstieg 
privater und kommunaler Akteure gewinnt auch die 
lokale Ebene an Bedeutung (Chan et al. 2015).  

Drittens ist die Stärke der globalen Zivilgesellschaft 
und sozialer Bewegungen zentral. Auf globaler 
Ebene begleiten NGOs und Aktivist*innen die Klima-
verhandlungen seit ihren Anfängen kritisch und 
speisen auch immer wieder eigene Ideen in Ver-
handlungsprozesse und globale Klimadiskurse ein 
(de Moor et al. 2017). Darüber hinaus erfüllen sie 
wichtige Übersetzungsfunktionen für nationale De-
batten um Klimapolitik (Dahan et al. 2009), und tra-
gen insgesamt zur Transparenz des post-Paris Pro-
zesses bei (van Asselt 2016, Chan et al. 2019). Auf na-
tionaler Ebene wiederum üben soziale Bewegungen 
und Verbände Druck auf Regierungen aus und er-
zeugen durch Demonstrationen und andere Akti-
onsformen Öffentlichkeit für Klimaschutz (Tormos-
Aponte und García-López 2018).  

Viertens beeinflussen technologische Innovationen 
und Marktdynamiken die Verfügbarkeit kohlenstoff-
armer Technologien sowie die Kräfteverhältnisse 
zwischen Pro- und Anti-Klimakoalitionen (Newell 
und Paterson 1998, Newell 2012) und damit die Be-
reitschaft von Regierungen, Klimapolitik umzuset-
zen (Newell 2000, Bäckstrand et al. 2017).  

Fünftens prägen Diskurse, Normen und Wissensbe-
stände die Perspektiven globaler Zusammenarbeit. 
Damit ist die Rolle wissenschaftlicher Netzwerke, 

die bestimmte Problemdefinitionen verbreiten 
(Haas et al. 1993), und von Expertiseorganisationen 
wie dem Weltklimarat IPCC angesprochen (Dahan 
2008, Edwards 2010). Darunter fallen weiterhin Dis-
kurskoalitionen (Hajer 1995), die Narrative über Lö-
sungsansätze prägen (Bäckstrand und Lövbrand 
2016), sowie Auseinandersetzungen um die Defini-
tion, Bedeutung und Geltung globaler Normen 
(Wiener 2014, 2018). So hat sich etwa die Norm der 
Klimaneutralität seit dem Pariser Abkommen von 
2015 rasant verbreitet und wird heute nahezu uni-
versell akzeptiert, bleibt dabei aber im Detail oft un-
scharf und damit letztlich umstritten (Van 
Coppenolle et al. 2023). 

Wirkungslogiken 

Internationale Regime koordinieren kollektives Han-
deln, indem sie die Erwartungen und Praktiken ver-
schiedener Akteure aufeinander abstimmen 
(Krasner 1983). Sie tun dies durch das Setzen ver-
bindlicher Regeln und die Harmonisierung von 
Recht (Zartman 1994), aber auch durch „weiche" 
Governance-Modi wie finanzielle oder reputatio-
nelle Anreize (Abbott 2018), die Produktion von Wis-
sen (Littoz-Monnet 2017), oder das Prägen von glo-
balen Diskursen und medialen Ereignissen (Death 
2011, Aykut et al. 2022).  

Auch globale Klimagovernance zielt einerseits auf 
die Verhandlung internationaler Verträge und das 
Setzen rechtlicher Normen ab. Diese fließen in nati-
onale Politikprozesse ein und bilden die Grundlage 
für rechtliche Auseinandersetzungen im Rahmen 
von Klimaklagen. Ihre zentrale Stellung bezieht glo-
bale Klimagovernance aber auch durch eine Reihe 
weiterer, nicht-rechtlicher Wirkungsweisen. Die 
jährlichen Weltklimakonferenzen etwa schaffen 
mediale Aufmerksamkeit für die Klimaproblematik 
und bieten NGOs, sozialen Bewegungen und trans-
nationalen Initiativen Gelegenheiten für Vernet-
zung, Mobilisierung und mediale Sichtbarkeit. Die 
Beurteilungs- und Überprüfungszyklen des Pariser 
Abkommens synchronisieren nationale Politikde-
batten und -prozesse. Schließlich trägt die Veröf-
fentlichung von Daten und Selbstverpflichtungen 
verschiedenster Akteure zur Schaffung von Transpa-
renz über die Klimapolitik von Staaten, Unterneh-
men, Städten und Kommunen bei.  
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4.3 
Subnationale Klimapolitik 
Der Treiber umfasst klimapolitische Aktivitäten 
deutscher Bundesländer, Städte und Kommunen. 
Damit wird einerseits der zunehmenden Bedeutung 
subnationaler Akteure und transnationaler Initiati-
ven in der globalen Klimapolitik Rechnung getragen 
(Bernstein und Hoffmann 2018, D'Amico et al. 2023). 
Andererseits wurde die lokale Ebene gerade in 
Deutschland schon früh als zentral für Energie- und 
Klimawende identifiziert (Hennicke 1985). Auswir-
kungen des Klimawandels werden lokal erfahrbar. 
Auch der Umbau zur Klimaneutralität manifestiert 
sich lokal, in ländlichen Räumen durch Windkraft, 
Biogasanlagen und Netzausbau, in den Städten 
durch Solaranlagen, energieeffizientem Bauen und 
fahrrad- und fußgängerfreundlicher Infrastruktur 
(Nagorny-Koring 2018, Radtke 2020). In der födera-
len Struktur der Bundesrepublik haben die Länder 
zudem wichtige Gesetzgebungskompetenzen in kli-
mapolitisch relevanten Bereichen wie der Raumpla-
nung (Wick 2015), während Kommunen im Rahmen 
der Daseinsvorsorge für eine Reihe klimarelevanter 
Prozesse zuständig sind, etwa in der Energieversor-
gung, der Bau- und Stadtplanung (Zengerling 2022). 
Auf subnationaler Ebene werden also konkrete 
Maßnahmen etwa zum Umbau der Energieversor-
gung, zur Effizienzsteigerung und Emissionsminde-
rung umgesetzt, darüber hinaus aber auch wichtige 
Rahmenbedingungen, etwa in der Infrastrukturent-
wicklung und Stadtplanung, für andere klimarele-
vante Prozesse gesetzt. Damit rücken Fragen nach 
der Dynamik und den Auswirkungen subnationaler 
Klimapolitik in den Fokus (Hale et al. 2020), aber 
auch nach Partizipationschancen und Verflech-
tungsfallen (Radtke et al. 2018), sowie nach positi-
ven und negativen Feedbackschleifen, die subnatio-
nale Klimapolitik befördern oder untergraben kön-
nen (Millar et al. 2021).  

Bisherige Forschung zu subnationaler Klimapolitik 
in Deutschland hat vor allem Dynamiken im politi-
schen Mehrebenensystem in den Blick genommen 
(Hirschl 2007, Graf et al. 2018, Radtke et al. 2018). Als 
zweite Legislativebene kommt den Ländern eine 
wichtige Rolle in der Umsetzung nationaler Ziele 
aber auch in der Politikgestaltung zu, etwa durch die 
Entwicklung sektoraler Maßnahmen, deren Integra-
tion in übergreifende Klimaschutzpläne, oder die 
Verabschiedung von Landesklimaschutzgesetzen 
(Zengerling 2021: 36 ff.). Kommunen handeln als Teil 
der Länderverwaltungen zunächst im Rahmen lan-
desrechtlicher Vorgaben. Vergleichende Studien be-
stätigen, dass städtische Klimapolitik stark von der 
Klimapolitik der Bundesländer geprägt ist (Haupt et 

al. 2022: 18). So schreiben manche Landesklima-
schutzgesetze die Aufstellung von kommunalen Kli-
maschutzkonzepten vor, während andere auf Frei-
willigkeit und finanzielle Anreize setzen (Zengerling 
2021: 37). Dennoch nehmen einige Städte und Kom-
munen eine aktivere, eigenständige Rolle ein und 
nutzen ihre Handlungsspielräume im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung, um klimapolitische 
Akzente in der Stadt- und Bauplanung, der Daseins-
vorsorge oder Förderpolitik zu setzen (Zengerling 
2021). Lokale Klimapolitik ist daher in hohem Maße 
von lokalpolitischen Prioritätensetzungen und 
Machtkonstellationen abhängig, und setzt den 
schrittweisen Aufbau klimapolitischer Expertise 
und organisationaler Kapazitäten voraus (Boghrat 
et al. 2014: 291). In den Fokus rücken dabei auch Ko-
operationen mit lokalen Akteuren wie Unterneh-
men, Privatleuten oder Bürgerinitiativen, die sich 
über finanzielle Investitionen oder im Rahmen von 
Beteiligungsverfahren in lokale Transformations-
prozesse einbringen. Diese gesellschaftliche Einbet-
tung subnationaler Klimapolitik stellt einen zentra-
len Aspekt der Treiberdynamik dar. Neben einer Be-
trachtung von Klimaplänen von Ländern und Kom-
munen und ihrer Bewertung hinsichtlich Ambition, 
sektoraler Reichweite und Instrumentierung, pla-
nen wir daher in zukünftigen Treiberanalysen auch 
die Stärke und Breite zivilgesellschaftlicher Unter-
stützernetzwerke zu analysieren. 

Kontextbedingungen 

Die Dynamik subnationaler Klimapolitik entfaltet 
sich somit im Spannungsfeld zwischen der Zuwei-
sung von Zielen und Verantwortlichkeiten durch 
übergeordnete politische Ebenen, und der proakti-
ven „Herstellung von Handlungsfähigkeit“ (Boghrat 
et al. 2014: 292) durch Länderparlamente, -Regierun-
gen und kommunale Verwaltungen. Diese rahmen 
Klimapolitik als lokale Aufgabe und versuchen, be-
grenzte eigene Gestaltungskompetenzen durch die 
gezielte Entwicklung fachlicher und organisationa-
ler Kompetenzen zu erweitern. Die Forschung ver-
weist auf eine Reihe von Kontextbedingungen, die 
vermittelnd zwischen diesen Polen wirkt: 

Regionale politische Ökonomie: Klimapolitik in Föde-
ralstaaten wird wesentlich durch regionale, lokale 
und städtisch Wirtschaftsinteressen geprägt, die 
von subnationalen Akteuren wie Landesregierun-
gen und Kommunalverwaltungen vertreten werden 
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(Fisher 2006). In Deutschland setzt die Transforma-
tion zur Klimaneutralität vor allem die klassischen 
„Energiebundesländer“ wie NRW, Saarland, Bran-
denburg und Sachsen unter Anpassungsdruck 
(Scheiner 2017: 27), in denen energie- und industrie-
wirtschaftliche Wertschöpfung und Beschäftigung 
eine große Rolle spielen. Bundesländer mit guten 
Voraussetzungen für Wind- und Sonnenenergie, so-
wie ländliche Gebiete, profitieren hingegen. 

Vertikale Verantwortungs- und Kompetenzstruktu-
ren im polyzentrischen Klimaschutzregime: Entschei-
dungen im europäischen Rahmen und auf Bundes-
ebene sowie internationale Verträge wie das Pariser 
Abkommen bilden maßgebliche Rahmenbedingun-
gen für die Klimapolitik von Ländern und Kommu-
nen (Zengerling 2021: 26 ff.). Letzteres richtet sich 
zwar an Staaten, unterstreicht jedoch die Rolle von 
subnationalen Akteuren, und bietet diesen die Mög-
lichkeit, sich entweder indirekt über die regelmäßig 
vorzulegenden nationalen Klimabeiträge, oder di-
rekt über eine Registrierung ihrer freiwilligen Selbst-
verpflichtungen in der Onlineplatform NAZCA ein-
zubringen (Jacquet und Jamieson 2016, Rajamani 
2016). Das internationale Regime folgt also keiner 
rechtsverbindlichen top-down Steuerung, sondern 
einer weichen Logik der Orchestrierung durch Frei-
willigkeit und Transparenz (Abbott 2018). Auf euro-
päischer Ebene legt die Generaldirektion Regional-
politik und Stadtentwicklung vierjährige Strategie-
pläne und jährliche Managementpläne für Investiti-
onen in die Regionen vor (Zengerling 2021). Im nati-
onalen Rahmen geben Klimaschutzplan und Klima-
schutzgesetz die langfristigen Ziele und den rechtli-
chen Rahmen für subnationale Klimaschutzpolitik 
vor, während Klimaschutzprogramme, zuletzt das 
Programm vom 4. Oktober 2023, konkrete Maßnah-
men festschreiben, wie die Klimaschutzziele er-
reicht werden sollen. In die Erarbeitung dieser Pro-
gramme, die sektorale und sektorübergreifende 
Maßnahmen, sowie Aktivitäten zur Stärkung von 
natürlichen Senken enthalten, werden in öffentli-
chen Konsultationen Länder, Kommunen und Ver-
bände und Wissenschaft einbezogen. Hinzu kom-
men Klimaschutzpläne der Länder und z.T. Landes-
klimaschutzgesetze, die neue Verantwortungs-
strukturen im kommunalen Klimaschutz definieren. 
Insgesamt befördert dabei eine klare vertikale Ver-
antwortungszuweisung subnationalen Klima-
schutz, während eine unklare Aufgabenverteilung 
die Entfaltung klimapolitischer Eigeninitiative 
hemmt. 

Horizontale Koordination durch transnationale Netz-
werke: Neben der vertikalen Koordination ist die ho-
rizontale Vernetzung und der transnationale Aus-
tausch von Know-how ein wichtiger ermöglichender 
Faktor subnationaler Klimapolitik (D'Amico et al. 
2023). So entwickeln etwa Städtenetzwerke eigen-
ständig klimapolitische Lösungsansätze (Betsill und 
Bulkeley 2004, Bernstein und Hoffmann 2018). Seit 
den 1990er-Jahren entstanden unter anderem der 

International Council for Local Environment Initiati-
ves (ICLEI), das in Deutschland gegründete Klima-
Bündnis, der European Coenant of Mayors, die C40 
Cities Climate Leadership Group, der World Mayors 
Council on Climate Change (WMCCC) und unzählige 
Graswurzelnetzwerke der Zivilgesellschaft (Engels 
et al. 2018: 267). Studien zeigen, dass die Mitglied-
schaft in Netzwerken die Wahrscheinlichkeit er-
höht, dass Städte klimapolitische Maßnahmen ent-
wickeln (Lee und Koski 2014: 489).  

Institutionelle Kapazität subnationaler Verwaltun-
gen und gesellschaftlicher Akteure: Zur Formulierung 
und Umsetzung von Klimapolitik benötigen subna-
tionale Akteure finanzielle Mittel, geeignete admi-
nistrative Strukturen und (zivil-)gesellschaftliche 
Kapazitäten. Die finanzielle Ausstattung von 
Klimapolitik umfasst dabei öffentliche Gelder, 
schuldenbasierte Instrumente und auch private Fi-
nanzmittel (Diezmartínez und Short Gianotti 2024). 
Die nationalen und europäischen Ebenen fördern re-
gionalen und kommunalen Klimaschutz vor allem fi-
nanziell. So unterstützt etwa die Nationale Klima-
schutzinitiative grundsätzlich verschiedene Akteure 
bei Klimaschutzmaßnahmen, ein besonderer Fokus 
liegt jedoch auf den Kommunen (Zengerling 2021: 
34). Hinsichtlich des Aufbaus administrativer Struk-
turen kontrastiert die Notwendigkeit sektorüber-
greifender Koordination zum Klimaschutz oft mit 
sektoralen Ressortzuständigkeiten auf kommunaler 
und Länderebene. Klimaschutz wird in der Praxis oft 
als Spezialthema bearbeitet, das durch eine Um-
weltbehörde oder einzelne Abteilungen bearbeitet 
wird. Insbesondere in der kommunalen Praxis wird 
Klimaschutz nur selten als Querschnittsthema be-
handelt (Engels et al. 2018: 267). Wichtig ist auch das 
Vorhandensein konkreter Einflussmöglichkeiten auf 
lokale Emissionsquellen. So können etwa lokale Re-
gierungen, die Eigentümer von Stadtwerken sind, 
die Energieproduktion stärker gestalten, und etwa 
Fernwärme oder Kraft-Wärme-Kopplung priorisie-
ren (Engels et al. 2018: 269). Zuletzt spielen gesell-
schaftliche Handlungskapazitäten eine Rolle. Effizi-
enzmaßnahmen im Wärmebereich können bei-
spielsweise von wirtschaftsstarken Regionen mit in-
taktem Immobilienmarkt besser verkraftet werden, 
als von strukturschwachen Regionen (Scheiner 2017: 
28). Aufgrund der Notwendigkeit eines Aufbaus von 
Handlungskapazitäten zeigen Studien starke 
Pfadabhängigkeiten in der Entwicklung von subna-
tionalen Vorreiterrollen (Otto et al. 2021, Haupt et al. 
2022). 

Verfügbarkeit von handlungsrelevantem Experten-
wissen für subnationale Klimapolitik: Ein weiterer 
wichtiger Faktor für kommunale und regionale 
Klimapolitik ist die Verfügbarkeit von Wissen in 
Form von wissenschaftlicher Expertise, die globale 
und nationale Ziele in Handlungsanweisungen für 
subnationale Akteure übersetzt, sowie Wissen in 
Form von Indikatoren, die Monitoring und Evalua-
tion subnationaler Politik ermöglichen (Boghrat et 
al. 2014, Zengerling 2021). Diese Wissensproduktion 
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verweist auf lokale Wissensmärkte, in denen wis-
senschaftliche mit anderen Akteuren konkurrieren, 
und in denen auch die Verwaltung selbst als Wissen-
sproduzentin auftritt und sich zunehmend professi-
onalisiert (Boghrat et al. 2014: 293).  

Öffentliche Meinung und lokales Engagement: Sub-
nationale Klimapolitik ist oft dann erfolgreich, wenn 
sie mit lokaler Lebensqualität und nachhaltiger Ent-
wicklung verbunden wird, und Klimaschutz zum 
identitätsstiftenden Motor von Stadt- und Regional-
entwicklung werden kann (Engels et al. 2018: 267). 
Ökologische Präferenzen der Bürgerinnen und Bür-
ger beeinflussen städtischen Klimaschutz folglich 
positiv, und insbesondere wohlhabende Städte mit 
einer liberal eingestellten Bevölkerung mit hohem 
Bildungsgrad treten als Vorreiterinnen beim Klima-
schutz in Erscheinung (Ibid.). Umgekehrt bremsen 
kurze Wahlzyklen, die langfristige Planung erschwe-
ren, und der Druck lokaler Interessensverbände, die 
negative Auswirkungen von Klimapolitik fürchten, 
ambitionierten Klimaschutz aus. 

Externe Schocks und Schlüsselereignisse: Eine situati-
onelle Kontextbedingung für erfolgreiche Klimapo-
litik sind Schlüsselereignisse, die abrupt veränderte 
politische Prioritätensetzungen herbeiführen, wie 
z.B. klimatische Extremereignisse oder Wahlen 
(Haupt et al. 2022). Solche Ereignisse können zur 
Öffnung von Politikfenstern führen, die von politi-
schen Akteuren genutzt werden und einen langfris-
tigen Politikwandel anstoßen (Kingdon 1984). 
Schleichende Prozesse, wie der Problemdruck, der 
durch einen fortschreitenden Klimawandel hervor-
gerufen wird, können die Wirkung solcher Schlüsse-
lereignisse verstärken (Clar und Steurer 2019). 

Wirkungslogiken 

Länder, Städte und Kommunen sind zunächst wich-
tige Akteure für die Umsetzung internationaler und 
nationaler klimapolitischer Vorgaben, und damit 
zentral für die Verringerung des Vollzugsdefizits im 
Umwelt- und Klimarecht. Die lokale Ebene kommt 

dabei im Zuge einer Verlagerung von direkten zu in-
direkten Steuerungsmechanismen wie der Aktivie-
rung vielfältiger Akteure und zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, sowie der Nutzung von Netzwer-
ken, öffentlich-privater Partnerschaften und Markt-
mechanismen, zunehmend in den Fokus von Umset-
zungsstrategien (Engels et al. 2018). Zugleich stellen 
subnationale Regierungen und Verwaltungen aber 
auch eigenständige Akteure der Klimapolitik dar, die 
eigene Energieverbräuche kontrollieren und Emissi-
onen reduzieren können, darüber hinaus aber auch 
strategisch in regionale Märkte und auf die örtliche 
Industrie einwirken können, indem sie die Nach-
frage nach energiesparenden Produkten, die Förde-
rung für klimafreundliche Produkte und Dienstleis-
tungen, den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, 
sowie planerische Rahmenbedingungen für Erneu-
erbare Energien beeinflussen. Die Wirkungslogiken 
subnationaler Politik umfassen somit den Einfluss 
auf wirtschaftliche Prozesse durch das Setzen finan-
zieller Anreize, etwa durch Effizienzprogramme, auf 
soziale Praktiken des Wohnens und der Mobilität 
durch den Bau mehr oder weniger klimafreundlicher 
Infrastruktur, sowie auf Wissen, Normen und Werte 
durch einschlägige Bildungs- und Öffentlichkeitsar-
beit (Engels et al. 2018: 269). Darüber hinaus fungie-
ren Städte und Bundesstaaten als Agenda-Setter für 
die nationale Ebene, und als Modelle in transnatio-
nalen Diffusionsprozessen (Hakelberg 2014). Subna-
tionale Akteure können auch auf die internationale 
klimapolitische Agenda einwirken, wie das Beispiel 
der maßgeblich von amerikanischen Städten und 
Bundesstaaten getragenen Initiative We Are Still In 
zeigt. Diese bildete sich im Jahr 2017 nach der An-
kündigung des Ausstiegs der USA aus dem Abkom-
men von Paris, um das Festhalten breiter Teile der 
amerikanischen Gesellschaft an den Zielen des Ab-
kommens zu signalisieren. 
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5 
Handlungsfeld der Wirtschaft  

5.1
Klimabezogenes Unternehmenshandeln 
In einem, auf die Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen ausgerichteten kapitalistischem Wirt-
schaftssystem, bilden Unternehmen die wichtigste 
soziale Form zur Gestaltung der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse. Durch sie materialisiert sich der 
Ressourcenverbrauch einer Gesellschaft und damit 
verbunden auch die negativen Auswirkungen auf 
Umwelt und Klima (Engels und Frisch 2024). Ent-
sprechend umfasst der Treiber klimarelevantes Un-
ternehmenshandeln alle Handlungen von Firmen, 
die darauf ausgerichtet sind, Treibhausgase zu redu-
zieren und die Transformation zur Klimaneutralität 
voranzubringen, oder aber im Gegenteil die Dekar-
bonisierung zu verzögern oder bewusst zu blockie-
ren (Johnson et al. 2023a).  

Unternehmenshandeln nimmt insgesamt eine am-
bivalente Rolle in der Klimawende ein. Historisch ist 
zunächst vor allem der Beitrag des Unternehmens-
sektors zu den weltweiten Treibhausgasemissionen 
wichtig. So lassen sich 63% der industriellen CO2- 
und Methangasemissionen zwischen 1751 bis 2010 
90 großen Wirtschaftsakteuren oder carbon majors 
zuordnen (Frumhoff et al. 2015). Lediglich 100 Unter-
nehmen sind für 70% der Emissionen seit 1988 ver-
antwortlich (CDP 2017). Zudem haben sich die gro-
ßen Ölkonzerne, gemeinsam mit anderen Energie-
versorgungsunternehmen und Lobbyverbänden in 
der Vergangenheit durch massive Kampagnen ge-
gen Klimaschutzmaßnahmen und die Finanzierung 
von Klimaleugnung vor allem in den USA hervorge-
tan (Leggett 1999, Grasso 2019). Die Sichtweise auf 
Unternehmenshandeln hat sich in den letzten Jah-
ren allerdings gewandelt. So hat unentschlossenes 
Regierungshandeln weltweit zu einem zunehmen-
den Fokus auf freiwillige Klimaschutzanstrengun-
gen von Firmen geführt (Hulme 2023a). Nachhaltig-
keit und Dekarbonisierung nehmen mittlerweile 
eine zentrale Position in einer Vielzahl von Unter-
nehmensstrategien ein (Reppmann et al. 2024). 
Nichtsdestotrotz lässt sich vielfach eine große Kluft 
zwischen großen Ankündigungen von Firmen hin-
sichtlich ihrer Pläne zur Dekarbonisierung und tat-
sächlichen Emissionsminderungen ausmachen 
(Dyllick und Muff 2015).  

Es gibt unterschiedliche Ansätze zu Kategorisierung 
und Bewertung klimarelevanten Unternehmens-
handelns. Zum einen kann die Ernsthaftigkeit und 
Tiefe von klimarelevanten Unternehmensmaßnah-
men betrachtet werden (Jeswani et al. 2008). Aus 
dieser Perspektive lassen sich indifferente Unterneh-
men, die gleichgültig gegenüber Klimathemen sind, 
unterscheiden von beginnenden Unternehmen, die 
schon einige Maßnahmen im operativen Bereich 
eingeführt haben, sowie von aufstrebenden Unter-
nehmen, die umfassendere Umweltmanagement-
systeme eingeführt aber noch nicht unbedingt ex-
tern zertifiziert haben, und von aktiven Unterneh-
men, die vollständig entwickelte Umweltmanage-
mentsysteme haben, die auch in andere Bereiche 
der Unternehmensstrategie integriert sind. Eine 
ähnliche Logik liegt Unterscheidungen zwischen 
„symbolischen“ und „substanziellen“ Praktiken zu-
grunde (Dyllick und Muff 2015, Truong et al. 2021). 
Als symbolische Praktiken werden dann solche ver-
standen, die als Antwort auf externe Forderungen 
formuliert werden, aber kaum tatsächliche Verhal-
tensänderungen bewirken. Substanzielle Praktiken 
hingegen beschreiben ernsthafte Bemühungen, 
Treibhausgasemissionen zu reduzieren (Dahlmann 
et al. 2019). Hinsichtlich der Tiefe der angestrebten 
Emissionsminderungen werden nach dem Green-
house Gas Protocol drei Emissionsbereiche unter-
schieden: Scope 1 - direkte Emissionen aus eigenen 
oder kontrollierten Quellen; Scope 2 - indirekte 
Emissionen aus der Erzeugung von zugekaufter 
Energie; und Scope 3 - alle anderen indirekten Emis-
sionen, die in der Wertschöpfungskette eines Unter-
nehmens entstehen (World Business Council for 
Sustainable Development und World Resources 
Institute 2011). 

Zum anderen lassen sich unternehmerische Klima-
maßnahmen anhand betrieblicher Organisationslo-
giken kategorisieren (Kolk und Pinkse 2004, Jeswani 
et al. 2008). Unternehmensaktivitäten können auf 
Betriebsebene oder auf Managementebene ange-
siedelt sein. Darüber hinaus kann die Wirkung eine 
Maßnahme vor allem nach innen gerichtet sein und 
die Veränderung interner Unternehmensprozesse 
betreffen, oder nach außen verweisen, also auf die 
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Veränderung der Außenwahrnehmung des Unter-
nehmens oder die Beeinflussung externer Akteure 
abzielen (Johnson und Busch 2021). Administrative 
Maßnahmen sind demnach nach innen gerichtete 
Managementinitiativen, die die Festlegung von 
Standards und die Einführung von Energie- und 
Emissionsmanagementsystemen umfassen. An-
wendungsspezifische Maßnahmen sind interne ope-
rative Maßnahmen wie Energieeffizienzmaßnah-
men, der Einsatz erneuerbarer Energiequellen, so-
wie Prozess- und Produktinnovationen. Kommuni-
kationsmaßnahmen hingegen sind nach außen ge-
richtete Managementaktivitäten, unter die etwa die 
CO2-Berichterstattung und die Kommunikation von 
Emissionsminderungszielen, aber auch politische 
Aktivitäten wie die Einflussnahme auf politische Ak-
teure fällt. Parteienfinanzierung, Lobbying und öf-
fentliche Statements dienen häufig dazu, klimarele-
vante Regulierung zu verhindern, abzuschwächen o-
der an bestehende Geschäftspraktiken anzupassen 
(Paul et al. 2017). Auch Kollaborationsmaßnahmen 
verweisen nach außen, umfassen aber operative 
Maßnahmen zur Dekarbonisierung in Zusammenar-
beit mit externen Stakeholdern. Im Zentrum stehen 
hier Bemühungen, die darauf abzielen Lieferketten 
zu dekarbonisieren (Johnson et al. 2023b).  

Eine umfassende Analyse der Treiberdynamik muss 
diese verschiedenen Dimensionen von klimarele-
vantem Unternehmenshandeln zusammen be-
trachten. Dabei sollten Indikatoren und Metriken 
zur Anwendung kommen, die einerseits die Verbrei-
tung und Ernsthaftigkeit von Reduktionsanstren-
gungen in Unternehmen verfolgen, und anderer-
seits die Außenkommunikation und die externen 
Aktivitäten von Firmen in den Blick nehmen. 

Kontextbedingungen 

Unternehmen sind in gesellschaftliche Zusammen-
hänge eingebunden, die rechtliche, politische, 
marktliche und kulturelle Rahmenbedingungen für 
ihr Handeln darstellen (Engels und Frisch 2024, 
Johnson et al. 2023a). Die Wirtschaft sollte dabei 
nicht als homogene Akteursgruppe missverstanden 
werden, da unterschiedliche Firmen, Industrien und 
Sektoren mit sehr ungleichen Herausforderungen 
und Kontextbedingungen zu kämpfen haben 
(Böttcher und Müller 2015). Gleichzeitig sind diese in 
geteilte „gesellschaftliche Makrozusammenhänge“ 
(Engels und Frisch 2024: 852) eingebunden, was es 
erlaubt, die Kontextbedingungen zunächst allge-
mein darzustellen und in den nachfolgenden Analy-
sen zu spezifizieren. 

Rechtlich: Klimarelevantes Unternehmenshandeln 
wird zunächst durch nationale und europäische Re-
gelungen beeinflusst. Auf nationaler Ebene legen 
v.a. das Bundes-Immissionsschutzgesetz und ergän-

zend hierzu die Technische Anleitung zur Reinhal-
tung der Luft, die Immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungsverordnung, die Emissionserklärungs-
verordnung und die Energiesparverordnung die 
Emissionsnormen für Unternehmen fest. Ergänzt 
wird dies auf europäischer Ebene durch die EU-In-
dustrieemissionrichtlinie und das EU-Emissionshan-
delssystem. Offenlegungspflichten sind auf natio-
naler Ebene wiederum durch Regeln zur Emission-
berichterstattung nach dem Bundes-Immissions-
chutzgesetz, der Emissionserklärungsverordnung 
und den Berichtspflichten des CSR-Richtlinie-Um-
setzungsgesetz geregelt und werden auf europa-
rechtlicher Ebene durch die Corporate Sustainability 
Reporting Directive und den damit verbundenen Eu-
ropean Sustainability Reporting Standards ergänzt.  

Umfassendere Rahmenwerke, die mehrere Unter-
nehmensbereiche betreffen, sind auf nationaler 
Ebene das Erneuerbare-Energie-Gesetz und der Na-
tionale Aktionsplan Energieeffizienz (Hulme 2023a). 
Die wichtigsten EU-rechtlichen Rahmenwerke sind 
das Klima- und Energiepaket 2030, die Taxonomie-
Verordnung und der EU Green Deal (Bassen et al. 
2023, Beuermann 2023). Eine weitere rechtliche 
Kontextbedingung ist die Rechtsprechung zu unter-
nehmerischer Haftung von Klimaschäden (Hösch 
und Schrader 2022, Frenz 2023).  

Politisch: Neben staatlichen Regulierungen wird Un-
ternehmenshandeln durch politische Institutionen 
und Rahmenbedingungen beeinflusst. Zu nennen 
ist hier zunächst die Interessensaushandlung in 
Deutschland, die neo-korporatistische und pluralis-
tische Züge trägt (Beyer 2002, Kleinwächter 2007, 
Heeg 2014). Diese institutionalisierte Einbindung 
von organisierten Interessen in die Politik beein-
flusst maßgeblich die Rahmenbedingungen für kli-
marelevantes Unternehmenshandeln (Voelzkow 
2021). Weiterhin verändern Erwartungen über zu-
künftige politische Entscheidungen das Unterneh-
menskalkül und die Profitaussichten von Unterneh-
men (Engels et al. 2020). Kapitalistische Wirt-
schaftsakteure richten ihre Handlungen an Zu-
kunftserwartungen aus, die durch große Ungewiss-
heiten charakterisiert sind. Diese Unsicherheiten 
können durch politische Entscheidungen reduziert 
werden (Beckert 2021). Wichtig für Energie- und 
Klimapolitik wird auch zunehmend die Entwicklung 
der Parteienlandschaft. So hat etwa der Übergang in 
Deutschland von einem Dreieinhalb-Parteien-Sys-
tem zu einem Sechs-Parteien-System die politische 
Instabilität erhöht, wodurch Großprojekte, wie z.B. 
die Energiewende, in immer kürzeren Abständen 
von politischen Umwälzungen bedroht sind (Czada 
2019). Auch die föderale Struktur der Bundesrepub-
lik gewinnt zunehmend an Bedeutung in einer pola-
risierten Energiewendepolitik, da die Regulierungs-
kompetenzen Einfluss auf die Standortbedingungen 
für Unternehmen haben (Wurster und Köhler 2016). 
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Marktlich: Wesentlichen Einfluss haben auch Markt-
akteure und -dynamiken. So stellen etwa organisati-
onale Felder zentrale Bezugspunkte für die strategi-
sche Orientierung von Unternehmen dar (DiMaggio 
und Powell 1991). Auch die Nachhaltigkeitsgover-
nance spielt als ein solches Feld eine wichtige Rolle 
bei der Diffusion von neuen Unternehmensprakti-
ken, da sie einen institutionelle Rahmen bietet, in 
dem Unternehmen unterschiedliche Rollen von 
Etablierten und Herausforderern einnehmen 
(Dingwerth und Pattberg 2009, Schmid et al. 2016). 
Investoren und Stakeholder können Druck auf Un-
ternehmen ausüben, Emissionsreduktionsziele ein-
zuführen oder anzupassen (Pattberg 2017). Darüber 
hinaus können bestimmte Unternehmenspraktiken, 
wie z.B. Reporting, zur Grundlage von Investitions-
entscheidungen gemacht werden. Die beiden wich-
tigsten Initiativen sind das CDP (vormals Carbon 
Disclosure Project) und die Science Based Targets 
Initiative (Christophers 2017, Tilsted et al. 2023). Für 
Deutschland ist darüber hinaus der deutsche Nach-
haltigkeitskodex relevant (Bernard-Rau und 
Schnerring 2022). Ergänzend hierzu haben sich di-
verse Initiativen und Organisationen gegründet, die 
Unternehmen bei ihren Dekarbonisierungsmaßnah-
men unterstützen, wie z.B. das Project Drawdown o-
der planetgroups. Eine weitere wichtige marktliche 
Kontextbedingung ist die Exponiertheit von Unter-
nehmen auf dem Weltmarkt, die diese mehr oder 
weniger anfällig macht für Boykottaufrufe und öf-
fentlichen Druck (Wahlström und Peterson 2006). 

Kulturell: Klimarelevantes Handeln ist darüber hin-
aus abhängig von vorherrschenden Konsummus-
tern in Deutschland. Sowohl langfristige als auch 
kurzfristige Konsumtrends sind Grundlage für un-
ternehmerische Entscheidungen. Konsum kann je-
doch als wechselseitige Interaktion verstanden wer-
den, da Unternehmen mit Verbrauchern interagie-
ren und versuchen, ihr Verhalten zu beeinflussen o-
der ihr Bewusstsein für Nachhaltigkeitsthemen zu 
schärfen oder durch Greenwashing und andere 
Praktiken davon abzulenken. Das gesellschaftliche 
Bewusstsein für Nachhaltigkeit und der damit ver-
bundene Druck auf Unternehmen spielt eine wich-
tige Rolle bei der Implementierung von Nachhaltig-
keitskonzepten in Unternehmen. Gleichzeitig bilden 
sie eine wichtige Ressource für Nachhaltigkeitsab-
teilungen, um ihren Initiativen Nachdruck zu verlei-
hen (Johnson et al. 2023a).  

Insgesamt ist klimarelevantes Unternehmenshan-
deln zudem durch lock-ins geprägt (Unruh 2000, 
Seto et al. 2016), die quer zu genannten Kontextbe-
dingungen liegen. Lock-ins beschreiben dabei eine 
Reihe von technischen Systemen, Branchenprakti-
ken und Regeln, die die grundlegende Handlungs-
weise eines Feldes in Form von Pfadabhängigkeiten 
bestimmen. Entsprechend können bestehende 
Technologien, Institutionen, Verhaltensnormen und 
Marktakteure die Geschwindigkeit und Tiefe der De-
karbonisierung begrenzen (Jager et al. 2022). So ist 

etwa die Verkehrswende auch deswegen im Verzug, 
weil die Automobilindustrie die „Leitindustrie des 
deutschen Kapitalismusmodells“ ist (Haas 2019). 

Wirkungslogiken 

Unternehmen befinden sich in ständiger Auseinan-
dersetzung mit ihrer Umwelt; sowohl physisch als 
auch organisational. Um den gesellschaftlichen Ein-
fluss auf klimarelevantes Unternehmenshandeln zu 
verstehen und damit auch die Anpassung und Wir-
kung dieses Handelns muss das Zusammenspiel von 
Normen, Zwang und Mimese betrachtet werden. 
Normen sind politisch und sozial induziert, Zwang 
durch Gesetze und Standards, während Mimese sich 
in der Nachahmung von Wettbewerbern manifes-
tiert (Engels und Frisch 2024). Die Wirkung klimare-
levanten Unternehmenshandeln kann anhand 
dreier Aspekte unterschieden werden. Direkte und 
indirekte Wirkungen von Unternehmensmaßnah-
men, sowie externe Einflüsse auf Unternehmens-
verhalten.  

Der unmittelbarste Einfluss von Unternehmen liegt 
in direkten Dekarbonisierungsmaßnahmen. Diese 
sind v.a. administrativer und anwendungsspezifi-
scher Natur. Zu ersteren gehören das Setzen von Re-
duktionszielen und interne CO2-Preise, zu letzteren 
Energieeffizienzmaßnahmen, Prozessverbesserun-
gen und Produktinnovationen. In der Vergangenheit 
haben sich Energieeffizienzmaßnahmen und der 
Umstieg auf erneuerbare Energie, sowie Kollabora-
tionen, als am effektivsten herausgestellt (Johnson 
und Busch 2021). Jedoch sind Maßnahmen auf be-
trieblicher Ebene nicht ausreichend und müssen 
häufig durch Managementpraktiken unterstützt 
werden. Da aber auch Managementmaßnahmen 
die Gefahr des symbolischen Handelns bergen, 
braucht es eine koordinierte Reihe interner und ex-
terner Aktivitäten, die einen schrittweisen und sub-
stanziellen Einfluss auf die absolute Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen bewirken können 
(Johnson und Busch 2021). Wichtig sind zudem sek-
torspezifische Lösungen (Böttcher und Müller 2015). 
Eine Beschränkung direkter Maßnahmen ergibt sich 
aus der direkten Verfügung über Scope-3-Emissio-
nen, die durchschnittlich 80% der Emissionen aus-
machen, damit jedoch außerhalb des direktiven 
operativen Einflusses der Unternehmen liegen 
(Fouret et al. 2024). 

Unternehmenshandeln übt auch indirekte Effekte 
auf die Klimawende aus. Unter diese fällt etwa die 
Nachahmung klimafreundlichen Verhaltens durch 
andere Unternehmen. In Situationen der Ungewiss-
heit orientieren sich Unternehmen stark an Wettbe-
werber*innen (Cormier und Gomez-Gutierrez 2018). 
Ressourcenschonende Verfahren können sich daher 
insbesondere dann schnell etablieren, wenn sich 
große Wettbewerber*innen damit sichtbar auf dem 
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Markt positionieren (Bansal und Roth 2000). Brem-
send wirken sich hingegen die Auswirkungen der 
politischen Aktivitäten von Unternehmen aus. 
Exemplarisch stehen hier die Lobbyinganstrengun-
gen im Automobilsektor, die in der Vergangenheit 
regelmäßig zur Abschwächung von Abgasnormen, 
und damit zur Verringerung des Drucks zur Emissi-
onsreduktion, geführt haben (Sternkopf und 
Nowack 2016).  

Eine weitere indirekte Wirkung von Unternehmens-
handeln stellt die Schaffung von Reporting-Initiati-
ven dar, die versuchen, über Transparenz und Re-
chenschaftspflichten Unternehmenshandeln zu 
kontrollieren und umweltschädliche Praktiken zu 
reduzieren (Cormier et al. 2005, Mason 2019). Durch 
die Produktion von Daten über Unternehmenshan-
deln bilden solche Initiativen außerdem eine wich-
tige Ressource für klimaschutzbezogene Wissens-
produktion. 

Abschließend bleibt die Frage offen, ob es be-
stimmte Sektoren gibt, die auf Grund ihres Ge-
schäftsfeldes und ihrer Praktiken grundsätzlich 
nicht dekarbonisierbar sind und deren gesamtwirt-
schaftliche Bedeutung daher im Zuge der Transfor-
mation zur Klimaneutralität schrittweise reduziert 
werden muss (Baur und Todorova 2023). In diesen 
wie in anderen Sektoren wird es in Zukunft verstärkt 
auf politischen, regulatorischen und gesellschaftli-
chen Druck ankommen, um Unternehmensstrate-
gien und -erwartungen zu verändern und langfristig 
an ökologischen Rahmenbedingungen neu auszu-
richten (Engels und Frisch 2024, Johnson et al. 
2023a). 
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5.2
Fossil Fuel Divestment und Veränderung 
von Finanzströmen 
Etwa seit Anfang der 2010er Jahre wurde die Forde-
rung nach einer Umlenkung globaler Finanzströme 
zu einem Kernthema globaler Klimadebatten und 
der Begriff des „Divestment“ zu einem Schlachtruf 
aktivistischer Kampagnen gegen fossile Invest-
ments von Städten, Universitäten, Banken, sowie 
staatlichen und privaten Investmentfonds 
(McKibben 2011, Randerson 2015). Ausgehend von 
Kampagnen an US-Hochschulen (Grady-Benson und 
Sarathy 2016) entwickelte sich dabei eine transnati-
onale soziale Bewegung (Ayling und Gunningham 
2017, Hestres und Hopke 2020), die zunehmend 
auch mit gerichtlichen Mitteln vorgeht (Franta 
2017). Um die Plausibilität der deutschen Klima-
wende zu beurteilen, ist es notwendig, die Dynamik 
dieser Mobilisierung auch in Deutschland zu verste-
hen. Dazu soll in enger Abstimmung mit dem globa-
len Treiberassessment (Engels et al. 2023b) auch un-
tersucht werden, wie sich diese Kampagnen auf 
Praktiken finanzieller Risikobewertung, Rentabili-
tätserwartungen von Investor*innen, und letztlich 
auf die Finanzströme in Richtung fossiler und nicht-
fossiler Aktivitäten in Deutschland auswirken. 

Wie im Hamburg Climate Futures Outlook von 2023 
festgelegt, definieren wir Divestment als die Redu-
zierung oder Beendigung von Finanzströmen in 
Richtung von Aktivitäten im Bereich fossiler Energie-
versorgung, sowohl im vorgelagerten Bereich der 

Förderung von Rohstoffen, als auch im nachgelager-
ten Bereich der Energieerzeugung und Distribution 
(Engels et al. 2023b: 116). Dabei interessieren uns zu-
nächst jene fossilen Finanzströme, die aus Deutsch-
land, nach Deutschland oder innerhalb Deutsch-
lands getätigt werden.  

Da der Ausstieg aus der Nutzung fossiler Brenn-
stoffe nicht zwangsläufig mit Investitionen in er-
neuerbare Energiequellen einhergeht, muss die Be-
wertung der Auswirkungen von Divestment Hand in 
Hand gehen mit einer Abschätzung der Veränderun-
gen im Bereich alternativer Finanzströme und ent-
sprechender Investitionen (Lenferna 2019). In einem 
ersten Schritt werden wir dazu verfügbare Sekun-
därquellen und Einzelanalysen für Deutschland 
sichten und analysieren, und bestehende Daten-
sammlungen zusammentragen, um einen Überblick 
über die Dynamik fossiler und klimafreundlicher In-
vestitionen in der deutschen Klimawende zu ermög-
lichen. 

Kontextbedingungen 

Relevante Kontextbedingungen für diesen Treiber 
sind erstens Pfadabhängigkeiten und Veränderun-
gen im Finanzsektor. So sind dominante Geschäfts-
modelle, politische und kulturelle Institutionen und 
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Infrastrukturen des Finanzsektors durch tiefsit-
zende fossile Lock-ins geprägt (Kemfert et al. 2022). 
Demgegenüber steht der Aufstieg einer nachhalti-
gen Finanzwirtschaft, sowie die allmähliche Verän-
derung von Transparenzregeln, normativen Erwar-
tungen von Investor*innen und regulatorischen 
Praktiken von Aufsichtsbehörden (Schoenmaker 
und Schramade 2018). Grüne Anleihen gelten dabei 
als Schlüsselinstrument für den Umbau von Finanz-
märkten und für die Mobilisierung von Kapital für 
kohlenstoffarme Projekte (Cortellini und Panetta 
2021). Die genaue Definition von ‚grünen‘ Investitio-
nen und die Harmonisierung diesbezüglicher Taxo-
nomien bleibt allerdings eine Herausforderung, und 
die Gesamtwirkung der sustainable finance auf 
Klima und Umwelt ist noch unklar (Kandir und Yakar 
2017, Jones et al. 2020). 

Zweitens werden Investitionsentscheidungen von 
geopolitischen Entwicklungen und Preisbewegungen 
auf globalen Energiemärkten beeinflusst, wie etwa 
Schwankungen bei der Energienachfrage, bei Prei-
sen für fossile Brennstoffe, oder bei den Kapitalkos-
ten für erneuerbare Energiequellen. Die Energie-
nachfrage hängt von wirtschaftlichen Faktoren und 
geopolitischen Ereignissen ab, wie beispielsweise 
den Folgen des russischen Angriffs auf die Ukraine 
(Allam et al. 2022). Dieser hat Inflations- und Rezes-
sionsrisiken verstärkt, und das Streben nach Ener-
giesicherheit trotz hoher Rohstoffpreise ins Zent-
rum gerückt. Während Öl- und Gaskonzerne von 
diesen Entwicklungen profitieren, entstehen zu-
gleich auch neue geopolitische Konflikte rund um al-
ternative Energiequellen (Bordoff und O'Sullivan 
2022). Dabei spielen etwa Fragen des industriellen 
Wettbewerbs und der Kapitalverfügbarkeit 
(Blondeel et al. 2021), sowie des Zugangs zu kriti-
schen Mineralien für erneuerbare Energien und Bat-
terien eine wichtige Rolle (Scholten et al. 2020). 

Drittens beeinflussen politische Regulierungen und 
Subventionen maßgeblich die Dynamik zwischen 
fossilen und erneuerbaren Energien (Mayer und 
Rajavuori 2017, Trencher et al. 2020). Klimapolitische 
Regulierungen wie Phasing-out-Strategien für fos-
sile Unternehmen oder Phasing-in-Maßnahmen wie 
Kohlenstoffsteuern können Divestment fördern 
(Bos und Gupta 2019)  und das finanzielle Risiko der 
Dekarbonisierung mindern (Wang et al. 2024). Sub-
ventionen für fossile Brennstoffe stellen hingegen 
Hindernisse dar, wobei zwischen produktions- und 
verbrauchsbezogenen Subventionen differenziert 
werden muss (Timperley 2021). Internationale Ab-
kommen zum Abbau solcher Subventionen können 
diesbezüglich Abhilfe schaffen (Skovgaard und van 
Asselt 2019).  

                                                                            
1 Vgl hierzu die Stellungnahmen der Allianz von 2018 
(„Statement on coal-based business models“, verfügbar 
unter https://www.allianz.com/content/dam/onemarke-
ting/azcom/Allianz_com/responsibility/documents/Alli-
anz-Statement-coal-based-business-models.pdf), sowie 

Viertens wirkt sich öffentlicher, normativer und 
rechtlicher Druck auf die Treiberdynamik aus 
(Dafermos et al. 2021, Quitzow et al. 2021). Öffentli-
cher Druck beeinflusst dabei vor allem Investitions-
entscheidungen von Organisationen, die einer Form 
der öffentlichen Kontrolle (e.g. von Bürgern oder 
Stakeholdern) unterliegen. Von Interesse ist in die-
sem Zusammenhang, dass Investmentstrategien 
zunehmend von einer kleinen Anzahl an großen As-
set Managern wie Blackrock oder Vanguard kontrol-
liert werden, die somit auch zu privilegierten Zielen 
von Mobilisierungen und Kampagnen werden kön-
nen (McDonnell und Gupta 2023). Allerdings kann 
das Risiko von sogenannten „gestrandeten Vermö-
genswerten“ umgekehrt auch eine Triebkraft für 
Lobbyarbeit sein, die den Diskurs über die Verzöge-
rung des Klimawandels anheizt (Lamb et al. 2020).  

Fünftens sind Zukunftserwartungen zu Marktent-
wicklungen, Regulierungen, und vorzeitigen Ab-
schreibungen zentral. Die Annahme ist hier, dass 
weniger in fossile Aktien investiert wird, wenn Anle-
ger*innen annehmen, dass die fossilen Energieträ-
ger in Zukunft stärker reguliert werden oder an Wert 
und Einfluss verlieren (Lehndorff 2022). Divestment 
stellt dann eine Möglichkeit dar, finanzielle Risiken 
im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus fossilen 
Brennstoffen zu minimieren1, und kann so auch 
dazu beitragen, das „grüne Paradoxon“ eines ver-
stärkten Ressourcenverbrauchs in Antizipation zu-
künftiger Regulierung zu vermeiden (Bauer et al. 
2018). 

Wirkungslogiken 

Finanzströme bestimmen, welche wirtschaftlichen 
Aktivitäten realisiert werden, und welche nicht. His-
torisch haben sie dazu beigetragen, fossile Lock-ins 
zu vertiefen (Bertram et al. 2015). Sie können aber 
umgekehrt auch zu Prozessen ökonomischen und 
sozialen Wandels beitragen, etwa indem Investitio-
nen in erneuerbare Energien getätigt werden (IRENA 
2022). Neben diesen direkten Auswirkungen auf die 
Rentabilität fossiler und klimafreundlicher Ressour-
cen und Technologien stellen Finanzströme zuguns-
ten von Ölkonzernen, Energieversorgungsunterneh-
men, Solarmodulherstellern oder Automobilbauern 
auch wichtige Ressourcen für klimapolitisches Lob-
bying und mediale Kampagnen dar (Cory et al. 2021).  

Schließlich zielen Divestment-Kampagnen gegen 
fossile Investitionen von Unternehmen, Universitä-
ten, Stadtverwaltungen oder Investmentfonds auch 
auf die moralische Verurteilung bestimmter unter-

des BlackRock CEOs Larry Fink von 2020 („A Fundamental 
Reshaping of Finance”, verfügbar unter  
https://www.blackrock.com/corporate/investor-relati-
ons/larry-fink-ceo-letter). 

https://www.allianz.com/content/dam/onemarketing/azcom/Allianz_com/responsibility/documents/Allianz-Statement-coal-based-business-models.pdf
https://www.allianz.com/content/dam/onemarketing/azcom/Allianz_com/responsibility/documents/Allianz-Statement-coal-based-business-models.pdf
https://www.allianz.com/content/dam/onemarketing/azcom/Allianz_com/responsibility/documents/Allianz-Statement-coal-based-business-models.pdf
https://www.blackrock.com/corporate/investor-relations/larry-fink-ceo-letter
https://www.blackrock.com/corporate/investor-relations/larry-fink-ceo-letter
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nehmerischer, administrativer oder politischer Prak-
tiken (Lenferna 2019, Hestres und Hopke 2020). Über 
die rein finanzielle Dimension ihrer Forderungen 
hinaus geht es bei diesen Kampagnen daher häufig 
auch darum, im Konzert mit anderen Aktions- und 
Protestformen auf einen breiten kulturellen und 
normativen Wandel hinzuwirken. 
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5.3
Veränderung von Konsummustern 
Nichtnachhaltige Konsumgewohnheiten und -ent-
wicklungen sind eine Hauptursache für den Anstieg 
globaler Treibhausgasemissionen, und damit letzt-
lich für den menschengemachten Klimawandel 
(Creutzig et al. 2022, Dhakal et al. 2022). Ein Wandel 
hin zu nachhaltigen Konsumpraktiken wird daher 
gemeinhin als möglicher Weg hin zu einer ökologi-
schen Transformation gesehen (Shove und Warde 
2002, Micheletti und Stolle 2012). Umstritten ist da-
bei allerdings, inwiefern Verhaltensänderungen auf 
individueller Ebene einen signifikanten Beitrag zur 
Klimawende leisten können und eine sinnvolle Stra-
tegie darstellen, oder ob primär auf kollektive Re-
geln und staatliche Steuerung gesetzt werden sollte 
(Shove 2010, O’Brien 2018, Lepenies 2022). 

Wie auch im globalen Treiberassessment des Ham-
burg Climate Future Outlooks (Gonçalves Gresse et 
al. 2023) verstehen wir Konsummuster im Sinne die-
ses Treibers als Ausgabengewohnheiten gesell-
schaftlicher Gruppen für bestimmte Produkte und 
Dienstleistungen, bzw. innerhalb bestimmter Pro-
dukt- und Dienstleistungskategorien (Bradshaw 
und Dholakia 2012, Sharma et al. 2018). Im Fokus ste-
hen Konsummuster in Deutschland. Damit bezeich-
nen wir unabhängig von ihrem Produktionsstandort 
in der Bundesrepublik konsumierte Dienstleistun-
gen und Produkte. Zu berücksichtigen ist allerdings, 
dass die Globalisierung von Märkten und Öffentlich-
keiten dazu geführt hat, dass Konsummuster in 
Deutschland stark von globalen Trends beeinflusst 
werden. Um die Treiberanalyse weiter einzugren-
zen, fokussieren wir außerdem vor allem soziokultu-
relle und lebensstilbedingte Veränderungen in vier 
Bereichen – Energie, Verkehr, Nahrungsmittel und 
Bekleidung – die vom Weltklimarat IPCC als beson-
ders klimarelevant identifiziert wurden (Creutzig et 
al. 2022).  

Allgemein beschreibt Konsum Handlungen, die da-
rauf abzielen, durch die Nutzung materieller und im-
materieller Ressourcen die Bedürfnisse und Wün-
sche von Mitgliedern einer Gesellschaft zu erfüllen 
(OECD 2008). Konsummuster werden durch ein 
komplexes Zusammenspiel von Produktions- und 

Konsumptionsprozessen konstituiert (Harvey 2007, 
Smart 2010). Sie werden durch sozioökonomische 
Faktoren, soziale Beziehungen und Alltagspraktiken 
geprägt (Bourdieu 1984, Warde 2014), und sind viel-
fach durch extreme soziale Ungleichheiten gekenn-
zeichnet (Gresse et al. 2021, Nielsen et al. 2021). His-
torisch lässt sich zwar eine starke Steigerung der Ef-
fizienz von Energie- und Ressourceneinsatz in Pro-
duktionsprozessen und Dienstleistungen beobach-
ten. Dieser umweltpolitisch eigentlich positive 
Trend wird jedoch unter anderem durch konsumbe-
dingte Rebound-Effekte konterkariert, etwa in Form 
von intensivierten Nutzungspraktiken, neuen Pro-
duktlinien oder eines Anstiegs der Nachfrage für 
Dienstleistungen (Greening et al. 2000).  

Kontextbedingungen 

Die Veränderung individueller Konsummuster lässt 
sich nur schwer vorhersagen, da der Konsum von 
Waren und Dienstleistungen mit vielfältigen und 
komplexen sozialen Dynamiken verwoben ist. Den-
noch ist die Erforschung der wichtigsten förderli-
chen und hinderlichen Bedingungen für kohlen-
stoffarme Konsummuster entscheidend für die Be-
wertung der Plausibilität der deutschen Klima-
wende. Wir orientieren uns dabei am globalen Trei-
berassessment des Hamburg Climate Future Out-
looks (Gonçalves Gresse et al. 2023), und unterschei-
den sechs Kategorien von Kontextbedingungen.  

Veränderungen in der sozioökonomischen Struktur 
stellen eine erste relevante Kontextbedingung dar. 
Hintergrund ist, dass Konsum ein in hohem Maße 
sozialer Akt ist (Spangenberg 2014), der auf soziale 
Beziehungen und Hierarchien verweist, und stark 
mit dem Streben nach sozialer Distinktion verwo-
ben ist (Bourdieu 1984). Es bestehen intensive 
Wechselwirkungen zwischen Konsumverhalten und 
sozialer Identität (Blom 2017, Cohen et al. 2022), die 
sich durchaus auch in der Ausprägung „grüner“ Kon-
summuster niederschlagen können (Testa et al. 
2021), Entgegen dem populären „ABC Paradigma“ 
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(Attitudes-Behaviour-Choice, für Einstellungen-Ver-
halten-Entscheidungen) behavioristischer Ansätze 
setzen sich umweltpolitische Überzeugungen je-
doch nicht einfach in nachhaltiges Konsumverhal-
ten um, da solches Verhalten in soziale Praktiken 
eingebettet und gesellschaftlich strukturiert ist 
(Shove 2010).  

Zweitens werden Konsummuster durch die Dynami-
ken von Wachstum und Akkumulation im Kapitalis-
mus beeinflusst (Hickel 2019). So hat die Wohl-
standsvermehrung und die Bereitstellung von im-
mer neuen Produkten und Dienstleistungen seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs (Jackson 2017) zur 
Institutionalisierung des Massenkonsums geführt 
(Boström 2020), zugleich aber auch zu einem nie da-
gewesenen Maß an Umweltverschmutzungen und 
starker sozialer Ungleichheit (Steffen et al. 2015, 
Dhakal et al. 2022). Die Veränderung einmal institu-
tionalisierter Gewohnheiten ist äußerst schwierig 
(Shove und Walker 2010). Der Verbrauch von Energie 
und Lebensmitteln beispielsweise ist nicht nur mit 
der Befriedigung von Grundbedürfnissen verbun-
den, sondern auch mit kulturellen Traditionen und 
sozialen Praktiken (z. B. Fernreisen zur Familie an 
Feiertagen, oder zum Pflegen professioneller Netz-
werke). Zudem versäumt es aber auch die Forschung 
zu den Hindernissen für nachhaltigen Konsum häu-
fig (z.B. (Wiederhold und Martinez 2018), struktu-
relle Hemmnisse wie das insgesamt hohe Konsum-
niveau, oder die ungleiche Verteilung von Wohl-
stand, Gütern und Dienstleistungen, zu thematisie-
ren (Wiedmann et al. 2020). 

Soziale Ungleichheit ist daher eine dritte Kontextbe-
dingung für nachhaltigen Konsum. Ein hohes Kon-
sumniveau und die damit verbundenen Umwelt-
auswirkungen werden insbesondere von sehr wohl-
habenden Verbrauchern verursacht (Wiedmann et 
al. 2020). Wohlhabende Verbraucher treiben die 
CO2-Emissionen nicht nur durch einen hohen koh-
lenstoffintensiven Konsum an, sondern auch durch 
ihre gesellschaftliche Rolle als Elite, die bestimmte 
Konsumpraktiken und Lebensstile prägt (Oswald et 
al. 2020, Chancel 2022, Cass et al. 2023). Soziale Un-
gleichheiten erschweren daher die Umstellung auf 
kohlenstoffarme Konsummuster und machen die Fi-
xierung auf das Individuum in klimapolitischen De-
batten in vielerlei Hinsicht fragwürdig (Neckel 2021). 
Umgekehrt zeigen Studien, dass geringere sozioöko-
nomische Ungleichheit die Plausibilität einer klima-
freundlichen Umstellung des Verbrauchs im Ener-
giesektor erhöht (Green und Healy 2022).  

Staatliche Regulierungen zur Reduktion von Un-
gleichheit, industriellen Verschmutzungen und 
Emissionen, sowie zur Vermeidung von geplanter 
Obsoleszenz und Rebound-Effekten stellen eine 
vierte Kontextbedingung für nachhaltigen Konsum 
dar. Nicht nachhaltige Konsummuster können 
durch eine stärkere Besteuerung, das Setzen geeig-
neter Anreize oder Verbote bekämpft werden 

(Spangenberg 2014, Green und Healy 2022). Regulie-
rung kann auch die Herstellung von Transparenz 
über den CO2-Fußabdruck von Produkten und 
Dienstleistungen befördern und so immerhin die 
Möglichkeit schaffen, umweltbewusster zu konsu-
mieren (Nguyen et al. 2019). Regulierungen können 
auch helfen, sogenannte Principal-Agent Probleme 
zu lösen, bei denen die Vorteile von effizienzstei-
gernden oder klimafreundlichen Maßnahmen nicht 
denjenigen zugutekommen, die sie vornehmen kön-
nen (z.B. in Mieter-Eigentümer Verhältnissen, oder 
bei Effizienzgewinnen, die nicht den 
Verbraucher*innen zugutekommen, vgl. Blonz 
2023).  

Fünftens werden Konsummuster auch durch Unter-
nehmenshandeln in den Bereichen der Produktion 
und der Werbung geprägt. So werden individuelle 
Konsumentscheidungen „nicht im luftleeren Raum 
getroffen“, sondern vielmehr geprägt von den sie 
umgebenden industriellen Versorgungssystemen 
(Wiedmann et al. 2020: 4). Ambitionierte Maßnah-
men von Unternehmen zum Klimawandel sind för-
derlich für kohlenstoffarme Konsummuster, da sie 
zur Bereitstellung von kohlenstoffarmen Gütern 
und Dienstleistungen führen. Andererseits wirkt die 
Erzeugung von neuen Konsumbedürfnissen durch 
Werbung und Marketing oft als starkes Hindernis 
für nachhaltigeren Konsum. Der Abbau von solchen 
konterproduktiven Anreizen und die Reduzierung 
des insgesamt hohen, vor allem in der Spitze stark 
unnachhaltigen Konsumniveaus erscheint daher als 
Vorbedingung für nachhaltigere und suffizienzori-
entierte Lebensstile (Engels 2016, Wiedmann et al. 
2020, Wang et al. 2021).  

Sechstens spielt die Produktion von Wissen über die 
Rahmenbedingungen für nachhaltige Produktions- 
und Konsumsysteme (Vergragt et al. 2014), und über 
die Gestaltung und Umsetzung von Postwachs-
tumsansätzen (Hickel 2021, Bodirsky et al. 2022) eine 
wichtige Rolle, um klimafreundliche Strategien, Ge-
setze, Vorschriften und Infrastrukturen zu unter-
stützen. 

Wirkungslogiken 

Die Veränderung von Konsummustern wirkt in ers-
ter Linie direkt auf die Emissionsentwicklung durch 
die Intensivierung oder Verminderung klimaschädli-
cher Mobilitäts- und Verbrauchspraktiken. Konsum-
muster beeinflussen die Nachfrage nach klima-
schädlichen und -freundlichen Produkten und üben 
somit einen großen direkten Einfluss auf Emissions-
trends aus (Dhakal et al. 2022).  

Darüber hinaus lassen sich eine Reihe indirekter Ein-
flüsse auf andere Treiber der Dekarbonisierung aus-
machen. So üben Veränderungen in Konsummus-
tern erhebliche Spillover-Effekte auf Unterneh-
menshandeln und Produktionsprozesse aus, auch 
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wenn die genaue Ausprägung dieser Effekte und 
ihre Signifikanz im Hinblick auf eine ökologische 
Transformation bisher nicht ausreichend erforscht 
ist (Wang et al. 2019). Weiterhin können veränderte 
Konsumpraktiken auch als politische und ökonomi-
sche Signale gelesen werden, die gemeinsam mit 
anderen Entwicklungen und Strategien, beispiels-
weise flankiert durch zivilgesellschaftlichen Kam-
pagnen zum Boykott bestimmter Produkte oder 

Herstellungsweisen, breitere Prozesse gesellschaft-
lichen Wandeln anstoßen können (Beck 2005). 

Autor*innen 

Flinn Aguirre und Stefan C. Aykut 

5.4
Alternative Wirtschaftsformen
Während die Treiber klimarelevantes Unterneh-
menshandeln und Konsummuster hauptsächlich 
auf Maßnahmen zielen, die Umweltauswirkungen 
innerhalb bestehender marktwirtschaftlicher Logi-
ken reduzieren wollen, finden sich zunehmend auch 
Überlegungen, die grundsätzlich infrage stellen, ob 
eine tiefgreifende Dekarbonisierung in einer wachs-
tumsorientierten, kapitalistischen Wirtschaft gelin-
gen kann (Adloff und Neckel 2019, Hausknost 2020). 
Der Treiber alternative Wirtschaftsformen be-
schreibt daher Versuche, wirtschaftliche Aktivitäten 
jenseits von bestehenden Marktlogiken, oder Akku-
mulations- und Wachstumszwängen zu gestalten 
(Schulz und Affolderbach 2015). Die Ausprägungen 
sind sehr vielfältig; sie umfassen u.a. Genossen-
schaften und andere Formen der gemeinschaftli-
chen Produktion, Regionalwährungen, fairen oder 
ethischen Handel, Kreditvereinigungen und lokale 
Tausch-, Sharing- und Handelssysteme oder die so-
genannte Sozialwirtschaft (Hillebrand und 
Zademach 2013). 

Alternative Wirtschaftsformen entziehen sich bis-
her einer einheitlichen Systematisierung (Schulz 
und Affolderbach 2015, Rosol 2018, Blome-Drees et 
al. 2021), lassen sich jedoch in erster Annäherung 
entlang eines Kontinuums von stärkerer zu schwä-
cherer Markeinbettung denken (Jonas 2013). Dar-
über hinaus finden sich in der Forschung unter-
schiedliche Begrifflichkeiten, wie „diverse Ökono-
mien“ (Gibson-Graham and Dombroski 2020), 
„zivilgesellschaftliches Wirtschaften“ (Degens und 
Lapschieß 2021) oder „kooperatives Wirtschaf-
ten“ (Blome-Drees et al. 2021). Zu den Proble-
men der Kategorisierung kommt die Schwierig-
keit, abzuschätzen, welche Formen sich zukünftig 
durchsetzen und eine nachhaltige Rolle in der 
Veränderung wirtschaftlichen Handelns spielen 
könnten. Von einer engen Definition alternativer 
Wirtschaftsformen sehen wir daher bewusst ab, 
auch um sich noch ausbildenden, im Entstehen 
begriffenen Formen Raum in unserer Analyse 
einzuräumen.  

Trotz der unterschiedlichen Definitionen und Be-
schreibungen können wiederkehrende Diskussions-
linien identifiziert werden, die einen groben Rah-
men des Treibers bieten (Blome-Drees et al. 2021). 
Ein verbindendes Merkmal alternativer Wirtschafts-
formen ist ihr zivilgesellschaftlicher Ursprung. Es 
handelt sich um Formen freiwilliger, gesellschaftli-
cher Selbstorganisation, die sich jenseits staatlichen 
Einflusses konstituieren (Degens und Lapschieß 
2021). Neben konkreter Bedarfsdeckung stehen da-
bei übergeordnete Ideale und Utopien wie die Ge-
meinwohlorientierung, sowie spezifischere soziale, 
politische und ökologische Zielsetzungen im Vorder-
grund (Elsen und Walk 2016).  

Neben diesen verbindenden Elementen gibt es Un-
terschiede, die in vier breite Themenkomplexe fal-
len. Sie betreffen, erstens, die Unternehmensstruk-
tur, d.h. die rechtliche Verfasstheit der Organisation, 
die Produktionsbeziehungen, aber auch Fragen nach 
Vergütung und Verteilung von Profiten (Cameron 
2020). Damit angesprochen sind etwa unterschied-
liche Praktiken verbundwirtschaftlicher Koopera-
tion, gemeinschaftlicher Selbstbestimmung und de-
mokratischer Mitwirkung (Blome-Drees et al. 2021). 
Bürgerenergiegenossenschaften fußen beispiel-
weise u.a. auf dem Prinzip der örtlichen Gemein-
schaft  d.h. eine Mehrheit der Beteiligten stammt 
aus der unmittelbaren Region der betriebenen Anla-
gen, wodurch u.a. der Einstieg profitorientierter Ak-
teure erschwert wird (Holstenkamp 2018). Zweitens 
bestehen unterschiedliche Formen der Arbeitsorga-
nisation. Der zugrundeliegende weite Arbeitsbegriff 
beinhaltet alle Aktivitäten zur Sicherung der Lebens-
grundlagen und zum Erhalt von Haushalten und Ge-
meinschaften, also neben produzierender Arbeit 
auch emotionale und Care-Arbeit, sowie reziproke 
Arbeitsformen. Repaircafés und offene Werkstätten 
bieten beispielsweise Räume zur Reparatur und In-
standhaltung von Konsumgütern gegen Aufwands-
entschädigung, Spende und andere Dienstleistun-
gen (Baier, Hansing et al. Baier et al. 2016), während 
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solidarische Landwirtschaftsinitiativen häufig frei-
willige Mitarbeit und verpflichtende Gemein-
schaftstage kombinieren (Solidarische Landwirt-
schaft 2022, Degens und Lapschieß 2023). Ein dritter 
Themenkomplex betrifft die dominanten Transakti-
onsformen, d.h. die Art der zugrundeliegenden wirt-
schaftlichen und sozialen Austauschbeziehungen. 
Austausch umfasst dabei mehr als den Tausch von 
Waren, Dienstleistungen und Geld, und inkludiert 
etwa auch kommunikative und affektive Prozesse 
und Interaktionen. In solidarischen Landwirtschafts-
initiativen übernehmen Konsument*innen Produk-
tionsrisiken, investieren sich finanziell und persön-
lich, und teilen sich die Ernten, wodurch sie das Ein-
kommen der Erzeuger*innen von Ernteerträgen und 
Marktpreisen abkoppeln (Degens und Lapschieß 
2023). Sharing-Modelle sollen neben ihrem Beitrag 
zur Nachhaltigkeit, auch „altruistische Anreizstruk-
turen und Koordinationsmechanismen“ (Theurl et 
al. 2015: 87) fördern. Viertens instituieren alterna-
tive Wirtschaftsformen unterschiedliche Besitzver-
hältnisse und Eigentumsformen. Besitz wird nicht 
nur als eine Beziehung von Menschen zu Dingen ge-
sehen, sondern als komplexes Geflecht sozialer, 
rechtlicher, technischer und ökonomischer Bezie-
hungen (Martin 2020). So beschäftigen sich Com-
moning-Ansätze damit, wie die gemeinsame Nut-
zung von Ressourcen zu einer sozial-ökologischen 
Transformation beitragen kann (Helfrich und Bollier 
2019, Helfrich und Euler 2021). Andere Ansätze rü-
cken die soziale Trägerschaft der Daseinsvorsorge o-
der Vorstellungen von gemeinschaftlich geteiltem 
Eigentum und Bedarfswirtschaft in den Fokus 
(Blome-Drees et al. 2021). Beispiele sind die Initiati-
ven und Diskussionen um die Rekommunalisierung 
von Storm- und Wärmenetzen (Weghmann 2017, 
Röber 2018).  

Neben der Veränderung einzelner Aspekte kapitalis-
tischer Organisations- und Produktionsprozesse, 
finden sich darüber hinaus Bewegungen, die auf 
eine umfassende Umgestaltung der Wirtschaft und 
dominanter ökonomischer Paradigmen abzielen 
(Köhne 2021). Darunter fallen etwa Postwachs-
tumsansätze (Schmelzer et al. 2022). Diese zielen da-
rauf ab, den Zwang kapitalistischen Wachstums zu 
überwinden, und so den Kreislauf von Wettbe-
werbsdruck, Beschleunigung und Ausweitung wirt-
schaftlicher Produktion und Übernutzung von Res-
sourcen zu durchbrechen. Dies geht häufig einher 
mit einer Ablehnung des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) als alleinigem Wohlstandsindikator (Kallis et 
al. 2018, Schmelzer und Vetter 2019). Auch die Bewe-
gung der Solidarischen Ökonomie strebt nach grund-
legenden Veränderungen. Anstelle des aktuell do-
minanten Fokus auf Waren und Tauschwerte soll 
wieder ein direkterer Bezug zu Nutzwerten und Be-
ziehungen hergestellt werden (Giegold and 
Embshoff Giegold und Embshoff 2008, Ronge 
Bastian 2016). Schließlich bemüht sich die Gemein-

wohl-Ökonomie darum, die auf den Eigennutz aus-
gerichtete Wirtschaftsweise durch eine Umstellung 
auf das Gemeinwohl zu bekämpfen (Felber 2018).  

Angesichts dieses breiten Spektrums an Initiativen 
und Bewegungen werden wir in den kommenden 
Treiberanalysen notwendigerweise Eingrenzungen 
vornehmen und Schwerpunkte setzen müssen. So 
werden wir insbesondere solche Entwicklungen be-
obachten und analysieren, von denen wir einen sig-
nifikanten Einfluss auf den Verlauf der Klimawende 
erwarten können. Weiterhin wird die Analyse sich 
zunächst auf existierende Arbeiten und Datenban-
ken stützen, und diese dann ggfs. gezielt ergänzen. 

Kontextbedingungen 

Eine umfassende Darstellung oder Analyse relevan-
ter Kontextbedingungen für die Entwicklung alter-
nativer Wirtschaftsformen findet sich bisher nicht in 
der existierenden Forschung. Sehr umfassend 
wurde lediglich die Frage der Bürgerenergiemodelle 
untersucht. Einige der dort identifizierten Kontext-
bedingungen scheinen auch auf andere alternative 
Wirtschaftsformen übertragbar zu sein.  

Eine strukturelle Kontextbedingung stellt die sozio-
ökonomische Struktur dar, aus der heraus sich alter-
native Wirtschaftsformen bilden. So werden ener-
giegenossenschaftliche Projekte hauptsächlich von 
Männern mit Hochschulabschluss vorangetrieben, 
während Frauen und Menschen mit geringem Ein-
kommen stark unterrepräsentiert sind (Radtke 
2016). Ähnliches gilt für Solidarische-Landwirt-
schafts-Projekte, die von Mitgliedern mit mittleren 
und oberen Einkommen dominiert werden 
(Solidarische Landwirtschaft 2022, Degens und 
Lapschieß 2023). Zu nennen sind weiterhin rechtli-
che Rahmenbedingungen. Grundrechtliche Normen 
und gesetzliche Vorgaben bestimmen, inwiefern 
spezifische Eigentums-, Wirtschafts- und Organisa-
tionsformen überhaupt umsetzbar sind, und üben 
darüber hinaus Einfluss auf die Planbarkeit und Ren-
tabilität von Projekten aus (Holstenkamp 2018). So 
schützt etwa das Genossenschaftsrecht vor Finanz-
spekulationen und sichert langfristige Finanzie-
rungsmöglichkeiten (Atmaca 2014). Zugleich kann 
es aber auch restriktiv wirken, da die regelmäßige 
Pflichtprüfung besonderen Aufwand für kleine ko-
operative Unternehmungen bedeutet (Blome-Drees 
et al. 2016).  

Weiterhin wird die Möglichkeit, alternativ zu wirt-
schaften, maßgeblich durch gesellschaftliche Nor-
men und Werte bestimmt. Im Zuge der Privatisie-
rungswelle ab den 90er Jahren veräußerten Städte 
in Deutschland ihre Energieinfrastruktur an private 
Unternehmen. Ähnliche Trends gab es in vielen Be-
reichen von öffentlichen Infrastrukturen wie Fern-
verkehr, Telekommunikation und öffentlichen Woh-
nungen. Die daraus entstandenen Unternehmen 
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und ihre Logiken stehen nachhaltigen Umgestaltun-
gen häufig im Weg. Ab 2000 entstand ein Gegen-
trend, und Forderungen nach Teilhabe, kommunaler 
Daseinsvorsorge und Energiewende wurden Teil 
breiter gesellschaftlicher Initiativen (Weghmann 
2017). Schließlich sind für die Umsetzung lokale 
Machtkonstellationen relevant (Hoeft, Messinger-
Zimmer and Zilles Hoeft et al. 2017, Fettke 2018). Da-
bei sind allerdings allgemeine Aussagen zur Rolle 
spezifischer Akteursgruppen schwierig. So 
schwankt bspw. die Position von Gewerkschaften zu 
Initiativen zur Rekommunalisierung stark, u.a. in Ab-
hängigkeit von ihrer Einbettung in lokale Unterneh-
mensstrukturen (Becker et al. 2016, Weghmann 
2017). Die Ausgestaltung und Verbreitung von Bür-
gerenergie sind weiterhin wesentlich von Förderre-
gimen auf unterschiedlichen Governanceebenen ab-
hängig (Sack 2018).  

Weiterhin bleiben auch alternative Wirtschaftsfor-
men zumindest teilweise den jeweils herrschenden 
Marktdynamiken in ihrem Sektor unterworfen. In 
der Regel bedeuten alternative Wirtschaftsformen 
eine Konkurrenz für private Unternehmen in der Er-
bringung von lokalen Dienstleistungen oder der Be-
reitstellung bestimmter Güter. Handlungsspiel-
räume jenseits von Marktlogiken können nur 
schrittweise erweitert und die Prioritäten zuguns-
ten sozialer und umweltfreundlicher Maximen nur 
allmählich verschoben werden: Alternative Wirt-
schaftsformen entstehen häufig aus der Marktlogik 
heraus und müssen sich in dieser bewähren 
(Hillebrand und Zademach 2013). Auch besteht eine 
„Reintegrationsgefahr“ (Köhne 2021: 466) in kapita-
listische Logiken. Deutlich wird dies an der Entwick-
lung von Carsharing-Modellen. Gestartet als kleine 
Nachbarschaftsinitiativen wird Carsharing mittler-
weile von den großen deutschen Autoherstellern 
dominiert, wodurch soziale und ökologische Motive 
zunehmend ökonomischen gewichen sind (Maurer 
et al. 2020).  

Auch den drei umfassenderen Umgestaltungsideen 
stehen einige verhindernde Bedingungen entgegen. 
Zum einen ist die Verfasstheit der nationalen und 
globalen Wirtschaft ein Hindernis, das nicht ohne 
große soziale und wirtschaftliche Verwerfung um-
gestaltet werden kann (Herrmann 2022). Im Rah-
men des Wachstumszwangs haben lokale Einhei-
ten, transnational skalierenden Unternehmen we-
nig entgegenzusetzen. Produktionsprozesse und 
Konsumpraktiken sind mit Regulationsregimen ver-
bunden, die politisch stabilisiert werden. Gleichzei-
tig ist Wirtschaftswachstum ein wichtiger Faktor für 
politische Stabilität und Legitimität (Heidenreich 
2008). Des Weiteren ist die soziale Ungleichheit glo-
bal und in Deutschland mit ungleichen Machtres-
sourcen verbunden, die einen wirtschaftlichen Um-
bau zu Ungunsten existierender ökonomischer Eli-
ten erschwert (Schmelzer et al. 2022). Abschließend 
werden Überlegungen zu nicht-kapitalistischem 

Wirtschaften häufig mit Verbot und Verzicht gleich-
gesetzt. Hier stehen häufig Kultur, Routinen und 
Praktiken einem umfassenden wirtschaftlichen 
Umbau entgegen oder rufen (teils starke) Wider-
stände hervor (Lepenies 2022).  

Wirkungslogiken 

Alternative Wirtschaftsformen können als Präfigu-
rationen verstanden werden, als Versuche der Zivil-
gesellschaft zur Konstruktion alternativer oder uto-
pischer sozialer und wirtschaftlicher Beziehungen 
(Yates 2015). Soziale und wirtschaftliche, aber auch 
technologische, ökologische, kulturelle und politi-
sche Beziehungen werden zusammengedacht, so-
dass Veränderung immer gleichzeitig in mehreren, 
miteinander verbundenen Bereichen angestoßen 
werden müssen (Schiller-Merkens 2022). Beispiels-
weise stellt Bürgerenergie nicht nur das vorherr-
schende sozio-technische System der zentralisier-
ten, auf fossilen Brennstoffen basierenden Energie-
erzeugung in Frage, indem es sich auf die dezentrale 
Erzeugung von Solar- oder Windenergie kon-
zentriert. Es verändert auch die zugrunde liegenden 
politischen und wirtschaftlichen Strukturen, indem 
es alternative Geschäftsmodelle und Organisations-
formen einführt (Avelino et al. 2019). Wandel findet 
dabei zunächst auf lokaler Ebene statt und manifes-
tiert sich in neuen materialen Realitäten, sozialen 
Praktiken und Experimenten (Monticelli 2021). Eine 
gesamtgesellschaftliche Transformation entwickelt 
sich darauf aufbauend durch Diffusion, Multiplika-
tion oder Replikation (Adloff und Neckel 2019). 

Dabei können drei Strategien beschrieben werden, 
durch die alternative Wirtschaftsformen in der Ge-
sellschaft verankert werden und zu einer dekarboni-
sierten Gesellschaft beitragen (Wright 2017). In-
terstitielle Strategien, ermöglichen es den Men-
schen, Veränderungen von Institutionen, Infrastruk-
turen oder Formen der sozialen Organisation in den 
Zwischenräumen zwischen etablierten und neuen 
Wirtschaftsprozessen zu testen. Alternativen kön-
nen Risse und Brüche in kapitalistischen Strukturen 
verursachen, die durch Metamorphose und Kumula-
tion qualitative Veränderungen der zentralen Dyna-
mik und Logik der herrschenden Wirtschaftsord-
nung bewirken können (Holloway 2010). Symbioti-
sche Strategien zielen darauf ab, Formen der Zusam-
menarbeit zwischen verschiedenen sozialen Kräften 
zu schaffen, um konkrete Reformen und Verbesse-
rungen zu erreichen, die schließlich das gesellschaft-
liche System langfristig verändern. Dies geschieht 
häufig in Zusammenarbeit mit dem traditionellen 
politischen System, kann aber auch jenseits von o-
der gegen staatliches Handeln gestaltet werden 
(Cumbers 2015, Wright 2017). Disruptive Strategien 
schließlich beschreiben Versuche, das vorherr-
schende Gesellschaftssystem durch Massenbewe-
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gungen und revolutionäre Konfrontation zu über-
winden. Sie umfassen die Schaffung neuer Instituti-
onen der sozialen Ermächtigung und die direkte po-
litische Konfrontation mit dem Staat (Schmelzer et 
al. 2022). 

Neben ihrer präfigurativen und experimentellen Di-
mension sind Initiativen im Bereich alternativer 
Wirtschaftsformen zumeist auch nach außen ge-
richtet, und Teil von Strategien, die versuchen, exis-
tierende Initiativen zu verbreiten oder zu skalieren. 
Dabei sollen auch alternative Überzeugungen, 
Werte und Praktiken über die Grenzen einzelner Ini-
tiativen, Organisationen und Gemeinschaften hin-
aus in die Gesellschaft einwirken (Schiller-Merkens 

2024). Das verweist häufig auf Versuche der Koordi-
nierung auf höherer Ebene, an der neue Akteure und 
Institutionen beteiligt sind, die über die bereits be-
stehenden präfigurativen lokalen Initiativen hinaus-
gehen. Diese Ausbreitung kann über Vernetzung, 
Kommunikation, Partizipation, Kooperationen und 
Institutionalisierung entstehen (Schiller-Merkens 
2020). 
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5.5
Transformation der Arbeit
Eine vollständige Dekarbonisierung der Wirtschaft 
impliziert notwendigerweise auch tiefgreifende 
Veränderungen von Arbeitswelten. Diese betreffen 
sowohl Berufsbilder und Ausbildungswege, als auch 
Aspekte der Organisation von Arbeit wie beispiels-
weise betriebliche Mitbestimmung  (Schmitt 2014, 
Lehndorff 2022). Umgekehrt wird die sozial-ökologi-
sche Transformation auch durch Veränderungen in 
Betrieben und gewerkschaftliche Mobilisierungen 
für oder gegen Klimaschutz beeinflusst und kann 
durch diese beschleunigt oder ausgebremst werden 
(Kaiser 2023). Damit aufgeworfen sind immer auch 
Fragen nach einem gerechten sozial-ökologischen 
Umbau bzw. einer Just Transition, nach Wirtschafts-
demokratie und Mitsprache in der Gestaltung der 
ökologischen Transformation (Heffron und Heffron 
2021, Wang und Lo 2021).  

Der Treiber beschreibt daher klimabedingte und kli-
marelevante Transformationsprozesse in der Ar-
beitswelt. Dabei können mindestens drei Dimensio-
nen unterschieden werden. Erstens wird die Trans-
formation der Arbeitswelt von Akteur*innen aus der 
organisierten Arbeitnehmerschaft und den Gewerk-
schaften mitgestaltet (Wissen 2019). Dabei wurde 
bislang bei Beschäftigten und Gewerkschaften häu-
fig Umweltschutz mit Arbeitsplatzabbau gleichge-
setzt, und dementsprechend gegen strukturelle 
Transformationsmaßnahmen mobilisiert (Brand 
und Niedermoser 2019, Michaelis et al. 2023). Zu-
nehmend setzen sich Gewerkschaften aber auch mit 
Chancen der ökologischen Wende, und Möglichkei-
ten der Mitbestimmung in der damit einhergehen-
den Transformation von Arbeitswelten auseinan-
der. Gemeinsam mit Fridays for Future, also Teilen 
der Klimabewegung, wurden beispielsweise Streiks 
unter dem Motto #WirFahrenZusammen organi-

siert (Lucht und Liebig 2023). Das Aufkommen sol-
cher gesellschaftlicher Koalitionen hat auch Hoff-
nungen auf eine neue Konversionsbewegung unter 
ökologischen Vorzeichen geweckt (Kaiser 2023).  

Zweitens führt die Transformation zur Klimaneutra-
lität auch zur Schaffung neuer Berufsbilder, und da-
mit zu Veränderungen in Ausbildung und Ausbil-
dungswegen (Becker et al. 2019). Damit verbunden 
sind beispielsweise Umschulungsprogramme für 
Beschäftigte aus fossilen Berufen (Kalt 2021), aber 
auch die Aufnahme von Nachhaltigkeits- und Klima-
themen in die Rahmenlehrpläne in der beruflichen 
Bildung (Schmitt 2014). Auch Initiativen von Auszu-
bildenden können einen nachhaltigen Umbau von 
Ausbildungswegen und Berufsbildern anstoßen o-
der beschleunigen (Berg 2020). 

Drittens spielen in der Transformation der Arbeit 
auch die klimapolitischen Aktivitäten und Positio-
nen von Berufsverbänden, Handels- und Hand-
werkskammern eine wichtige Rolle, vor allem in Be-
reichen, in denen es keine gewerkschaftliche Orga-
nisierung gibt, wie z.B. im Handwerk oder in freibe-
ruflichen Tätigkeiten (Simons et al. 2021). Der Trei-
ber beschreibt die unterschiedlichen Dynamiken in 
diesen drei Dimensionen der Transformation von 
Arbeitswelten und ihre Auswirkungen auf die Plau-
sibilität der Klimawende in Deutschland. 

Kontextbedingungen 

Der Treiber Transformation der Arbeit steht im en-
gen Verhältnis zu anderen Treibern, wie etwa der 
deutschen und europäischen Klimapolitik, der 
Klimabewegung, der subnationalen Klimapolitik 
und dem klimarelevanten Unternehmenshandeln 
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(Blöcker und Holzschuh 2020, Lehndorff 
2022). Darüber hinaus lassen sich die Kontextbedin-
gungen des Treibers in vier große Bereiche einord-
nen. 

Zunächst beeinflussen die Stärke und Ausrichtung 
von Gewerkschaften in Schlüsselbranchen die Dyna-
miken einer klimaneutralen Transformation von Ar-
beit (Kalt 2022). Die Stärke von Gewerkschaften 
lässt sich anhand ihrer Verfügung über unterschied-
liche Machtressourcen messen (Dörre und Schmalz 
2014). Strukturelle Macht resultiert etwa aus der 
volkswirtschaftlichen Stellung einer Branche oder 
Berufsgruppe und der daraus resultierenden Fähig-
keit der Arbeiterschaft, wichtige Betriebs- und Ge-
sellschaftsabläufe zu stören. Organisationsmacht 
misst sich am prozentualen Anteil der Gewerk-
schaftsmitglieder in der jeweiligen Branche bzw. 
dem jeweiligen Betrieb. Institutionelle Macht ent-
springt den Erinnerungen an vergangene Erfolge 
und rechtlichen Garantien wie beispielsweise dem 
Streikrecht. Gesellschaftliche Macht schließlich be-
schreibt die Rezeption und Hegemoniefähigkeit ge-
werkschaftlicher Diskurse in Medien und Politik. Ne-
ben der Stärke von Gewerkschaften ist ihre Ausrich-
tung hinsichtlich ökologischer Fragen zentral (Brand 
und Niedermoser 2019). Beeinflusst wird diese Posi-
tionierung zum einen durch die materielle Expo-
niertheit einer Branche gegenüber der Transforma-
tion, d.h. die voraussichtlichen Auswirkungen von 
Klimapolitik auf Wachstum und Beschäftigung. 
Hinzu kommt die ideologische Orientierung von Ge-
werkschaften, insbesondere in Bezug auf Vorstel-
lungen eines grundsätzlichen Gegensatzes zwi-
schen, oder synergetischen Verhältnisses von, Kli-
maschutz und sozialer Frage, sowie die Existenz ge-
sellschaftlicher Koalitionen zwischen Gewerk-
schafts- und Umweltbewegung (Kalt, 2021). Umge-
kehrt erschwert eine starke Fragmentierung der Be-
legschaft in einem Sektor, etwa durch Leiharbeit, die 
Ausbildung und Artikulation gemeinsamer Interes-
sen in Bezug auf die Klimawende (Michaelis et al. 
2023).  

Weiterhin sind staatliche und private Institutionen 
der beruflichen Ausbildung entscheidend für die Ent-
wicklung neuer Arbeitsbilder und Ausbildungswege. 
Staatliche Stellen nehmen dabei Einfluss in Form 
von Entscheidungen zu Ausbildungsordnungen und 
Förderschwerpunkten, aber auch durch die Defini-
tion etwa von Rahmenlehrplänen für Berufsschulen 
durch die Kultusministerkonferenz (Schmitt 2014). 
Innerhalb der staatlichen Ausbildungsordnungen 
kontrollieren und überwachen Handels- und Hand-
werkskammern die Ausbildung. Unternehmen wie-
derum führen die Ausbildung im Betrieb durch. Al-
lerdings fehlt in den in Deutschland dominierenden 
mittelständischen Unternehmen oft das Kapital 
und die Risikobereitschaft, um in innovative neue 
Ausbildungswege zu investieren. Forscher*innen at-
testieren insbesondere der Managementebene ei-
nen Strukturkonservatismus, der vorausschauende 

Veränderungen im Ausbildungsbereich tendenziell 
verzögert (Michaelis et al. 2023: 62). Wichtig für die 
Treiberdynamik erscheint also die Schaffung geeig-
neter staatlicher und betrieblicher Rahmenbedin-
gungen für die Ausbildung der für die Klimawende 
benötigten beruflichen Qualifikationen.  

Drittens stellen gesellschaftliche Diskurse und Nor-
men zu Klimaschutz und Just Transition Rahmenbe-
dingungen für die Transformation von Arbeitswel-
ten dar. So lässt sich die sozial-ökologische Transfor-
mation auch als Kampf um Hegemonie deuten, in 
der die Gestaltung eines gerechten Übergangs in 
Branchen, die von einem klimapolitisch bedingten 
Strukturwandel betroffen sind, verhandelt wird 
(Kalt 2024). Dabei kann eine breite öffentliche Un-
terstützung für die Klimawende auch eine stärker 
ökologische Positionierung von Gewerkschaften be-
fördern (Kalt 2022). Umgekehrt führt allerdings die 
Darstellung von Klimapolitik und Arbeitsplatzschutz 
als Nullsummenspiel durch Vertreter*innen von Ge-
werkschaften oder der Klimabewegung tendenziell 
dazu, dass die Unterstützung für Klimaschutz ab-
nimmt (Wissen 2019). In solchen Fällen ermöglicht 
erst die Veränderung des gesellschaftlichen Narra-
tivs, weg von einem bloßen Fokus auf Dekarbonisie-
rung und Strukturwandel, und hin zu Fragen einer 
gerechten Transformation für Arbeiter*innen, das 
Knüpfen tragfähiger gesellschaftlicher Koalitionen 
für die Klimawende (Kalt, 2021).   

Viertens sind staatliche Regelungen und Förderpro-
gramme zur Begleitung von Strukturwandel und ge-
rechtem Übergang, bzw. Just Transition, zentral für 
die Transformation von Arbeitswelten. Darunter fal-
len etwa die Mittel und Programme des von der so-
genannten Kohlekommission 2019 vorgeschlagenen 
und 2020 von Bundesrat und Bundestag verabschie-
deten Investitionsgesetzes Kohleregionen, durch 
das die von Strukturwandel betroffenen Regionen 
unterstützt und auf die Zeit nach der Kohleförde-
rung vorbereitet werden sollen (Brachert et al. 2023). 
Neben Investitionen in Forschung und Entwicklung 
sieht das Programm auch Maßnahmen zur Stärkung 
von Bildung und Erschließung von Arbeitskräften 
vor, um einen Stellenabbau in den betroffenen Regi-
onen zu vermeiden. Auch europäische Förderpro-
gramme wie der mit 55 Milliarden Euro dotierte Just 
Transition Mechanism des europäischen Green Deal 
sind in diesem Kontext zu nennen (Kyriazi und Miró 
2023).  

Wirkungslogiken 

Das Zusammenspiel verschiedener Akteure, ihrer 
Strategien und Kontextbedingungen prägt die Wir-
kungslogiken des Treibers Transformation der Ar-
beit. Diese betreffen außerdem einerseits die diskur-
siv-normativen Grundlagen für eine breite gesell-
schaftliche Unterstützung für die Klimawende und 
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ihre mehr oder weniger gerechte Ausgestaltung, 
und andererseits die materiellen und praktischen 
Voraussetzungen für einen klimaneutralen Umbau 
der Wirtschaft. 

Gewerkschaften können durch soziale Mobilisierun-
gen und medialen Einfluss klimapolitische Maßnah-
men bekämpfen und die Transformation herauszö-
gern, oder aber durch Koalitionen mit der Klimabe-
wegung und Kampagnen für eine gerechten Über-
gang gesellschaftliche Akzeptanz für die Klima-
wende schaffen, den Ausbau klimafreundlicher Inf-
rastrukturen forcieren und bessere Arbeitsbedin-
gungen in transformationsrelevanten Bereichen 
wie etwa dem öffentlichen Personennahverkehr er-
streiten (Brand und Niedermoser 2019, Kalt 2022). 
Im Rahmen von betrieblicher Mitbestimmung oder 
Konversionsbewegungen können sie auch innerbe-
trieblich den Wechsel hin zu nachhaltigen Produkti-
onsweisen beschleunigen (Kaiser 2023). Zuletzt kön-
nen sie darauf hinarbeiten, dass Arbeiter*innen aus 

fossilen Berufen umgeschult werden, sodass das Ar-
gument des Arbeitsplatzabbaus an Gewicht verliert.  

Kammern und Berufsverbände sind ebenfalls zent-
rale Akteure an der Schnittstelle von Arbeit und 
Nachhaltigkeit, die erheblichen Einfluss auf die Aus-
richtung existierender und die Einrichtung neuer 
Ausbildungszweige ausüben (Schmitt 2014). Hand-
werker*innen führen am Ende die Arbeiten aus, die 
die Wirtschaft nachhaltiger gestalten. Die Verfüg-
barkeit qualifizierter Arbeiter*innen stellt daher 
eine wichtige Voraussetzung und einen potenziel-
len Flaschenhals für eine schnelle Transformation 
zur Klimaneutralität in vielen Bereichen dar 
(Blazejczak und Edler 2021).  
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6 
Handlungsfeld der Zivilgesellschaft 

6.1 
Klimabewegung und -proteste 
Soziale Bewegungen sind zentrale Triebfedern so-
zialen Wandels. Sie üben als kollektive Akteure 
Druck auf Politikprozesse aus, prägen gesell-
schaftliche Diskurse und Normen, führen neue so-
ziale Praktiken ein und beeinflussen im Rahmen 
von Beteiligungsverfahren lokale Umsetzungsdy-
namiken  (Rucht 1994, Tarrow 2011). Die Beeinflus-
sung von politischen Prozessen und gesellschaft-
lichen Diskursen und Normen steht dabei bei der 
Analyse des Treibers Klimabewegung und –pro-
teste im Mittelpunkt. Sie erfolgt vor allem durch 
Protestmittel wie Petitionen, Demonstrationen, 
Besetzungen und anderen Formen des zivilen Wi-
derstands (Tilly 1986, 1993). Bezüglich des Pro-
testrepertoires lassen sich appellative (u.a. Petiti-
onen), demonstrative (u.a. Demonstrationen, 
Kundgebungen) und konfrontative (u.a. Blocka-
den, Besetzungen) Protestformen unterscheiden 
(Grande et al. 2023).  

Die Proteste finden auf unterschiedlichen politi-
schen Ebenen statt. Debatten um Klimapolitik 
wurden in der vergangenen Dekade durch Pro-
teste auf lokaler und nationaler Ebene (Jamison 
2010, Tormos-Aponte und García-López 2018, 
Méndez 2020) sowie Mobilisierungen im Rahmen 
der jährlichen Weltklimakonferenzen begleitet 
(Fisher 2010, de Moor 2018). In Deutschland 
schließt die Klimabewegung an die Protestaktio-
nen der Umweltbewegung der 1970er Jahre an, in 
der wiederum die Anti-Atomkraft-Bewegung eine 
wichtige Rolle eingenommen hat. Der Beginn der 
jüngeren deutschen Klima(gerechtigkeits)bewe-
gung lässt sich vor ca. zehn Jahren verorten. So 
wurden beispielsweise erste Aktionen von Ende 
Gelände ab 2015 durchgeführt. Eine breitere, 
transnationale und zunehmend heterogene 
Klimabewegung, die sich für Dekarbonisierung 
und Klimagerechtigkeit einsetzt, hat sich ab etwa 
2018 infolge des Aufstiegs von Fridays for Future 
und Extinction Rebellion herausgebildet  (de Moor 
et al. 2021, Pohlmann et al. 2021).  

Der Treiber untersucht die Dynamik der deut-
schen Klimabewegung sowie ihre Wirkung auf po-
litische und gesellschaftliche Prozesse vor dem 

Hintergrund des aktuellen gesellschaftlichen Kon-
texts. Im Fokus stehen dabei Aktivitäten zur Be-
einflussung von Entscheidungsprozessen in politi-
schen Arenen und mediale Rahmungen in öffent-
lichen Diskursen, die das Ziel verfolgen, auf das 
Tempo und die Richtung der Klimawende einzu-
wirken. Dies schließt auch soziale Bewegungen 
ein, die sich gegen klimapolitische Anliegen im All-
gemeinen oder konkrete Maßnahmen zur Umset-
zung der Klimawende wenden, insofern diese 
strukturiert auftreten und signifikanten gesell-
schaftlichen Einfluss ausüben. Insgesamt fokus-
siert dieser Treiber also die konflikthaften gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen und Aus-
handlungsprozesse rund um die Klimawende. Da-
mit kommt ihm eine herausragende Bedeutung 
zu, die neben dem Ambitionsniveau der Klima-
wende auch ihre konkrete Umsetzung und Ausge-
staltung hinsichtlich von Fragen der Verteilungs- 
und Verfahrensgerechtigkeit, der demokratischen 
Mitbestimmung und sozialen Teilhabe betrifft 
(Aykut et al. 2019, Pohlmann et al. 2021). 

Kontextbedingungen 

Soziale Mobilisierungen werden durch struktu-
relle, institutionelle und situationelle Opportuni-
täten ermöglicht oder eingeschränkt (della Porta 
2013, McAdam und Tarrow 2018). Auf struktureller 
Ebene ist diesbezüglich insbesondere die Offen-
heit politischer Institutionen relevant. Dies 
schließt auch Grundfreiheiten wie beispielsweise 
die Pressefreiheit und das Demonstrationsrecht 
sowie staatliche Repressionen mit ein. Gesell-
schaftliche und kulturelle Normen zugunsten von 
Umwelt- und Klimaschutz und sozialer Gerechtig-
keit, für oder gegen technischen Fortschritt, aber 
auch zugunsten ressourcenintensiver Lebenswei-
sen (Brand und Wissen 2017, Daggett 2018) konsti-
tuieren eine weitere wichtige strukturelle Kon-
textbedingung. 
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Es ist davon auszugehen, dass der strukturelle ge-
sellschaftliche Rahmen zwar nicht die Dynamik ei-
ner Bewegung vollends bestimmt, jedoch deren 
Handlungsrahmen entscheidend beeinflusst. 
Werden zivilgesellschaftliche Handlungsspiel-
räume eingeschränkt, so wird das mit dem Begriff 
der shrinking spaces (Richter 2018) erfasst.2 Shrin-
king spaces beschreibt demnach den Trend, bei 
dem der Raum für die Aktivitäten, die Freiheiten 
und die Wirksamkeit zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen zunehmend eingeschränkt wird (ebd.). 
Die Handlungseinschränkungen können dabei auf 
unterschiedliche Weise erfolgen: politisch, recht-
lich, finanziell oder diskursiv (Diefenbach-
Trommer 2019, Grande 2021).  

Bei den institutionellen Kontextbedingungen 
geht es um die Ressourcen, die sozialen Bewegun-
gen für ihre Organisation, Proteste und zivilgesell-
schaftliche Mobilisierung zur Verfügung stehen. 
Hierzu zählen Koordinierungsfähigkeit und Netz-
werkkapazitäten sozialer Bewegungen. Bei der 
deutschen Klimabewegung ist diesbezüglich so-
wohl ihre Vernetzung untereinander, in der brei-
teren deutschen Zivilgesellschaft sowie aber auch 
die transnationale Vernetzung zentral. Weiterhin 
sind finanzielle Ressourcen sowie die materielle 
Ausstattung (beispielsweise digitale Ausrüstung) 
relevant. Hinzu kommen Wissensressourcen, die 
die Mobilisierungsfähigkeit sozialer Bewegungen 
unterstützen. Hierzu zählen wissenschaftliche Er-
kenntnisse über Ursachen, Verantwortlichkeiten 
und Lösungen der Klimakrise (Rödder und 
Pavenstädt 2023) sowie Erinnerungen an vergan-
gene Erfolge und Misserfolge, wie zum Beispiel er-
folgreiche Proteste gegen Atomkraft (Kitschelt 
1986, Wahlström et al. 2019). Wissenschaftliche 
Erkenntnisse aus der Klimaforschung können da-
bei als moralische Ressource der Bewegung ver-
standen werden (Soßdorf und Burgi 2022). Wei-
terhin hat auch die mediale Resonanzfähigkeit der 
Forderungen und Themen von Bewegungen Ein-
fluss auf ihren Erfolg (Koopmans 2004, Koopmans 
und Olzak 2004, McCammon 2013).  

Eher situationelle Kontextbedingungen sind (Um-
welt-)Ereignisse wie Überschwemmungen, Kriege 
oder Pandemien und daraus resultierende mul-
tiple Krisen. Diese können je nach Themenschwer-
punkt die Mobilisierungsfähigkeit von sozialen 

2 Für einen umfassenden Überblick der Debatte zu 
‚shrinking civic spaces‘ in Deutschland siehe Hummel et 
al. 2022: Kapitel 6.7. 
3 Wir unterscheiden direkte von eher indirekten Wir-
kungsmechanismen abhängig von ihrer Einflussnahme 
auf politischen und gesellschaftlichen Wandel. Andere 
Autor*innen nehmen diesbezüglich andere Einteilungen 
vor. So wird beispielsweise ein verändertes Konsumver-
halten als direkte Wirkung eingeordnet, da hierdurch 

Bewegungen stärken oder aber verringern und be-
einflussen auch die Akzeptanz von Bewegungen 
in Bevölkerung und Politik (Grande et al. 2023) 

Wirkungslogiken 

Zur zentralen Frage der Wirkung von Klimaprotes-
ten existieren momentan eine lebhafte Debatte 
und vereinzelte Arbeiten, die sich auf bestimmte 
Aktionsformen, Wirkungsweisen oder Akteure be-
ziehen, (de Moor 2018, Fisher und Nasrin 2021, 
Sabherwal et al. 2021, Müller 2023). Jedoch fehlt es 
bislang an umfassenderen Studien. Dies liegt 
nicht zuletzt an der Komplexität der Thematik, 
denn klimapolitischer Aktivismus kann sich auf 
vielfältige Art und Weise auf gesellschaftliche und 
politische Dynamiken auswirken. Eher direkte 
Wirkungen3 von Klimaprotesten sind die Erzwin-
gung von, oder Einflussnahme auf, politische 
Maßnahmen, die den Klimawandel begrenzen. 
Dies kann in Ausnahmefällen schnell und unmit-
telbar stattfinden, ist jedoch meist eher das Resul-
tat langjähriger Proteste und Initiativen, wie bei-
spielsweise im bundesdeutschen Kontext der 
Atomausstieg und der Kohleausstieg, die über 
lange Jahre von breiten sozialen Bewegungen er-
kämpft wurden (vgl. hierzu Roose 2010, Morris 
und Jungjohann 2016). Ein weiterer Einflusskanal 
sozialer Bewegungen ist der „Gang durch die Insti-
tutionen“, etwa wenn Personen und Gruppen aus 
der Klimabewegung sich parteipolitisch engagie-
ren, um damit einen direkteren Einfluss auf politi-
sche Entscheidungen auszuüben (Göhler 1997). Zu 
den im weiteren Sinn direkten Wirkungen gehört 
außerdem die Gründung von Initiativen im Be-
reich alternatives Wirtschaften. Hierzu zählen bei-
spielsweise die Gründung von Energiegenossen-
schaften und solidarische Landwirtschaft.  

Weiterhin ist die Klimabewegung auch aktiv an 
Klimaklagen beteiligt, die von staatlichen Stellen 
Maßnahmen zur Erreichung von Klimazielen und 
den Vollzug von Klimarecht fordern, oder auf zivil-
rechtlichem Wege Klimagerechtigkeit herstellen 
wollen (Fisher und Nasrin 2021). Auch kann durch 
die potenzielle Bedrohung einer Klage ein verän-
dertes Unternehmenshandeln erreicht werden. 
Mittelbar kann die durch Proteste hervorgerufene 
mediale Aufmerksamkeit sich wiederum auch auf 

eine Reduktion von Emissionen erfolgt, während politi-
sche Einflussnahme als indirekte Wirkung erfasst wird 
(Fisher/Nasrin 2021b). Da es in der vorliegenden Studie 
um eine breiter verstandene Klimawende und damit um 
einen Prozess gesellschaftlichen Wandels geht, wird 
eine direkte Wirkung von Protesten dort verortet, wo 
diese kollektive Veränderungen hervorrufen. 
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den Verlauf und die Erfolgschancen von Klimakla-
gen auswirken, wie in Kapitel 10 genauer darge-
stellt wird.  

Darüber hinaus gibt es aber auch zahlreiche eher 
indirekte Wirkungen von Klimaprotesten, deren 
Rolle in einer umfassenden gesellschaftlichen 
Transformation keinesfalls unterschätzt werden 
sollte. Diese können beispielsweise meinungsbil-
dend wirken, was sich wiederum auf individuelles 
Handeln und Wahlpräferenzen auswirken kann 
(von Zabern 2023). Proteste können zu einer brei-
teren Mobilisierung und Solidarisierung beitragen 
und ein Thema im öffentlichen Diskurs bekannter 
machen und somit auch eine politische Auseinan-
dersetzung mit Klimapolitik hervorrufen (Busch 
2023). Diese Aspekte werden in Kapitel 9 durch 
Analysen zur medialen Aufmerksamkeit der 
Klimabewegung sowie deren Behandlung im Bun-
destag erfasst. 

Ein Themenkomplex der in den letzten Jahren zu-
nehmend in den Blick geraten ist, ist die Diskus-
sion um den radikalen Flankeneffekt. Es wird dis-

kutiert, inwieweit ein radikaler(er) Arm einer sozi-
alen Klimabewegung sich auf diese auswirkt. Ra-
dikalität wird dabei meist mit disruptiven Protest-
formen gleichgesetzt und bezieht sich weniger 
auf die Forderungen. Als positive Effekte werden 
die Verschiebung der Diskursgrenzen, die verän-
derte Wahrnehmung gemäßigterer Gruppen in 
der Bevölkerung (Haines 1988), Zugeständnisse 
auf Grund erhöhten Drucks und der Schutz von 
gewaltfreien Aktivist*innen vor Repressionen 
(Crosby 2012) vermutet. Als negative Flankenef-
fekte wird diskutiert, inwiefern radikalere Protest-
formen die Bewegung als Ganze in Misskredit 
bringen und es damit gemäßigten Kräften er-
schweren, mit Dritten zusammenzuarbeiten 
(Haines 1988).  
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brandt  

Direkte Wirkung auf 
sozialen Wandel 

Erzwingung von oder Einflussnahme auf bestimmte politische Maßnahmen 

Alternative Lebens- und Wirtschaftsformen durch neue Initiativen 

Verändertes Unternehmenshandeln 

Indirekte Wirkung auf 
sozialen Wandel 

Veränderung von Einstellungen und Meinungen 

Veränderung individuellen Handelns 

Veränderung von Wahlpräferenzen 

Mobilisierung und Solidarisierung 

Tabelle 1: Übersicht Wirkungslogiken von Klimaprotesten

6.2 
Klimaklagen 
Für den Treiber Klimaklagen orientieren wir uns 
strukturell an der globalen Treiberanalyse des Ham-
burg Climate Futures Outlooks von Zengerling et al. 

(2023). Inhaltlich führen wir jedoch eine stärker so-
zialwissenschaftliche Analyse durch, die den Beitrag 
von Klimaklagen zur gesellschaftlichen Dynamik der 
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Klimawende prüft, dabei aber die Analyse des recht-
lichen Inhalts der Klagen zunächst zurückstellt. 
Diese rechtliche Dimension werden wir in zukünfti-
gen Studien sukzessive ausbauen. 

Unter Klimaklagen verstehen wir Gerichtsprozesse, 
die mit dem Ziel angestrengt werden, die Dekarbo-
nisierung voranzutreiben und Klimagerechtigkeit 
herzustellen (Zengerling et al. 2023: 104). Klimakla-
gen fungieren primär als Mittel zur Durchsetzung 
von Recht und zur Behebung des Vollzugsdefizits im 
Umweltrecht. Zudem stellen sie spätestens seit eini-
gen spektakulären Prozessen, wie der niederländi-
schen Urgenda-Entscheidung von 2015 oder den er-
folgreichen Verfassungsbeschwerden vor dem Bun-
desverfassungsgericht von 2021, ein wichtiges Akti-
onsmittel im Repertoire der globalen Klimabewe-
gung dar (Fisher und Nasrin 2021, Aykut 2022). Unter 
dem Begriff werden aus sozialwissenschaftlicher 
Perspektive daher Versuche gefasst, Klimaschutz 
und -gerechtigkeit auf dem Rechtsweg durchzuset-
zen (Aykut 2022). Dazu sollen Regierungen, Verwal-
tungen oder Unternehmen zu stärkeren Emissions-
reduktionen gezwungen oder für Klimawandelschä-
den verantwortlich gemacht, klimaschädliche Infra-
struktur- oder Investitionsentscheidungen verhin-
dert, Versuche des Greenwashing unterbunden, o-
der geeignete Anpassungsmaßnahmen eingefor-
dert werden (Setzer und Vanhala 2019). Unterstützt 
wird dies durch Akteure und Netzwerke, die solche 
Prozesse im Sinne einer „strategischen Prozessfüh-
rung“ anstrengen oder unterstützen (Graser und 
Helmrich 2019, Setzer und Higham 2023). Demge-
genüber existieren auch Klagen, die sich gegen kli-
mapolitische Maßnahmen richten, oder darauf ab-
zielen, die Geltung oder Umsetzung rechtlicher Nor-
men zum Klimaschutz anzufechten (Setzer und 
Higham 2023). Diese Art von Klagen wird in dieser 
Studie nicht berücksichtigt.  

In globalen Überblicksstudien werden gemeinhin 
drei Wellen von Klimaklagen unterschieden 
(Golnaraghi et al. 2021). Die erste Welle vor 2007 
umfasst hauptsächlich Verwaltungsklagen, und ist 
regional auf die USA und Australien beschränkt. Kli-
maschutz ist in diesen Klagen meist kein zentrales 
Argument, sondern oft eher ein peripheres Thema. 
Die zweite Welle von 2007 bis 2015 ist gekennzeich-
net durch eine Zunahme von Klagen gegen natio-
nale Regierungen und Gesetzgeber, die darauf ab-
zielen, diese zu stärkerem Klimaschutz zu zwingen 
und so die geringen Fortschritte bei internationalen 
Klimaverhandlungen auszugleichen. Hinzu kommt 
eine regionale Ausweitung der Fälle auf Europa. Die 
dritte Welle ab 2015 ist charakterisiert durch eine 
weitere Diversifizierung von Klageformen und Kate-
gorien von Beklagten, u.a. in der Form von Zivilkla-
gen gegen Unternehmen, sowie durch eine weitere 
regionale Ausdehnung, mit einem deutlichen An-
stieg von Klimaklagen in Europa und im Globalen 
Süden.  

Diese dritte Welle ist für die Dynamik des deutschen 
Treibers von entscheidender Bedeutung, da in die-
sem Zeitraum vermehrt auch deutsche Fälle in inter-
nationalen Datenbanken wie der des Sabin Centers 
on Climate Change Law erfasst werden. Neben in-
ternationalen Einflüssen ist die Treiberdynamik je-
doch vor allem von nationalen Faktoren wie der Ver-
abschiedung neuer gesetzlicher Vorschriften oder 
wichtigen Gerichtsentscheidungen geprägt. Gesetz-
liche Vorgaben schaffen Rechtspositionen, die im 
Wege von Klimaklagen durchgesetzt werden kön-
nen. Umgekehrt können wichtige Gerichtsentschei-
dungen aber auch neue Gesetzgebungsprozesse 
auslösen, wie die Reaktion des Gesetzgebers auf den 
Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts von 
März 2021 zeigt. Außerdem ebnen erfolgreiche Pro-
zesse auch häufig den Weg für weitere Klimaklagen.  

Kontextbedingungen 

Zu den strukturellen Kontextbedingungen, die den 
Treiber Klimaklagen prägen, gehören zunächst der 
Zugang zur Justiz und grundlegende Rechtsnormen. 
Im deutschen Rechtssystem sind hier insbesondere 
die Voraussetzungen für eine Anerkennung der Kla-
gebefugnis zu nennen, die über die Zulässigkeit von 
Klimaklagen entscheidet. Während der Nachweis 
individueller Rechtsverletzungen oft schwierig ist, 
schafft das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz von 2006 
hier besondere Klagerechte für anerkannte Umwelt-
vereinigungen. Diesen Weg der ‚Verbandsklagen‘ 
nutzen beispielsweise die Deutsche Umwelthilfe 
und der B.U.N.D. in ihren Klagen auf ein Sofortpro-
gramm in den Sektoren Gebäude und Verkehr (OVG 
Berlin-Brandenburg, 30.11.2023 - 11 A 1.23). Auch in-
ternationales und nationales Klimaschutzrecht stellt 
eine wichtige ermöglichende Bedingung dar 
(Nachmany et al. 2017, Rodi und Kalis 2022). Dazu 
zählen internationale Verträge wie das Pariser Kli-
maabkommen, sowie nationales materielles und 
verfahrensrechtliches (Klima-)Recht. Weiterhin zäh-
len wissenschaftliche Erkenntnisse über Zurechnung, 
Kausalität und Verantwortung zu den institutionel-
len Kontextbedingungen, die den Erfolg von Klima-
klagen beeinflussen (Otto et al. 2022, Schirmer 
2023). Zu nennen sind hier insbesondere die Sach-
standsberichte des Weltklimarats IPCC, aber auch 
andere wissenschaftliche Arbeiten, die geeignet 
sind, den ‚evidentiary gap‘ in Klimaklagen zu verrin-
gern (Stuart-Smith et al. 2021). Eine weitere wichtige 
Kontextbedingung sind richtungsweisende Gerichts-
entscheidungen auf nationaler und internationaler 
Ebene (Maxwell et al. 2022). Grundsatzurteile kön-
nen als wichtige Bausteine für die Entwicklung von 
Klimaschutz durch Klimaklagen verstanden werden 
(Rodi und Kalis 2022). Sie können neue Normen für 
staatliche Verantwortung prägen (Van Zeben 2015) 
oder neue Pflichten in der Unternehmenshaftung 
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etablieren (Ganguly et al. 2018). Zu den Kontextbe-
dingungen gehören weiterhin transnationale Netz-
werkkapazitäten von umweltrechtlichen Organisati-
onen und zivilgesellschaftlichen Unterstützer*innen 
(Kremer 2022). Diese eröffnen Finanzierungsmög-
lichkeiten und tragen zur Verbreitung neuer Argu-
mente und juristischen Know-hows bei (Cummings 
und Rhode 2009). So haben sich auch in Deutsch-
land Strukturen gegründet, die die Vernetzung und 
den Austausch zwischen Klagenden und unterstüt-
zenden Initiativen fördern. Schließlich beeinflusst 
die gesellschaftliche Unterstützung durch die öffent-
liche Meinung und Medienberichterstattung, sowie 
durch gesellschaftliche Normen und soziale Bewe-
gungen, direkt die Akzeptanz, Legitimation, Finan-
zierung und Wirkung von Klimaklagen, und indirekt 
auch die Erfolgsbedingungen innovativer Argu-
mente vor Gericht (Gerstetter 2022, Zengerling et al. 
2023).  

Wirkungslogiken 

Die Chancen einer schnellen Transformation zur Kli-
maneutralität werden durch Klimaklagen auf ver-
schiedene Weise direkt und indirekt beeinflusst. Da-
bei lassen sich neben rechtlichen auch politische, 
gesellschaftliche, ökonomische und wissenschaftli-
che Wirkungslogiken identifizieren (Zengerling et al. 
2024). Zudem stehen Klimaklagen in engem Zusam-
menhang mit anderen sozialen Treibern der Dekar-
bonisierung (Zengerling et al. 2023).  

Rechtlich wirken Klimaklagen in erster Linie durch 
eine Verringerung des Vollzugsdefizits im Umwelt- 
und Klimarecht (Ziehm 2010). Darüber hinaus üben 
erfolgreiche Prozesse Druck auf das politische Sys-
tem aus, tragen zu politischem Agenda-Setting bei 
(Wonneberger und Vliegenthart 2021), prägen medi-
ale Diskurse und gesellschaftliche Narrative 

(Paiement 2020, Gerstetter 2022), und fördern die 
transnationalen Vernetzung der Klimabewegung 
(Peel und Lin 2019). Ökonomische Wirkungen um-
fassen direkte Haftungsrisiken für Unternehmen 
(Chatzinerantzis und Herz 2010) und indirekte Aus-
wirkungen auf Börsenkurse und Unternehmensstra-
tegien (Ganguly et al. 2018). Zuletzt sind wissen-
schaftliche Wirkungslogiken zu nennen, da in Ge-
richtsverhandlungen Gutachten in Auftrag gege-
ben, und bisher unter Verschluss gehaltene Daten-
bestände der Öffentlichkeit zugängig gemacht wer-
den können – wie etwa in verschiedenen Gerichts-
prozessen gegen die Ölkonzerne Exxon und Shell 
(Supran et al. 2023). 

Klimaklagen folgen zudem aufgrund der notwendi-
gen Vorbereitung und den Eigenlogiken des Rechts-
wegs einer längerfristigen Zeitlichkeit als beispiels-
weise mediale Debatten oder aktivistische Mobili-
sierungswellen. Sie können auch stärker als andere 
Treiber als kumulativer Prozess verstanden werden, 
da neue Klagen oft auf argumentativen und rechtli-
chen „Bausteinen“ aufbauen, die von vorangehen-
den Klagen erfolgreich etabliert wurden. Um diesen 
kumulativen Charakter von Klimaklagen nachzu-
vollziehen, planen wir den Aufbau einer Datenbank, 
die existierende Sammlungen ergänzt, indem sie 
deutsche Klimaklagen umfassend dokumentiert 
und kategorisiert, um die Etablierung rechtlicher 
Bausteine und die Ausbildung neuer Skripte für Kli-
maklagen zu identifizieren.  
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6.3 
Mediale Klimakommunikation 
Der Treiber mediale Klimakommunikation wirkt als 
Schnittstelle zwischen anderen klimarelevanten 
Prozessen, auf den sich etwa die Kommunikation 
von politischen Akteuren, sozialen Bewegungen und 
Unternehmen bezieht. Wir orientieren uns in der 
folgenden Beschreibung eng an der globalen Trei-
berbeschreibung des Hamburg Climate Futures 
Outlooks (Guenther et al. 2023). 

Der Treiber umfasst im engeren Sinne journalisti-
sche Kommunikation in deutschen Medien, die sich 

auf den Klimawandel, Klimawandelfolgen und 
Klimapolitik bezieht. Im weiteren Sinne sind auch 
Beiträge und Debatten in sozialen Medien ange-
sprochen, die in deutscher Sprache veröffentlicht 
werden oder sich an ein deutsches Publikum rich-
ten. Damit tragen wir dem Umstand Rechnung, dass 
in der digital vernetzten Medienlandschaft eine zu-
nehmende Vielfalt von Informationsquellen um öf-
fentliche Aufmerksamkeit konkurriert. Auch wenn 
journalistische Online- und Offline-Medien nach 
wie vor die Hauptinformationsquelle für öffentliche 
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Diskurse zu klimapolitischen Themen darstellen 
(Brüggemann et al. 2017, Guenther et al. 2022b), hat 
der professionelle Journalismus seine Gatekeeping-
Funktion weitgehend verloren. Bevor sie ihr Publi-
kum erreichen, werden Nachrichten durch Online-
kanäle und soziale Medien gefiltert, neu verpackt 
und umgestaltet (Guenther 2020, Schäfer und 
Painter 2020). Von diesen Netzwerken profitiert 
auch ein wachsendes Ökosystem selbsterklärter al-
ternativer Medien, die oft außerhalb professioneller 
journalistischer Normen agieren und zum Teil popu-
listische und wissenschaftsfeindliche Weltbilder 
und Verschwörungsnarrative verbreiten (Heft et al. 
2020, Nordheim und Kleinen-von Königslöw 2021). 
Gleichzeitig hat das Online-Medien-Ökosystem 
auch das Entstehen von hochspezialisierten Exper-
ten-Websites ermöglicht, die einen Einblick in den 
aktuellen Wissensstand zum Klimawandel bieten 
(z.B. Newman et al. 2020, Schäfer und Painter 2020).  

Insgesamt lässt sich sowohl global als auch in 
Deutschland über die letzten Jahrzehnte eine wach-
sende mediale Aufmerksamkeit für den Klimawan-
del konstatieren (Carvalho 2008, Schmidt et al. 2013, 
Boykoff et al. 2022). Zudem wird schon seit einiger 
Zeit eine allgemeine Abnahme von Positionen, die 
den menschengemachten Klimawandel grundsätz-
lich infrage stellen, zumindest in etablierten Mas-
senmedien festgestellt (Aykut et al. 2012, 
Brüggemann und Engesser 2017). Einher geht dies 
allerdings mit einer gleichzeitigen Zunahme von 
Strategien, die darauf abzielen, Klimaschutzmaß-
nahmen infrage zu stellen oder ihre Umsetzung zu 
verzögern (Lamb et al. 2020). Zudem scheinen so-
wohl Strategien der Verzögerung als auch kli-
maleugnerische Positionen in sozialen Medien und 
dort insbesondere auf rechtspopulistischen und 
rechtsextremen Plattformen eine hohe Sichtbarkeit 
und Reichweite zu erzielen (Forchtner 2019, Treen et 
al. 2020, Meyer et al. 2023).  

Ein entscheidender Aspekt medialer Klimakommu-
nikation ist die Rahmung, beziehungsweise das Fra-
ming von Medieninhalten, durch die klimabezogene 
Themen in einen spezifischen interpretativen Kon-
text gestellt werden (z.B. Entman 1993). Insgesamt 
wurde dabei im Laufe der Zeit eine zunehmende 
Rahmung des Klimathemas nicht mehr nur als wis-
senschaftliche Frage, sondern als gesellschaftliches 
Problem mit politischen, kulturellen und individuel-
len Dimensionen konstatiert (Weingart et al. 2002, 
Eide et al. 2010, Schäfer und Painter 2020). Zugleich 
scheint sich im Fall des Klimawandels die Hypothese 
einer gleichsam zyklisch abnehmenden Medienauf-
merksamkeit, sobald ein Thema als politisches Prob-
lem gerahmt und Lösungswege diskutiert werden 
(Downs 1972), bisher nicht zu bewahrheiten. 

Kontextbedingungen 

Als strukturelle Bedingung ist zunächst die grundle-
gende politische Ökonomie und Organisation der Me-
dienlandschaft zu nennen, die den Zugang zu Infor-
mationen reguliert (Boykoff und Yulsman 2013). 
Dazu zählen etwa die Existenz eines öffentlichen 
Rundfunks, die Bedeutung und Ausrichtung großer 
Medienkonzerne, sowie die Entwicklung und Bedeu-
tung von Online-Medien.  

Eine weitere strukturelle Kontextbedingung ist die 
Meinungs- und Pressefreiheit. Laut Reporter ohne 
Grenzen (2023) hat sich die Lage der Pressefreiheit 
in Deutschland in den letzten Jahren deutlich ver-
schlechtert, auch wenn sich das Land nach wie vor 
im oberen Fünftel der Rangliste der Pressefreiheit 
befindet. Gewalt gegen Journalisten*innen, Ein-
schüchterungsversuche, weniger Pressevielfalt, 
Probleme beim Informanten- und Quellenschutz so-
wie ein lückenhaftes Recht auf Zugang zu Behör-
deninformationen werden als Hauptaspekte der 
Verschlechterung identifiziert. Bei den Protestaktio-
nen in Lützerath Anfang 2023 wurde von Seiten der 
Polizei auch gewaltsam gegen Medienvertreter*in-
nen vorgegangen und die Pressearbeit behindert 
(Reporter ohne Reporter ohne Grenzen 2023). Auch 
zivilrechtliche Klagen gegen einzelne Journalist*in-
nen oder Medienhäuser, die zur Einschüchterung 
eingesetzt werden, stellen eine behindernde Bedin-
gung dar (Krüger et al. 2024).  

Journalistische Kriterien und Normen sind eine wei-
tere relevante Kontextbedingung. So führte etwa 
die journalistische Norm der Ausgewogenheit ins-
besondere in angelsächsischen Medien in der Ver-
gangenheit zu einem Fokus auf Konflikte und Kont-
roversen in der Darstellung der Klimawissenschaft 
und der Ursachen für Klimawandel, und damit  zu 
einer Überrepräsentation von Klimawandelleug-
nung (Boykoff und Boykoff 2004, Boykoff 2008). Je-
doch lässt sich seit Ende der 2000er Jahre eine all-
mähliche Abkehr von dieser Norm im Klimajourna-
lismus beobachten (Boykoff 2007, Brüggemann und 
Engesser 2017).  

Zu den institutionellen Kontextbedingungen zählt 
das Aufkommen des sogenannten „transformativen 
Journalismus“ (Brüggemann et al. 2022). Transfor-
mativer Journalismus beschreibt das zunehmende 
Engagement von Netzwerken ökologisch engagier-
ter Journalist*innen und Medienunternehmen, die 
Veränderungen hin zu einer proaktiveren und pro-
gressiveren Berichterstattung über den Klimawan-
del und andere Nachhaltigkeitsthemen vorantrei-
ben. Beispiele für transformative Praktiken im Jour-
nalismus sind die Ankündigungen der Redaktionen 
von The Guardian im Vereinigten Königreich, und 
von Stern und Taz in Deutschland, sowie von weite-
ren Medienunternehmen, die im globalen Netz-
werks Covering Climate Now organisiert sind, ab so-
fort häufiger über klimawandelbezogene Themen 



 
 

51 

zu berichten, und die Berichterstattung insgesamt 
dahingehend zu verändern, dass stärker politische 
Aspekte, Lösungsansätze und Klimawandelfolgen 
im Fokus stehen (Brüggemann et al. 2022).  

Auch Veränderungen in globalen und nationalen Me-
dienmärkten zählen zu den institutionellen Kontext-
bedingungen. So verändern sich die Voraussetzun-
gen für mediale Klimakommunikation, wenn etab-
lierte Medienunternehmen aufgrund von öffentli-
chen Mittelkürzungen, steigendem globalen Wett-
bewerb oder Konkurrenz aus den digitalen Medien, 
unter Druck stehen (Peters et al. 2014). Dies kann zu 
einer vermehrt ereignisorientierten, personalisier-
ten und vereinfachten Medienberichterstattung 
führen, in deren Zuge komplexe und langfristige 
Themen wie Umweltpolitik oder Nachhaltigkeit we-
niger Aufmerksamkeit finden (Koch-Baumgarten 
und Voltmer 2009). Auch eine starke Abhängigkeit 
der Medien-Unternehmen von Werbeeinnahmen 
kann sich dahingehend auswirken, dass Werbung 
für umweltschädliche Konsumgüter die ökologisch 
mobilisierende Wirkung der journalistischen Be-
richterstattung konterkariert (Guenther et al. 2023).  

Weiterhin sind Verschiebungen in der öffentlichen 
Meinung zu Klimaschutz und Klimawandel relevant, 
da diese zu Veränderungen im Medienkonsum füh-
ren und Eingang in die strategischen Programmpla-
nungen von Medienunternehmen finden können. 
Auch die Thematisierung des Klimawandels durch 
prominente soziale Akteure hat einen wichtigen 
Einfluss auf die Thematisierung des Klimawandels 
in den Medien. Des Weiteren stellt die Robustheit 
wissenschaftlicher Problembeschreibungen und spe-
zialisierter Expertisenetzwerke eine wichtige Kon-
textbedingung dar. So beeinflusst die Existenz eines 
breiten wissenschaftlichen Konsens über Ursachen 
von Klimawandel und mögliche Lösungsstrategien 
(Merkley 2020), sowie die Verfügbarkeit von qualifi-
zierten Expert*innen (Peters 2008), den Stellenwert 
und die Rahmung von Klimathemen in den Medien. 

Zu den situativen und somit schneller veränderli-
chen Kontextbedingungen zählt die Existenz charis-
matischer Führsprecher*innen für oder gegen Klima-
schutz. Dieses Phänomen einer höheren Medienauf-
merksamkeit durch öffentliche Identifikationsfigu-
ren wurde unter dem Begriff des „Greta-Effekts“ ge-
fasst, benannt nach der schwedischen Klimaaktivis-
tin Greta Thunberg (Neuber et al. 2020). Weiterhin 
zählen auch klimarelevante Ereignisse wie Umwelt-
katastrophen, große Demonstrationen der Klimabe-
wegung, internationale Klimakonferenzen oder na-
tionale politische Ereignisse zu einer Intensivierung 
der medialen Klimakommunikation (z.B. Hase et al. 
2021, Boykoff et al. 2022). Krisen wie die COVID-19 
Pandemie oder bewaffnete Konflikte wirken hinge-
gen hemmend auf Klimaberichterstattung. So zei-
gen Analysen des Hamburger Online Media Moni-
tors, dass die Aufmerksamkeit für den Klimawandel 
im Jahr der Corona-Pandemie 2020 abnahm 

(Brüggemann und Sadikni 2022). Im darauffolgen-
den Jahr führten jedoch Ereignisse wie das Ahrtal-
Hochwassers im Juli 2021, und die Bundestagswahl 
im September 2021 wieder zu einem stärkeren me-
dialen Fokus auf Klimawandel. 

Wirkungslogiken 

Medialer Kommunikation kommt eine zentrale 
Mittlerfunktion in der Wende zur Klimaneutralität 
zu. Erst durch Beiträge in Zeitungen, im Fernsehen 
und in sozialen Medien erreichen klimapolitische 
Themen ein breites Publikum. Nur so kann öffent-
lich um Verantwortlichkeiten und Lösungswege ge-
stritten werden. Auch in Deutschland wurde daher 
der medialen Darstellung von Klimawandel eine 
wichtige Rolle bei der Formierung der öffentlichen 
Meinung und der politischen Entscheidungsfindung 
zugesprochen (Weingart et al. 2002, Reusswig 
2010). Journalistische Berichterstattung trägt zum 
politischen Agenda-Setting bei und kann zu einem 
gewissen Grad auch Wissen und Klimabewusstsein 
vermitteln (von Storch et al. 2018). Zudem können 
individuelle Entscheidungen, wie das Wahlverhal-
ten (Brettschneider und Rettich 2005), Konsument-
scheidungen (Werg und Cerny 2020) oder die Teil-
nahme an sozialen Bewegungen (Neuber et al. 
2020) durch die Medien geprägt werden. Aber auch 
politische Entscheidungen (Fawzi 2014) und Unter-
nehmensstrategien (Zerfaß 2000) werden durch die 
Medien beeinflusst.  

Ein besonders starker Einfluss des Treibers auf eine 
Transformation zur Klimaneutralität in Deutschland 
ist vor allem dann zu erwarten, wenn erstens die 
journalistische Aufmerksamkeit für Klimawandel 
anhaltend hoch ist (z.B. Schäfer et al. 2014, 
Brüggemann et al. 2017, Guenther 2020) und zwei-
tens Klimaschutz nicht als abstraktes wissenschaft-
liches Problem oder als Kontroverse, sondern als 
konkretes politisches und gesellschaftliches Thema 
dargestellt wird (z.B. Metag 2016, Hase et al. 2021, 
Guenther et al. 2022a). Zudem scheinen Nachrich-
ten zum Klimawandel umso handlungsleitender zu 
wirken, je näher sie am Leben der Menschen sind, 
d.h. wenn etwa lokale Klimaauswirkungen beleuch-
tet werden (Jones et al. 2017, Hoppe et al. 2020, Loy 
und Spence 2020). Langfristig kann sicherlich auch 
die Existenz von starken Netzwerken ökologisch in-
teressierter Journalist*innen und Medienorganisati-
onen dazu beitragen, die Themen Klimawandel und 
Nachhaltigkeit dauerhaft in den Fokus von Redakti-
onen zu rücken und damit auf der medialen und po-
litischen Agenda zu verankern. 
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6.4 
Wissensproduktion 
In modernen Gesellschaften kommt wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und technischer Expertise eine 
zentrale Bedeutung in öffentlichen und politischen 
Debatten zu, die sich etwa in der weltweit be-
obachtbaren Zunahme von Expertengremien und 
wissenschaftlichen Beiräten in verschiedensten Po-
litikfeldern manifestiert (Ezrahi 1990, Jasanoff 
2004). Besonders ausgeprägt ist dieser Trend in öko-
logischen Fragen und Problemlagen, da es hier oft 
kaum möglich ist, Missstände zu erkennen, Risiken 
abzuschätzen und Lösungswege zu identifizieren, 
ohne auf spezialisiertes Expertenwissen zurückzu-
greifen (Beck 1986, Latour 1999). Die Produktion, 
Verbreitung und Rezeption von Wissen über den 
menschengemachten Klimawandel, seine Ursa-
chen, Folgen, und mögliche Lösungsstrategien, stellt 
daher einen zentralen Treiber der Klimawende in 
Deutschland dar (Wiener et al. 2021: 109). 

Wir orientieren uns für die Analyse der Treiberdyna-
mik an der im globalen Outlook getroffenen Unter-
scheidung zwischen Alltags- und lokalem Wissen, 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, die in akademi-
schen Zeitschriften und Sachbüchern veröffentlicht 
werden, und „abgepacktem“ Expertenwissen, das 
speziell für Politikprozesse und die öffentliche De-
batte produziert wird (Wiener et al. 2021: 109). In die 
erste Kategorie fallen beispielsweise lokale Be-
obachtungen, Wissensbestände und Datensamm-
lungen zu Klimawandelfolgen, zur Veränderung von 
Wetterphänomenen oder Erntezeiten (Prochnow et 
al. 2015). Weiterhin zählt dazu Hintergrundwissen 
und Know-how in Verwaltungen und Unternehmen 
zu Klimawandel, Klimapolitik, oder organisationa-
len und technischen Prozessen, die relevant sind für 
Klimaschutzmaßnahmen oder Emissionsentwick-
lung. Naturgemäß ist die Aggregation solcher loka-
len Wissensbestände mit vielerlei Schwierigkeiten 
behaftet und im Rahmen dieser Studienreihe nicht 
zu leisten. Wir werden uns daher auf Fälle beschrän-
ken, auf die in der öffentlichen oder politischen De-
batte referiert wird, oder auf die wir im Rahmen an-
derer Treiberanalysen (etwa zu Unternehmenshan-
deln) stoßen. Die zweite Kategorie umfasst Entwick-
lungen in der Klimawissenschaft und der Forschung 
zu Dekarbonisierung und sozial-ökologischen Trans-
formationsprozessen. Da insbesondere die natur-
wissenschaftliche Klimawissenschaft sehr stark glo-
bal vernetzt ist (Edwards 2010), beziehen wir uns in 
der Analyse von Entwicklungen in dieser Kategorie 
auf die jeweils aktuelle Treiberanalyse im globalen 
Outlook. Für die sozialwissenschaftliche Klimafor-
schung gilt dies in abgeschwächter Form ebenfalls, 

sodass wir hier die globale Analyse nur punktuell 
durch die Einbeziehung neuer, in deutscher Sprache 
veröffentlichter oder auf Deutschland bezogener 
Publikationen ergänzen.  

Besonderes Augenmerk wollen wir hingegen auf ei-
gene Analysen zur dritten Kategorie von klimarele-
vanter Wissensproduktion legen. Zu dieser zählt die 
Veröffentlichung von wissenschaftlichen Gutach-
ten, Studien von Expertengremien und Positionspa-
pieren wissenschaftlicher Verbände zu Klimafragen. 
Auch hier ist die globale Ebene wichtig, insbeson-
dere die Arbeit des Weltklimarats IPCC, der regelmä-
ßige Sachstandsberichte zum Stand der Klimawis-
senschaft veröffentlicht (Dahan und Guillemot 
2008, Hulme und Mahony 2010, Borie et al. 2021), 
die auch in Deutschland breit rezipiert werden. 
Hinzu kommen jedoch Gutachten nationaler Exper-
tisegremien wie des Expertenrats für Klimafragen, 
Stellungnahmen von wissenschaftlichen Verbän-
den und Netzwerken wie etwa der Nationalen Aka-
demie der Wissenschaften Leopoldina, oder von 
staatlichen Stellen wie dem Umweltbundesamt. 
Historisch gesehen war diese dritte Kategorie von 
Wissensproduktion in Deutschland sehr wichtig für 
die Entwicklung und Ausrichtung der Klimapolitik. 
Davon zeugen etwa die Arbeit der beiden parlamen-
tarischen Enquete-Kommissionen zum Klimaschutz 
in den 1980er und 1990er Jahren (Aykut 2015), sowie 
die einflussreichen Publikationen des Wissenschaft-
liche Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen (WBGU 2003, 2011). 

Kontextbedingungen 

Die Dynamik des Treibers und sein Beitrag zur Kli-
mawende werden stark von Umgebungsfaktoren 
beeinflusst, die sich auf die Produktion und Rezep-
tion von klimaschutzrelevantem Wissen beziehen. 
Eher strukturell und schwer veränderlich sind dabei 
Vorstellungen, Regelungen und Praktiken, die den 
Stellenwert von Wissenschaft in der Gesellschaft, 
die politischen Rahmenbedingungen für Wissens-
produktion und das Verhältnisses zwischen Politik 
und Wissenschaft betreffen. Diese werden in der 
Forschung als kulturell verankerte, rechtlich kodifi-
zierte und politisch institutionalisierte gesellschaft-
liche Muster der Wissensproduktion und -rezeption 
gefasst (Beck 2004, Jasanoff 2005). Eng damit zu-
sammen hängt zweitens die polit-ökonomische Ver-
fasstheit der Bildungs- und Forschungslandschaft, 
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d.h. das Verhältnis von öffentlicher zu privater For-
schung, die Existenz unabhängiger Forschungsinsti-
tute und der Stellenwert von wirtschaftlichen Akt-
euren und Unternehmen in der Forschungsförde-
rung. So existiert in Deutschland eine starke öffent-
liche Forschung zu Klimafragen, unterstützt durch
globale Programme zur Klimaforschung unter dem
Dach internationaler Organisationen wie der Welt-
organisation für Meteorologie oder des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen (Miller 2004a, Bolin 
2007). Andererseits wurde in Studien insbesondere
zu angelsächsischen Ländern aber auch der histori-
sche Einfluss von Ölkonzernen auf Bildungsinstituti-
onen und Forschungsprogramme zu Klimawandel
nachgewiesen (Grasso 2019, Tannock 2020). 

Auf Ebene der institutionellen Kontextbedingungen 
betrachten wir, drittens, die Forschungsförderung im 
engeren Sinn, d.h. die Entwicklung, den Umfang und 
die Ausrichtung klimarelevanter Förderprogramme 
und -Schwerpunkte durch öffentliche und private 
Geldgeber. So haben beispielsweise das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) und die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), aber auch 
die Volkswagen Stiftung und die Stiftung Mercator, 
um nur einige zu nennen, ihre Etats für Projekte mit 
Nachhaltigkeitsbezug in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten deutlich erhöht. Hinzu kommen um-
fangreiche Förderprogramme der Europäischen 
Union, etwa im Rahmen des European Green Deal. 
Eine Zusammenschau dieser Förderanstrengungen 
und ihrer dynamischen Veränderung in Deutsch-
land steht noch aus und soll im Rahmen des Klima-
wende-Ausblicks geleistet werden. Eine vierte er-
möglichende oder hemmende Bedingung stellt die 
klimawissenschaftliche Expertiselandschaft dar, also 
die Existenz von wissenschaftlichen Beiräten und 
Gremien, spezialisierten think tanks und Beratungs-
institutionen, die Klimawissenschaft für Politik, Ver-
waltung und Öffentlichkeit aufbereiten und bereit-
stellen. Neben internationalen Organisationen wie 
dem Weltklimarat IPCC zählen dazu vor allem Gre-
mien und Netzwerke auf Bundes- und teilweise 
auch Länderebene. Hier ist in den letzten Jahren ein 
lebendiges Ökosystem der klimawissenschaftlichen 
Expertise entstanden, zu dem der oben schon ge-
nannte Expertenrat für Klimafragen und der WBGU 
zählen, aber auch etwa der Expertenbeirat Klima-
schutz in der Mobilität, oder das Deutsche Klima-
konsortium DKK. Zu prüfen sein wird außerdem, ob 
sich auch in Deutschland, wie etwa in den USA 
(Dunlap und McCright 2011), ein Netzwerk aus kli-
maskeptischen Expert*innen und Organisationen 
herausbildet, das den klimapolitischen Diskurs be-
einflusst. 

Abschließend sind eher situationelle Kontextbedin-
gungen zu nennen. Zu diesen zählt die politische und 
mediale Aufmerksamkeit für Klimathemen, die sich 
auf die Rezeption von Klimawissen, auf die Erteilung 
von Expertiseaufträgen und auf zukünftige Förder-
prioritäten auswirkt, sowie die Rolle von Umweltka-
tastrophen und politischen Ereignissen, die Verände-
rungen in etablierten Mustern der Wissensproduk-
tion und -Aufnahme bewirken. 

Wirkungslogiken 

Hinsichtlich der Rolle von klimabezogenem Wissen 
in der Klimawende muss zunächst betont werden, 
dass die neuere Wissenschaftsforschung zuneh-
mend abgekommen ist von der Vorstellung einer di-
rekten Wirkung von Wissen auf individuelles Ver-
halten oder politische Entscheidungen (Weingart 
1983, Irwin und Wynne 2004). Anstelle eines ‚linea-
ren Modells‘ der Produktion, Vermittlung und Auf-
nahme von Wissen wird so etwa die Bedeutung von 
Übersetzungsprozessen zwischen Wissenschaft 
und Politik (Fujimura 1992), die Arbeit von vermit-
telnden „Grenzorganisationen“ (Guston 2001), die 
Rolle von Vertrauen und lokalem Wissen in der Re-
zeption von Wissen (Wynne 1992), sowie die Ko-Pro-
duktion sozial robusten Wissens durch eine frühzei-
tige Beteiligung von Nutzer*innen am Forschungs-
prozess (Nowotny 2003) hervorgehoben.  

Wir gehen also nicht davon aus, dass mehr Wissen 
automatisch zu einem höheren Problembewusst-
sein oder ambitionierterer Klimapolitik führt 
(Pohlmann et al. 2021, Rödder und Pavenstädt 2023). 
Dennoch finden klimawissenschaftliche Erkennt-
nisse regelmäßig ihren Weg in die mediale Bericht-
erstattung und beeinflussen so gesellschaftliche 
Diskurse, dominante Framings von Klimapolitik und 
mittelbar auch individuelle Einstellungen zum Kli-
mawandel. Zudem üben Netzwerke von Expert*in-
nen auch Einfluss auf Politikformulierung und die 
Auswahl von Lösungsoptionen aus (Haas 1989, 
Miller 2001). Der Einfluss solcher Wissensnetzwerke 
ist auch in der deutschen Klimapolitik nachgewie-
sen (Enders 2008, Aykut 2011, Tilly 2011) und stellt 
eine weitere Wirkungslogik des Treibers dar. Zuletzt 
ist noch die Bedeutung von Wissenschaftlichen Pub-
likationen und Expertisen in Gerichtsprozessen und 
Klimaklagen zu nennen (Stuart-Smith et al. 2021). 

Autor*innen 

Stefan C. Aykut und Franziska Hildebrandt 
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7 
Deutsche Klimapolitik im europäischen 
Rahmen

7.1 
Dynamik 
Unsere Analyse in diesem Kapitel stützt sich in ers-
ter Linie auf eine Sekundärdatenanalyse und eine Li-
teraturauswertung, ergänzt durch eigene Datener-
hebungen und Analysen zur Medienberichterstat-
tung. Ausgewertet wurden zwei Publikationen des 
Expertenrats für Klimafragen – das Zweijahresgut-
achten (ERK 2022) und eine Stellungnahme (ERK 
2023) – das Germany Country Assessment des Cli-
mate Action Tracker (2023), der Jahresbericht zur 
Energiewende der Agora Energiewende (2024), so-
wie der Projektionsbericht (UBA 2024) und der zuge-
hörige Instrumentenbericht (Harthan et al. 2024) 
des Umweltbundesamts. Die Gutachten haben un-
terschiedliche Schwerpunkte, nehmen aber alle eine 
Analyse bestehender Trends vor, untersuchen die 
Umsetzung vergangener und die Wirkung beschlos-
sener Maßnahmen, und bewerten vor diesem Hin-
tergrund den Stand der deutschen Klimapolitik. 
Durch die Zusammenschau dieser Berichte rekon-
struieren wir die Dynamik des Treibers über die je-
weiligen Momentaufnahmen der einzelnen Gutach-
ten hinaus. Dabei betrachten wir die Entwicklung 
des Ensembles politischer und rechtlicher Instru-
mente des Klimaschutzes, nehmen jedoch in dieser 
Studie keine dezidiert rechtliche Wirkungsanalyse 
vor. Die Anwendung des in den Kapiteln 2 und 3 vor-
gestellten Analyserahmens erlaubt es dennoch, jen-
seits einer Fortschreibung aktueller Emissionstrends 
Aussagen über plausible zukünftige Entwicklungen 
und Auswirkungen des Treibers zu formulieren. 

Noch Ende 2022 kam der Expertenrat für Klimafra-
gen in seinem umfangreichen Zweijahresgutachten 
zu dem Schluss, dass Emissionsminderungen in al-
len Sektoren außer dem Energiesektor an Tempo 
verlören, obwohl sie im Hinblick auf die Klimaziele 
2030 eigentlich an Tempo zulegen müssten (ERK 
2022). Nur durch die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie, so die Expert*innen, konnten die Klimaziele 
für 2020 erreicht werden. Zudem seien durchaus 
vorhandene Effizienzgewinne historisch durch 
Rebound-Effekte konterkariert worden. Seit 2023 

scheint sich dieser Trend jedoch weitgehend ins Po-
sitive gekehrt zu haben (Agora Energiewende 2024, 
UBA 2024). Die deutschen Treibhausgasemissionen 
sind 2023 überraschend deutlich gefallen (um 73 
Mio. t CO₂-Äq auf 673 Mio. t CO₂-Äq), und wurden 
damit im Vergleich zum Niveau im Jahre 1990 um 
insgesamt 46% reduziert. Auch der Zuwachs im Be-
reich der erneuerbaren Energien wurde ausgebaut, 
sodass diese 2023 erstmals über 50% des Stromver-
brauchs deckten. Die Photovoltaik erreicht mit 14,4 
GW einen neuen Zubaurekord, während bei der 
Windenergie immerhin eine Zunahme der Geneh-
migungen auf 7,4 GW (+74% gegenüber dem Vor-
jahr) erreicht werden konnte.  

Die Analyse der Agora Energiewende (2024) zeigt 
auch, dass die jüngste Emissionsminderung in gro-
ßen Teilen auf krisenbedingte Produktionsrück-
gänge der energieintensiven Industrie, sowie auf ei-
nen unerwartet starken Rückgang der Kohleverstro-
mung in Deutschland, ausgelöst durch die Verfüg-
barkeit günstigen emissionsarmen Stroms aus den 
Nachbarländern, zurückzuführen ist. Daher seien 
nur etwa 15% der Emissionsminderungen langfristig 
gesichert (Agora Energiewende 2024). Die Sektoren 
Gebäude und Verkehr verfehlten ihre Klimaziele 
hingegen zum dritten beziehungsweise vierten Mal 
in Folge. In beiden Sektoren verläuft die notwendige 
Elektrifizierung schleppend: Der Anteil von E-PKWs 
bei Neuzulassungen stagniert bei knapp 20%, 
müsste aber zum Erreichen der 2030er-Ziele in den 
kommenden Jahren auf 90% ansteigen. Vom Bun-
destag beschlossene Änderungen des Straßenver-
kehrsgesetzes und der Straßenverkehrsordnung, die 
neben Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs auch 
Ziele des Klima- und Umweltschutzes verankern 
sollten, wurden im Bundesrat geblockt. Und obwohl 
2023 ein Rekordjahr für Wärmepumpen war, wur-
den immer noch etwa 2,5-mal mehr fossile als kli-
maneutrale Heizungen verkauft (Agora 
Energiewende 2024).  
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Auch hinsichtlich der Umsetzung der Ziele des Bun-
des-Klimaschutzgesetzes und internationaler und 
europäischer Vorgaben sieht die Bilanz gemischt 
aus. Auf das erste Klimaschutzprogramm von 2019 
folgte am 4. Oktober 2023 ein neues Programm mit 
über 130 Einzelmaßnahmen. Durch diese soll die Lü-
cke zur Erreichung der 2030er-Ziele des Klima-
schutzgesetzes von geschätzten 1100 Mt CO2 -Äq. 
auf 200 Mt CO2 -Äq. reduziert werden. Für den Ener-
giesektor steht dabei mit dem Kohleausstiegsgesetz 
von Juli 2020, dem europäischen Emissionshandel, 
der EEG-Novelle von Juli 2023, die ein Ziel von 80% 
Erneuerbaren im Bruttostromverbrauch für 2030 
vorgibt und erneuerbaren Anlagen Vorrang in Ge-
nehmigungs- und Planungsverfahren einräumt, 
schon ein breites Arsenal an rechtlichen Instrumen-
ten zur Verfügung. Hinzu kommt ein Energieeffizi-
enz-Gesetz, das Behörden, Unternehmen und Re-
chenzentren verpflichtet, Energie zu sparen. Für die 
Industrie werden sogenannte Klimaschutzver-
träge eingerichtet, durch die staatliche Investitio-
nen in klimafreundliche Produktionsanlagen er-
möglicht und Unternehmen so bei der Erreichung 
klimapolitischer Ziele unterstützt werden sollen. 
Der Gebäudesektor erhält ein neues Wärmepla-
nungsgesetz und eine Novelle des Gebäudeenergie-
gesetzes, die beide zum 1. Januar 2024 in Kraft tre-
ten. Der Verkehrssektor soll u.a. von den Auswirkun-
gen des Deutschlandtickets profitieren.  

In seinem Gutachten stellt der Expertenrat für Kli-
mafragen fest, dass die im Klimaschutzprogramm 
enthaltenen Maßnahmen zwar „insgesamt das Po-
tenzial aufweisen, signifikante Treibhausgasminde-
rungen zu ermöglichen“ folgert aber auch, dass das 
Klimaschutzprogramm 2023 nicht geeignet sei, die 
Ziellücke vollständig zu schließen, und daher „nicht 
den Anforderungen an ein Klimaschutzprogramm 
gemäß Klimaschutzgesetz entspricht“ (ERK 2023: 5). 
Insgesamt kritisiert das Gremium insbesondere ein 
fehlendes Gesamtkonzept. Bisherige Maßnahmen 
zielten vor allem auf die Erhöhung der Effizienz des 
bestehenden fossilen Kapitalstocks, sowie auf den 
Ausbau neuer Energieträger und Technologien, aber 
kaum auf den Rückbau des fossilen Kapitalstocks 
und die Reduktion von Aktivitäten, u.a. zur Vermei-
dung von Rebound Effekten. Moniert wird auch das 
Fehlen einer Strategie zu sozialer Gerechtigkeit in 
der Klimawende. Auch der Climate Action Tracker 
(2023) stuft die deutsche Klimapolitik nur als „al-
most sufficient“ ein. Positiv werden Fortschritte in 
der Dekarbonisierung des Stromsektors und das 
Deutschlandticket vermerkt, während das Fehlen ei-
nes Tempolimits, der Aufbau von LNG-Terminals 

4 Deutscher Bundestag: Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes, Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, Drucksache 20/8290, 
11.09.2023 

zum Gasimport, und Investitionen in fossile Ener-
gien im Ausland kritisiert werden. Einig sind sich 
beide Gutachten in ihrer Ablehnung der geplanten 
Novellierung des Bundes-Klimaschutzgesetzes4, in 
der die verbindlichen Sektorenhöchstziele aufge-
weicht werden sollen und so ein wichtiger Steue-
rungsmechanismus wegfällt. Das Fehlen einer um-
fassenden Strategie für den Verkehrssektor wird in 
allen Gutachten hervorgehoben. „Ohne zusätzliche 
Instrumente“, so der Bericht der Agora Energie-
wende (2024), „werden die zum Einhalten der Kli-
maziele erforderlichen Emissionsminderungen im 
Verkehrssektor kaum zu erreichen sein.“  

Demgegenüber sind Fortschritte in der Klimaaußen-
politik erkennbar. Hier wurde 2023 eine umfassende 
Strategie der Bundesregierung veröffentlicht, die 
Klimaschutz langfristig in der deutschen Diplomatie 
verankern soll (Bundesregierung 2023). Internatio-
nal konnte die deutsche Klimadiplomatie sich auf 
der COP28 in Dubai durch den entschiedenen und 
letztlich erfolgreichen Einsatz für einen Fonds für 
klimabedingte Verlusten und Schäden in Entwick-
lungsländern auszeichnen (CarbonBrief 2023). 

Auf europäischer Ebene sind die Gesetzesinitiativen 
im Rahmen des „Fit for 55“ Pakets inzwischen weit-
gehend abgeschlossen (Agora Energiewende 2024: 
101). Der europäische Emissionshandel wird erwei-
tert und verschärft, etwa indem die kostenlose Zu-
teilung von Emissionsrechten an die Industrie aus-
läuft und die Schifffahrt mit einbezogen wird. 2027 
soll ein neues Emissionshandelssystem für Ge-
bäude, Straßenverkehr und bestimmte Industrie-
sektoren geschaffen werden. Energieeffizienz wird 
gestärkt, und 2026 ein CO2 -Grenzausgleichsmecha-
nismus für Importe aus Regionen ohne klimapoliti-
sche Regulierungen eingeführt. Ab 2035 sollen keine 
Neuwagen mit Verbrennungsmotor mehr zugelas-
sen werden. Das im Mai 2022 veröffentlichte 
RePower EU-Maßnahmenpaket war eine Reaktion 
auf die geopolitischen Veränderungen und führte 
Schritte zur Diversifizierung der Energieversorgung, 
zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Energie-
einsparung sowie zur Beschleunigung der Energie-
wende ein. Handlungsbedarf besteht hingegen wei-
terhin im Bereich der Gaswirtschaft. In den Ver-
handlungen zum EU Legislativpaket zu Wasserstoff 
und dekarbonisierten Gasen im Dezember 2023 
konnten sich die Verhandler*innen nicht auf Vorga-
ben zu einem für die Erreichung der globalen und 
europäischen Klimaziele notwendigen Rückgang 
der Nutzung von fossilem Gas einigen. 
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7.2 
Kontext 
Wichtige Veränderungen in den Kontextbedingun-
gen für deutsche und europäische Klimapolitik be-
treffen zunächst die umweltpolitische Handlungs-
kapazität des Staates. Zu nennen sind hier zualler-
erst die Auswirkungen des Grundsatzurteils des 
Bundesverfassungsgerichts zur Schuldenbremse 
vom November 2023.5 Mit dem Urteil wurde der 
Nachtragshaushalt für 2021 für nichtig erklärt. Da-
mit brechen die eigentlich schon verplanten Milliar-
den-Kreditermächtigungen der Bundesregierung 
aus dem 60 Milliarden Euro schweren Klima- und 
Transformationsfonds (KTF) weg. Die Finanzierung 
von Klimaschutzinvestitionen und sozialen Aus-
gleichszahlungen wird so wieder zu einem zentralen 
politischen Konfliktfeld. So müssten beispielsweise 
laut Netzentwicklungsplan Strom bis 2045 allein 
250 Milliarden Euro für den Netzausbau investiert 
werden (NEP 2023: 6). Auch im europäischen Kon-
text wird die Kapazität der Mitgliedsstaaten, grüne 
industrielle Investitionen zu tätigen stark durch gel-
tende Defizit- und Schuldenregelungen begrenzt. 
Laut einer Studie der New Economics Foundation  
(2023) könnten aktuell nur vier Länder – Irland, 
Schweden, Dänemark und Lettland – innerhalb der 
geltenden Fiskalregeln genügend Mittel für jene In-
vestitionen aufbringen, die zum Erreichen des 1,5°C-
Ziels nötig wären. Schließlich wirkt sich paradoxer-
weise auch das Aufweichen der Sektorenbindung im 
Bundes-Klimaschutzgesetz negativ auf staatliche 
Steuerungskapazitäten aus. Zwar wird der Regie-
rung damit vordergründig mehr Gestaltungsspiel-
raum zugesprochen. Allerdings werden die Sekto-
renziele so wieder politischen Machtdynamiken 
zwischen Legislative und Bundesministerien unter-
worfen. Dies verstärkt erfahrungsgemäß den Ein-
fluss ökonomischer Interessen, der in der deutschen 
Klimapolitik vergleichsweise groß ist (Meckling und 
Nahm 2018). Die Wahrscheinlichkeit ambitionierter 
Reduktionsanstrengungen in den traditionell wenig 
ambitionierten Sektoren Verkehr und Gebäude wird 
damit vermindert.  

Die politische Ökonomie der Dekarbonisierung hat 
sich nicht fundamental verändert, favorisiert aber 
zunehmend Alternativen zu fossilen Energien. Glo-
bal gesehen sanken im Jahr 2022 die durchschnittli-
chen Stromkosten bei der Photovoltaik um 3%, bei 
der Windkraft an Land um 5% trotz der allgemeinen 

5 Urt. v. 15.11.2023, Az. 2 BvF 1/22. Eine Diskussion des Urteils 
findet sich hier: https://www.lto.de/recht/nachrich-
ten/n/bverfg-2bvf122-haushalt-schuldenbremse-bundes-
tag-finanzverfassung/.  

Kosteninflation bei Baustoffen und Ressourcen 
(IRENA 2023). Solarmodule verbilligten sich auch 
2023 stark – teilweise um über 50% (Wirth und 
Fraunhofer ISE 2024). Gaspreise hingegen verblei-
ben auf einem etwa doppelt so hohen Niveau wie 
vor dem Krieg in der Ukraine. Auch der europäische 
CO2-Preis bewegt sich inzwischen auf einem mode-
rat hohen Niveau von ca. 60-70€ pro Tonne – nach 
Spitzen um die 100€ zwischen 2022 und 2023, aber 
deutlich über dem Niveau von 20-30€, das noch vor 
2021 vorherrschte – und verteuert somit fossile 
Energien (Agora Energiewende 2024). 

Auf der internationalen Ebene hat der vielbeachtete 
Beschluss der COP28 in Dubai mit der Forderung 
nach einem „Übergang weg von fossilen Brennstof-
fen“ ein Möglichkeitsfenster für nationale Politik er-
öffnet (CarbonBrief 2023), das insbesondere vor 
dem Hintergrund des geplanten Neubaus von LNG-
Terminals zum Gasimport bisher nur unzureichend 
genutzt wurde. Der internationale Druck, neue kli-
mapolitische Maßnahmen zu beschließen bzw. be-
stehende umzusetzen, wird im Vorlauf zur 2025 
stattfindenden Neuvorlage von nationalen Klima-
schutzplänen im Rahmen des Pariser Klimaabkom-
mens voraussichtlich wachsen. Hinzu kommen die 
Auswirkungen des Inflation Reduction Act in den 
USA, der seit seiner Verabschiedung im August 2022 
einen globalen Wettbewerb um klimafreundliche 
Technologien befeuert hat, und grüne Industriepoli-
tik als neues globales Paradigma der Wirtschaftspo-
litik etabliert hat (Grimm et al. 2023, New Economics 
Foundation 2023). Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz hat auf diese neue geoöko-
nomische Situation mit einem umfangreichen in-
dustriepolitischen Vorschlag reagiert. Das Pro-
gramm umfasst eine Vielzahl an Maßnahmen zum 
klimafreundlichen Umbau der deutschen Industrie 
(BMWK 2023). Aktuell handelt es sich jedoch nur um 
Vorschläge. Die Wirkung ist entsprechend noch 
nicht abzusehen.  

Signifikante Veränderungen lassen sich weiterhin 
hinsichtlich der gesellschaftlichen Resonanzfähig-
keit von Klimapolitik feststellen. Meinungsumfra-
gen belegen nach wie vor, dass der Klimawandel von 
einer Mehrzahl der Bundesbürger*innen als eines 
der wichtigsten politischen Probleme angesehen 
wird.6 Auch Klimaschutzmaßnahmen werden, mit 

6 Eine Übersicht über global vergleichende Meinungsum-
fragen findet sich in dem Factsheet des Clean Energy Wire 

https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/bverfg-2bvf122-haushalt-schuldenbremse-bundestag-finanzverfassung/
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/bverfg-2bvf122-haushalt-schuldenbremse-bundestag-finanzverfassung/
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/bverfg-2bvf122-haushalt-schuldenbremse-bundestag-finanzverfassung/
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der Ausnahme eines CO2-Preises, von einer Mehr-
heit befürwortet (Agora Energiewende 2024: 90). 
Dennoch lässt sich festhalten, dass Umwelt- und Kli-
maschutz in der relativen Wichtigkeit zuletzt hinter 
dem Thema Einwanderung zurückgefallen sind. 
Hinzu kommt eine zunehmende gesellschaftliche 
Polarisierung (auch) bei Umwelt- und Klimathemen, 
die sich zuletzt unter anderem in den massiven Bau-
ernprotesten gegen die angekündigte Kürzung von 
Agrardieselsubventionen und die Maßnahmen des 
European Green Deal, sowie in massiven Angriffen 
auf, und Störungen von, Veranstaltungen der Partei 
Bündnis 90/Die Grünen zeigte. Schon zuvor zeigten 
die Kontroversen rund um das Gebäudeenergiege-
setz, wie entzündlich die Diskussion um Klima-
schutzmaßnahmen inzwischen ist. Trotz dieser Kon-
flikte bleibt die mediale Aufmerksamkeit für das Kli-
mathema jedoch nach wie vor vergleichsweise hoch 
(Abbildung 2). Die historische Betrachtung der Me-
dienberichterstattung zum Klimawandel zeigt, dass 
sich das Thema dem Aufkommen der Fridays for Fu-
ture Bewegung, den Konflikten um den Hambacher 
Forst und den Debatten um ein deutsches Klima-
schutzgesetz im Jahr 2019 thematisch diversifiziert 
und medial auf hohem Niveau verankert hat. Zwar 
zeigt sich auch hier seit dem Sommer 2023 eine 

leichte Abwärtstendenz. Inwiefern es sich dabei um 
einen Trend handelt, lässt sich bisher aber bisher 
nicht beurteilen. 

Die Veränderungen in der Resonanzfähigkeit von 
Klimapolitik sind eng verknüpft mit einer fortschrei-
tenden Veränderung der politischen und gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisse rund um das Klima-
thema. So sind soziale Bewegungen wie Fridays for 
Future und die Letzte Generation über das Jahr 2023 
zunehmend unter Druck geraten und befinden sich 
in einer Phase der strategischen Neuorientierung. 
Die Proteste von Landwirt*innen Anfang 2024 zei-
gen hingegen das Mobilisierungspotential gegen 
den Abbau klimaschädlicher Subventionen und all-
gemein die geringe Legitimation der Ampel-Regie-
rung in Teilen der Bevölkerung. Insgesamt lassen 
Umfragen in den kommenden Europa- und Land-
tagswahlen ein Erstarken der rechtsextremen AfD 
erwarten, die klar klimawandelleugnende Positio-
nen vertritt. Auch die Opposition aus CDU und CSU 
hat sich wiederholt gegen die Klimaschutzmaßnah-
men der Ampelkoalition gestellt. Hier ist also eher 
eine Zuspitzung politischer Konflikte und eine Ver-
schlechterung der Kontextbedingungen für ambiti-
onierte Klimapolitik zu erwarten. 

Abbildung 2: Klimaberichterstattung in ausgewählten deutschen Zeitungen (Vgl. Anhang zu Methoden)

von November 2023:  https://www.cleanener-
gywire.org/factsheets/global-surveys-show-peoples-gro-
wing-concern-about-climate-change  

https://www.cleanenergywire.org/factsheets/global-surveys-show-peoples-growing-concern-about-climate-change
https://www.cleanenergywire.org/factsheets/global-surveys-show-peoples-growing-concern-about-climate-change
https://www.cleanenergywire.org/factsheets/global-surveys-show-peoples-growing-concern-about-climate-change
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Ein Grund für diese Entwicklungen liegt sicherlich in 
einer fortschreitenden Veränderung der politischen 
und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse rund um 
das Klimathema. So sind soziale Bewegungen wie 
Fridays for Future und die Letzte Generation über 
das letzte Jahr unter Druck geraten und befinden 
sich in einer Phase der strategischen Neuorientie-
rung. Die Proteste von Landwirt*innen Anfang 2024 
zeigen hingegen das Mobilisierungspotential gegen 
klimaschädlichen Subventionsabbau und allgemein 

die geringe Legitimation der Ampel-Regierung in 
Teilen der Bevölkerung. Insgesamt lassen Umfragen 
in den kommenden Europa- und Landtagswahlen 
ein Erstarken der rechtsextremen AfD erwarten, die 
klar klimaskeptische Positionen vertritt. Auch die 
bürgerliche Opposition aus CDU und CSU hat sich 
wiederholt gegen Klimaschutzmaßnahmen der Am-
pelkoalition gestellt. Auch hier erwarten wir daher 
zukünftig eine Verstärkung hemmender Kontextbe-
dingungen. 

7.3 
Wirkung 

Tabelle 2: Dynamik und Kontextbedingungen des Treibers deutsche Klimapolitik im europäischen Rahmen

Dynamik Kontextbedingungen

Starke Emissionsminde-
rung von 10,1% in 2023, 

bzw. -46% seit 1990; 
 Übererfüllung des 2023-Ziels 
des Klimaschutzgesetzes

Starker Zuwachs bei 
erneuerbaren Energien

Immer engmaschigeres 
Korsett aus gesetzlichen 

Regelungen mit Klimaschutz-
gesetz, Klimaschutzpro-
gramm, European Green 
Deal und Fit-for-55 Paket

Verschärfung und 
Ausweitung des 

 EU-Emissionshandels

Klimaschutzprogramm 
2023 reicht nicht, um 

2045-Ziellücke zu schließen

Große Teile der erzielten 
Emissionsreduktionen 

gehen auf Corona oder 
Konjunktur zurück, und sind 
nicht langfristig gesichert

Sektoren Gebäude  
und Verkehr verfehlen 

Reduktionsziele zum 3. bzw.  
4. Mal

Umweltpolitische 
Staatskapazität

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Schuldenbremse und europäische Fiskalregeln 

schränken Möglichkeit für grüne Investitionen ein.

Klimaschutzgesetz 2023 weicht Sektoren­
bindung auf

Politische Ökonomie 
der Dekarbonisie­
rung

Stromkosten von Erneuerbaren Energien und 
Preis für Solarmodule sinken stark

Europäischer CO2­Preis relativ hoch

Globale Institutio­
nen, Normen und 
Konflikte

 Forderung nach Übergang weg von fossilen 
Brenn­stoffen­auf­COP28­in­Dubai,­kommende­

Neu vorlage von nationalen Klimaplänen

Paradigma der grünen Industriepolitik im Zuge 
von­U.S.­Inflation­Reduction­Action­und­

European Green Deal

Gesellschaftliche 
Resonanzfähigkeit­
von Klimapolitik

Anhaltend­hohe­mediale­Aufmerksamkeit­für­
Klimawandel und ­politik

Klima­ und Umweltthemen zunehmend 
polarisiert

Konstellation von 
Unterstützer­ und 
Bremserkoalitionen

Erstarken rechtspopulistischer und rechts­
extremer Bewegungen in Deutschland und 

Europa, die Klimawandel leugnen und/oder 
Klimaschutz ablehnen

Fokussierungs­
ereignisse

Extremwetterereignisse weltweit werden 
 zunehmend mit Klimawandel in Verbindung 

gebracht
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Einen guten Ausgangspunkt zur Abschätzung der 
Entwicklungen in der deutschen Klimapolitik stellen 
die regelmäßigen Projektionsberichte des Umwelt-
bundesamt dar. Grundlage dieser Berichte ist eine 
Zusammenschau existierender politischer und 
rechtlicher Instrumente und eine Fortschreibung je-
weils aktueller Tendenzen. In der Anfang 2024 ver-
öffentlichten Studie kommt die Behörde erstmalig 
zu dem Schluss, dass das Ziel, die Treibhausgase im 
Jahr 2030 um 65% gegenüber 1990 zu reduzieren, 
mit der derzeitigen Klimapolitik erreichbar sei, da 
die Projektionsdaten eine Reduktion von fast 64% 
für 2030 zeigen (UBA 2024). Diese deutliche Verbes-
serung im Vergleich zu vergangenen Projektionen 
lässt sich durch intensivierte Klimaschutzanstren-
gungen erklären, insbesondere im Energiesektor, 
der einen überproportionalen Beitrag zur Treibhaus-
gasminderung leistet, sowie in geringerem Maße im 
Industriesektor (Ibid.: 13). Dennoch wird das Ziel der 
Netto-Treibhausneutralität bis 2045 mit der derzei-
tigen Klimapolitik weiterhin deutlich verfehlt (Ibid.: 
11). Dies liegt vor allem an Zielverfehlungen im Ver-
kehrs- und Gebäudesektor, sowie im Landwirt-
schafts- und Landnutzungssektor, der auch seine 
Ziele zum Ausbau von natürlichen Treibhausgassen-
ken verfehlt (Ibid.:16-17, 21).  

Wichtig erscheint insbesondere, dass die Projektio-
nen des Umweltbundesamtes von einer großen Sta-
bilität in der Klimapolitik und einer Kohärenz in der 
Anwendung bestehender politischer und rechtlicher 
Instrumente ausgehen. So wird betont, dass die Zie-
lerreichung trotz verbesserter Ausgangssituation 
kein Selbstläufer sei. Vielmehr müsse „die Klimapo-
litik konsequent umgesetzt und weiterentwickelt 
werden, um die festgelegten Ziele zu erreichen“ 
(UBA 2024: 11). Hinzu kommt, dass auch in Zukunft 
eine Zielübererfüllung in der Energiewirtschaft an-
genommen wird, um Zielverfehlungen in anderen 
Sektoren zu kompensieren. Ein solches Szenario ist 
nur dann plausibel, wenn die Ausbauziele der erneu-
erbaren Energien weiterhin ambitioniert umgesetzt 
werden. Auch um die konjunkturbedingten Redukti-
onen im Sektor Industrie langfristig zu verstetigen, 
gilt es „eine erfolgreiche Transformation mit klima-
freundlichen Investitionen konsequent durchzuhal-
ten“ (UBA 2024: 11). Dazu sind auch zukünftig klima-
freundliche politische Mehrheiten notwendig. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass einerseits 
die Klimaschutzlücke, die die Vorgängerregierung 
hinterlassen hatte, von der aktuellen Bundesregie-
rung deutlich reduziert wurde. Es wurden Weichen 
für die Dekarbonisierung in einigen Bereichen ge-
stellt, während andere – insbesondere die Sektoren 
Verkehr und Gebäude – weiterhin weitgehend aus-
genommen werden. In Europa wie auch in Deutsch-
land entsteht zudem ein immer engmaschigeres 
Korsett aus gesetzlichen Regelungen, die klimapoli-
tische Vorgaben machen und diese auch mittel- und 
langfristig verankern. Von Interesse sind in diesem 
Zusammenhang auch die Ergebnisse der aktuellen 

Verhandlungen auf europäischer Ebene zu einem 
Klimaziel für 2040. Ein ambitioniertes Etappenziel 
von 90-95% Reduktionen gegenüber 1990 auf dem 
Weg zur vollständigen Klimaneutralität bis 2050 
würde die existierenden Ziele und Vorgaben sinn-
voll ergänzen. Andererseits sind die aktuellen Emis-
sionssenkungen nicht nachhaltig gesichert. Für die 
kommenden Dekarbonisierungsschritte sind mas-
sive Investitionen in Gebäude-, und Verkehrssektor 
sowie in der Industrie nötig. Das finanzielle Funda-
ment für diese Investitionen fehlt jedoch seit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Schulden-
bremse und dem Festhalten der aktuellen Bundes-
regierung an einer Rückkehr zu einem ausgegliche-
nen Haushalt. Der klimapolitischen und auch fiskal-
politischen Ausrichtung kommender Regierungen 
kommt daher eine zentrale Bedeutung in der Um-
setzung der Klimaziele zu. Von einer langfristigen 
Stabilität und Kohärenz in der Klimapolitik ist je-
doch angesichts der aktuellen Konstellation von 
Kontextbedingungen – insbesondere der größeren 
Polarisierung in Klimaschutzfragen und dem Auf-
stieg rechtspopulistischer Kräfte bei den anstehen-
den Landtags- und Europawahlen – eher nicht aus-
zugehen. Vielmehr besteht das Risiko politischer 
Kräfteverschiebungen, infolge derer der European 
Green Deal oder die deutsche Klimaschutzgesetzge-
bung sogar aufgeweicht werden könnten.  

Damit kommen Aspekte der Wirkung des Treibers 
Klimapolitik in den Blick, die bisweilen nicht ausrei-
chend Beachtung in der politischen und wissen-
schaftlichen Diskussion finden. Neben dem Risiko 
dynamischer Inkonsistenz ist hier auch die Gefahr 
von Inkonsistenzen zwischen Regulierungsebenen 
im Rahmen von „überlappenden Klimapolitiken“ 
(Perino et al. 2019) zu nennen, etwa wenn nationale 
Gesetzgebung im Kontext des europäischen Emissi-
onshandelssystems paradoxe und teilweise uner-
wünschte Wirkungen erzeugt (Willner und Perino 
2022). Durch eine bessere Abstimmung zwischen 
Maßnahmen auf europäischer und nationaler 
Ebene könnten hier Synergien verstärkt und 
mögliche negative Effekte vermieden werden. 
Darüber hinaus erscheint erscheint die 
außenpolitische Wirkung deutscher Klimapolitik 
von Bedeutung, da Deutschland nach wie vor eine 
wichtige Rolle in der internationalen Klimapolitik 
zukommt, und deutsche und europäische 
Regulierungen auch weltweit Einfluss auf 
industriepolitische Entscheidungen und 
Entwicklungspfade haben. 

Autor*innen 

Stefan C. Aykut und Aitana Mollyk, unter Mithilfe 
von Thanh Hien Tran 
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8
Globale Klimagovernance 

8.1 
Dynamik 
Seit dem letzten Treiberassessment im Hamburg 
Climate Futures Outlook von 2023 (Aykut et al. 2023) 
hat eine Reihe von Entwicklungen die Dynamiken 
der globalen Kooperation innerhalb und außerhalb 
des VN-Klimaregimes beeinflusst. Diese müssen vor 
dem Hintergrund bewertet werden, dass die globa-
len Treibhausgasemissionen von 2021 bis 2022 um 
1,2 Prozent gestiegen sind und mit 57,4 Gigatonnen 
CO₂-Äquivalent (GtCO₂e) einen neuen Rekord er-
reicht haben. Auch 2023 wurden voraussichtlich 
ähnlich hohe Zahlen erreicht. Damit ist die Welt auf 
dem Weg, die im Pariser Abkommen festgelegte 
Temperaturschwelle von 1,5 °C schon zu Beginn des 
kommenden Jahrzehnts zu überschreiten (Lee et al. 
2021: 572, UNEP 2023b). 

Trotz geopolitischer Krisen und Konflikte, die 
Klimapolitik medial und politisch zu überschatten 
drohten, verzeichneten die Klimakonferenzen in 
Sharm-el-Sheikh (COP27, Ägypten) und Dubai 
(COP28, Vereinigte Arabische Emirate) Rekordteil-
nehmerzahlen - 36.000 bzw. 65.000 - und ein hohes 
Maß an globaler Medienaufmerksamkeit. Mit den 
Konferenzen wurde die letzte Phase der so genann-
ten globalen Bestandsaufnahme eingeleitet, ein 
durch das Pariser Klimaabkommen geschaffener 
Überprüfungszyklus, welcher der Vorlage neuer kli-
mapolitischer Länderzusagen (Nationally Deter-
mined Contributions oder NDCs) im Jahr 2025 vorge-
ordnet ist. Allerdings machten staatliche Verhand-
lungen zu Fragen der Emissionsreduktion nur be-
grenzte Fortschritte. Auf der COP27 wurden Diskus-
sionen über Emissionsreduktionen vernachlässigt, 
und die Abschlusserklärung erzielte keinen Fort-
schritt hinsichtlich des Ausstiegs aus fossilen Ener-
gien (Masood et al. 2022). Die Gesamtzahl der seit 
dem Pariser Klimaabkommen erneuerten NDCs ist 
bis Ende 2023 zwar auf 149 angestiegen, dennoch 
bleibt das Ambitionsniveau insgesamt unzu-
reichend, sodass die derzeitigen Zusagen zu einer 
geschätzten Erwärmung von 2,5°C bis 2,9°C in die-
sem Jahrhundert führen würden (UNEP 2023b). Da 
diese Schätzung mit erheblichen politischen und kli-
mawissenschaftlichen Ungewissheiten behaftet ist, 

könnte die Erwärmung allerdings auch deutlich hö-
her ausfallen (zu Unsicherheiten in Klimaszenarien, 
siehe Lee et al. 2021). Erfolgreicher waren die Ver-
handlungen zur globalen Bestandsaufnahme auf 
der COP28. Das Abschlussdokument der Konferenz 
enthält zum ersten Mal einen Aufruf zum „Über-
gang weg von fossilen Brennstoffen in Energiesyste-
men" und ermutigt die Vertragsparteien, erneuer-
bare Energien auszubauen und Energieeffizienz zu 
unterstützen (FCCC/PA/CMA/2023/L.17, §28). Aller-
dings stellt die Formulierung „transitioning away“ 
im englischen Originaltext eine sprachliche Neu-
schöpfung dar, mit der der sonst übliche, und deut-
lich klarere Terminus „phasing out fossil fuels“ um-
gangen werden sollte (CTI 2023). Kritisiert wurde 
auch, dass der Abschlusstext Verweise auf die Rolle 
von Technologien zur Kohlenstoffabscheidung, -
nutzung und -speicherung sowie auf „kohlenstoff-
arme Brennstoffe“ enthält, die als Rechtfertigung 
für weitere Verzögerungen beim Ausstieg aus den 
fossilen Energien dienen können (CarbonBrief 2023). 
Fortschritte wurden auf den beiden COPs außerdem 
bei der Einrichtung und Operationalisierung eines 
Finanzierungsfonds für Schäden und Verluste (Loss 
and Damage) erzielt. Dies stellt einen wichtigen 
Durchbruch nach einem Jahrzehnt der Verhandlun-
gen dar.  

Am Rande der Verhandlungen der Klimarahmen-
konvention wurden neue klimapolitische Initiativen 
zu einer Reihe von Themen gestartet. Aufbauend 
auf der Wald- und Landnutzungserklärung von Glas-
gow wurde auf der COP27 eine „Wälder- und 
Klimapartnerschaft" angekündigt, und die Ab-
schlusserklärung enthielt einen Waldabschnitt und 
einen Verweis auf „naturbasierte Lösungen" (Arora 
und Arora 2023). Zu den neuen Initiativen, die auf 
der COP28 angekündigt wurden, gehören die Zu-
sage von mehr als 130 Ländern, die weltweite Kapa-
zität an erneuerbaren Energien bis 2030 zu verdrei-
fachen und die jährliche Steigerungsrate der Ener-
gieeffizienz zu verdoppeln, eine gemeinsame Erklä-
rung zum Abbau von Subventionen für fossile 
Brennstoffe, eine Charta zur Reduktion von Metha-
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nemissionen der Öl- und Gasindustrie, und eine Er-
klärung zur nachhaltigen und klimafreundlichen 
Landwirtschaft. Allerdings gab es auch Rückschläge. 
Das G20-Treffen in Indien im Juli 2023, an dem Län-
der teilnahmen, die für 80 % der weltweiten Treib-
hausgasemissionen verantwortlich sind, brachte 
keine greifbaren Ergebnisse in Bezug auf Emissions-
reduktionen, den Ausbau erneuerbarer Energien o-
der den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen.  

Innerhalb des weiteren Regimekomplexes zum Kli-
mawandel haben die Just Energy Transition Part-
nerships an Zugkraft gewonnen, nachdem auf der 
COP26 ein 8,5-Milliarden-Dollar-Deal mit Südafrika 
bekannt gegeben wurde. Weitere Abkommen wur-
den mit Indonesien, Vietnam und dem Senegal ge-
schlossen. Es wurden jedoch Bedenken geäußert, 
dass dieser Mechanismus ungewollt die Entwick-
lung neuer Infrastrukturen für fossile Brennstoffe 
(einschließlich Gasprojekte) finanzieren könnte. Es 
gab zudem einen bedeutenden Vorstoß zur Einbe-
ziehung von Klimaaspekten in die globale Finanzar-
chitektur der Entwicklungszusammenarbeit. Im Ab-
schlussdokument der COP27 wurde zum ersten Mal 
eine Reform des Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank unterstützt (Masood et al. 2022). 
Forderungen nach einer Ausweitung und Neuaus-
richtung der Kreditvergabekapazitäten der Banken 
auf klimafreundliche Projekte finden zunehmend 
internationale Unterstützung. Diese Debatten stan-
den auch im Mittelpunkt des Gipfels für einen 
neuen globalen Finanzierungspakt in Paris im Juni 
2023. Auf Initiative der Premierministerin von Bar-

bados, Mia Mottley, und des französischen Präsi-
denten Emmanuel Macron sollten die internatio-
nale Klimafinanzierung aufgestockt, umfassendere 
Reformen des Bretton-Woods-Systems eingeleitet 
und armen Ländern Schuldenerleichterungen ge-
währt werden.  

In anderen klimarelevanten Bereichen der UN-
Governance wurden neue Verträge über den Schutz 
der Hohen See und der biologischen Vielfalt der 
Meere verabschiedet und Gespräche über ein inter-
nationales Abkommen zur Regulierung von Plastik-
müll aufgenommen. Das 2022 verabschiedete Rah-
menabkommen für die biologische Vielfalt von Kun-
ming und Montreal sieht vor, bis 2030 30 % der 
Landflächen, Ozeane, Küstengebiete und Binnenge-
wässer zu erhalten. Die Industrieländer verpflichte-
ten sich außerdem, jährlich 200 Milliarden Dollar in 
Initiativen zum Erhalt der biologischen Vielfalt zu in-
vestieren. Diese Prozesse haben potenziell wichtige 
Auswirkungen auf die Erhaltung natürlicher Kohlen-
stoffsenken (IPCC 2019: 20). Darüber hinaus wurde 
der Vertrag über die Energiecharta, der weithin als 
Haupthindernis für eine rasche Dekarbonisierung 
gilt, erheblich geschwächt. Der Europäische Ge-
richtshof entschied, dass der Vertrag nicht für die 
Beilegung von Rechtsstreitigkeiten zwischen EU-
Mitgliedstaaten zuständig ist, und mehrere Länder 
(Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Niederlande, 
Slowenien, Spanien und Polen) haben beschlossen, 
aus dem Vertrag auszutreten. Zudem hat das Euro-
päische Parlament die Kommission am 24. Novem-
ber 2022 aufgefordert, aus dem Vertrag auszustei-
gen.  

8.2 
Kontext 
Die Bedingungen für globale Zusammenarbeit wur-
den über die letzten Jahre insbesondere durch zu-
nehmende internationale Spannungen beeinträch-
tigt. Weltpolitisch stellen der russische Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und die internationalen Reaktio-
nen darauf, sowie der gewaltsamen Angriff der Ha-
mas auf Israel am 7. Oktober 2023 und Israels da-
rauffolgende Bombardierung und Invasion des Ga-
zastreifens große Hindernisse für Multilateralismus 
und globale Zusammenarbeit dar. In diesem Zusam-
menhang erscheint es dennoch signifikant, dass die 
Spannungen zwischen den USA und China vorerst 
eingedämmt wurden. Nach dem Treffen zwischen 
US-Präsident Joe Biden und Generalsekretär Xi Ji-
ping der Kommunistischen Partei Chinas im Novem-
ber 2023 wurde auch die Arbeit der bilateralen Ar-
beitsgruppe zu Klimafragen wiederaufgenommen. 

Auch einige Entwicklungen in der nationalen Politik 
von Schlüsselstaaten erscheinen für die Aussichten 
globaler Klimagovernance als wichtig. Dazu gehö-
ren die Rekordinstallationen von neuen Wind- und 
Solarenergiekapazitäten in China, die einen Rück-
gang der chinesischen Emissionen im Jahr 2024 und 
möglicherweise den Beginn einer Phase des struktu-
rellen Rückgangs danach einläuten könnten 
(Myllyvirta 2023). In Brasilien hat die Wahl von Prä-
sident Lula da Silva Hoffnungen auf eine Rückkehr 
des Landes zu ehrgeizigen Klimaschutzzielen ge-
nährt und erste Ergebnisse bei Maßnahmen gegen 
die Entwaldung gebracht. Die USA haben seit der 
Verabschiedung des Inflation Reduction Act (IRA) 
zum ersten Mal eine nationale Klimapolitik. Die ers-
ten Ergebnisse des massiven Förderprogramms für 
kohlenstoffarme Technologien und Infrastrukturen 
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erscheinen positiv (IEA 2023). Der Sieg der Republi-
kaner bei den Zwischenwahlen im Kongress dürfte 
allerdings künftigen klimapolitischen Initiativen ei-
nen Riegel vorschieben. Die britische Regierung un-
ter Premierminister Rishi Sunak hat die klimapoliti-
schen Ambitionen durch die Genehmigung neuer 
Öl- und Gasexplorationen und sogar eines neuen 
Kohlebergwerks in Cumbria erheblich geschwächt. 
In einer Reihe von europäischen Ländern (z. B. 
Deutschland, Frankreich und Schweden) wurden Kli-
mamaßnahmen gebremst, was zum Teil auf den 
Aufstieg klimaskeptischer rechtspopulistischer Par-
teien zurückzuführen ist (Boecher et al. 2022, 
Lockwood und Lockwood 2022). Auch der Green 
Deal der EU scheint nach dem Rücktritt des Vizeprä-
sidenten und Klimakommissars Frans Timmermans 
und im Zuge der risikoreichen Europawahl 2024 un-
ter Druck zu geraten. Signifikant scheint in diesem 
Zusammenhang auch, dass der Druck der globalen 
Klimabewegung zwar weiterhin bestehen bleibt, 
insgesamt aber insbesondere in Europa und den 
USA weit von den Mobilisierungsniveaus vor der 
Pandemie entfernt ist. In Europa haben neue und 
konfrontativere Taktiken im letzten Jahr mit Grup-
pen wie Just Stop Oil, Last Renovation und Letzte 
Generation an Schwung gewonnen, die jedoch auch 
das Risiko von Gegenreaktionen verschärfen. 

Im Bereich der Energietechnologien und -märkte 
sind die Folgen der durch den russischen Einmarsch 
in der Ukraine ausgelösten Energiekrise noch immer 
nicht vollständig klar. Einerseits unterstreichen die 
hohen Energiepreise die Vorteile von Energieeffi-
zienzmaßnahmen und haben in einigen Ländern zur 
Senkung des Energieverbrauchs und einem Über-
gang hin zu kohlenstoffarmen Energien geführt (IEA 
2022). Die Internationale Energieagentur (2023) 
schätzt, dass von den weltweiten Energieinvestitio-
nen im Jahr 2023 von 2,8 Billionen USD 1,7 Billionen 
USD in kohlenstoffarme Quellen fließen (382 Milli-
arden allein in die Solarenergie). Angetrieben durch 
die Auswirkungen des US Inflation Reduction Act 

könnte diese Summe bis 2030 um 50% steigen (IEA 
2023). Auf der anderen Seite wurden aber 2023 wei-
terhin insgesamt 1 Billion Dollar in fossile Brenn-
stoffe investiert, davon 371 Milliarden in Öl und 150 
Milliarden in Kohle. Die Jahre 2022 und 2023 waren 
also nicht nur durch einen Rekordzuwachs bei den 
Kapazitäten für erneuerbare Energien gekennzeich-
net; sie stellten auch Rekordjahre für die großen Öl-
konzerne dar, die neue Mega-Fusionen und massive 
Investitionen in neue Öl- und Gasförderung ankün-
digen konnten.  

Zu den kurzfristigen Auswirkungen der globalen 
Energiekrise gehört auch eine Schwächung der 
Kaufkraft und wachsende globale Armut und Un-
gleichheit. Die Diversifizierungsstrategie der EU bei 
der Gasversorgung hat auch die Anfälligkeit der 
Gasimportländer aus Asien und dem globalen Sü-
den verstärkt. Dies birgt die Gefahr von Rezessionen, 
Armutsfallen und neuen Konflikten in vielen Regio-
nen der Welt. Dies wiederum hat dazu geführt, dass 
in der öffentlichen Debatte wieder stärker von 
„Energiesicherheit" die Rede ist, was auch als Legiti-
mation für die Rückkehr zur Förderung und Verbren-
nung fossiler Brennstoffe genutzt wird. Trotz dieser 
Bedenken zeigen Meinungsumfragen auf der gan-
zen Welt, dass die öffentliche Unterstützung für Kli-
maschutzmaßnahmen weiterhin groß ist. Dies gilt 
insbesondere für liberale Demokratien und Länder, 
die bei der Energieversorgung nicht auf fossile 
Brennstoffe angewiesen sind (Kenny 2023). In vielen 
Ländern haben die Medienberichterstattung über 
klimabedingte Extremereignisse wie die Flutkata-
strophen in Pakistan (2022) und im Mittelmeer 
(2023), oder die Waldbrände in Kanada (2023) und 
Australien (2024) sowie die Veröffentlichung des 
Syntheseberichts des Sechsten Sachstandsberichts 
des Weltklimarats IPCC im März 2023 ebenfalls er-
hebliche Ressourcen für die Aufstellung einer klima-
bezogenen Agenda, die mediale Berichterstattung 
über Klimapolitik, oder für klimabezogenen Aktivis-
mus bereitgestellt.  
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8.3 
Wirkung

Tabelle 3: Dynamik und Kontextbedingungen des Treibers globale Klimagovernance

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Trei-
berdynamik der globalen Klimagovernance von sig-
nifikanten, aber begrenzten Fortschritten in Form 
der Forderung nach einem Übergang weg von fossi-
len Brennstoffen in einem COP-Beschluss, Initiati-
ven zu einer Reform der Entwicklungsfinanzierung 

und Abkommen zu Biodiversität in der breiteren VN-
Governance geprägt war. Demgegenüber steht aber 
auch eine unvermindert große Umsetzungslücke 
und eine wachsende Konflikthaftigkeit in globalen 
Klimaverhandlungen, die die Gefahr von Rückschrit-
ten bergen.  

Dynamik Kontextbedingungen

Starker Anstieg globaler 
Emissionen seit Corona

Ambitionsniveau von 
NDCs unzureichend

Rekordteilnehmerzahlen 
und hohe mediale 

Aufmerksamkeit für COPs

„Übergang weg von 
fossilen Brennstoffen“  

 erstmals in COP Entscheidung.

Loss & Damage Fund 
geschaffen

Starke Präsenz fossiler 
Interessen und Einfluss 

dieser Interessen auf COP28 
und COP29-Organisation

Initiativen zu einer Reform 
der globalen Entwicklungs-

finanzierung 

Just Energy Partnerships 
mit Schwellenländern 

Rahmenabkommen für 
Biodiversität

Energiecharta­Vertrag 
geschwächt 

G20 Prozess ohne 
klimapolitische Ambition

Weltpolitische 
 Interessens- und 
Konfliktlagen

Zunehmende zwischenstaatliche Spannungen 
und Konflikte, Tendenzen zur Blockbildung

Wiederaufnahme klimapolitischer Zusammen-
arbeit zwischen USA und China

Nationale Politik in 
Schlüsselstaaten

Rekordinstallationen von Erneuerbaren in China, 
möglicher baldiger Emissionspeak

Wahl von Präsident Lula da Silva in Brasilien 

Rechtspopulismus und klimapolitische 
 Rückschritte in mehreren europäischen Ländern

Hohe Risiken für Klimapolitik und Demokratie 
bei Wahlen in Europa und USA (2024)

Globale Zivilgesell-
schaft und soziale 
Bewegungen

Vielerorts Wiederaufleben von Klimabewegung, 
neue Aktionsformen, insgesamt aber 

 schwächere Mobilisierung als vor Corona und 
zunehmende Gegenreaktionen

Technologische 
 Innovationen und 
globale Märkte

Erstmals Großteil globaler Energieinvestitionen 
in kohlenstoffarme Technologien

Rekordprofite für Ölkonzerne und massive 
Investitionen in neue fossile Kapazitäten

Inflation Reduction Act in USA treibt Wett -
bewerb um kohlenstoffarme Technologien

Globale Diskurse,  
Normen und 
 Wissensproduktion

Globale Energiekrise verschiebt Fokus auf 
Energiesicherheit und soziale Ungleichheit

Starker Klimabezug in medialer Berichter-
stattung über Extremwetterereignisse in 

Pakistan, mehreren Mittelmeeranrainerstaaten, 
Kanada, den USA und Australien (2022-24).

Publikation der drei Bände und der Synthese  
des 6. Sachstandsberichts des IPCC (2021-23)
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Die konkreten Auswirkungen der globalen Be-
standsaufnahme und das Ergebnis der Debatten 
über die globale Finanzreform werden im kommen-
den Jahr von entscheidender Bedeutung sein. Hin-
sichtlich der Kontextbedingungen sehen wir auf der 
einen Seite wachsende weltpolitische Spannungen, 
andererseits aber auch eine positive Marktentwick-
lung für kohlenstoffarme Energietechnologien. Ins-
gesamt besteht nach unserer Einschätzung daher 
ein gemischter Ausblick für globale Klimagover-
nance. Wenig Hoffnung besteht allerdings dahinge-
hend, dass sich der aktuell eher begrenzte Beitrag 
des Treibers zur Dekarbonisierung in Deutschland in 
naher Zukunft signifikant erhöht. 

Relevant bleibt die globale Klimagovernance für die 
deutsche Klimawende dennoch, da sie eine Vielzahl 
von Ressourcen für Akteure der Klimawende bereit-
stellt. Dazu zählt beispielsweise die Erarbeitung von 
Klimaneutralitätsstandards für Unternehmen, In-
vestoren und Zivilgesellschaft durch die Expert*in-
nengruppe des Generalsekretärs der Vereinten Nati-
onen António Guterres, die ihren Abschlussbericht 
„Integrity Matters" auf der COP27 veröffentlichte. 
Die COP27 und COP28 stellten außerdem Vernet-
zungsplattformen und mediale Gelegenheiten für 
transnationale Initiativen, Staaten, Städte und Un-
ternehmen dar. Auch zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Klimaaktivist*innen nutzten die COP, 
um Vernetzungskapazitäten aufzubauen und medi-
ale Frames zu verbreiten, obwohl die Zugangs- und 
Mobilisierungsbedingungen für soziale Bewegun-
gen in Ägypten und den Vereinten Arabischen Emi-
raten stark begrenzt waren. Die erste globale Be-
standsaufnahme sendet ein wichtiges diskursives 
Signal für die Klimawende in Form eines Aufrufs 
zum „Übergang weg von fossilen Brennstoffen“. Sie 
liefert auch eine noch nie dagewesene Menge an 
Emissionsdaten und möglicherweise einen Medien-
fokus auf Lücken in den politischen Ambitionen und 
der Umsetzung, sowohl in Bezug auf die Eindäm-
mung als auch die Bereitstellung von Finanzmitteln. 
Diese Daten könnten u.a. in Klimaprozessen ver-
wendet werden.  

Generell lassen neuere Studien aber auch Zweifel an 
der Wirksamkeit der zentralen Mechanismen des 
Pariser Abkommens aufkommen. So folgten bisher 
durchgeführte Überprüfungsformate nationaler 
Klimapolitik im Rahmen des Abkommens kaum der 
Vorstellung eines strengen Peer-Monitorings, das 
Nachzügler und Versäumnisse klar benennt und öf-
fentlich an den Pranger stellt (naming and shaming) 
(Liese 2006); stattdessen boten sie zumeist eine 
Bühne für selektive und punktuelle Berichterstat-
tung und sogar Selbstlob (claiming and shining) 
(Aykut et al. 2022: 191). Zudem deuten Untersuchun-
gen darauf hin, dass die Wirkung solcher Mechanis-
men selbst dann begrenzt ist, wenn Versäumnisse 
tatsächlich benannt und angesprochen werden, da 
eine öffentliche Rüge nur in Ländern mit starken po-
litischen Institutionen, ehrgeizigen Klimazielen und 
einem starken gesellschaftlichen Interesse am Kli-
mawandel auch hinreichend politischen Druck er-
zeugt (Dannenberg et al. 2023: 1). Auch die katalyti-
sche Wirkung der Orchestrierung auf nichtstaatli-
che Klimaschutzmaßnahmen hat sich bisher nicht 
annähernd in dem erhofften Umfang eingestellt 
(Teunissen und Chan 2024). Im Gegenteil scheint die 
Wirksamkeit freiwilliger Initiativen tendenziell so-
gar zu sinken (NewClimate Institute et al. 2022). Ins-
gesamt deutet also eine wachsende Fülle an Indi-
zien darauf hin, dass der Ansatz der Klimagover-
nance seit Paris, der den Klimawandel durch globale 
Ziele, selbstgewählte Beiträge von Staaten und frei-
willige Selbstverpflichtungen von Städten und Un-
ternehmen, sowie regelmäßige Überprüfungsme-
chanismen begrenzen möchte, zunehmend an seine 
Grenzen stößt. 
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9 
Klimabewegung und -proteste 

9.1 
Dynamik
In den vergangenen Jahren lässt sich ein starker 
Anstieg von Protestereignissen und Teilnehmen-
denzahlen an Protesten im klimapolitischen Be-
reich beobachten. Im Jahr 2019 ist diesbezüglich 
ein Höhepunkt zu verzeichnen, der sich auf die da-
mals neu aufkommende Bewegung Fridays for Fu-
ture zurückführen lässt (Wahlström et al. 2019, de 
Moor et al. 2021). Nachdem soziale Proteste in den 
Jahren 2020 und 2021 generell pandemiebedingt 
eingeschränkt waren, hat sich das allgemeine Pro-
testniveau in der deutschen Bevölkerung wieder 
weitestgehend seiner vorherigen Intensität ange-
glichen (Grande et al. 2023) und auch die Klima-
proteste haben sich wieder stabilisiert. Zudem 
lässt sich ab 2022 eine Zunahme konfrontativer 
Proteste, wie Straßenblockaden und Farbattacken 
beobachten, die maßgeblich durch die Letzte Ge-
neration geprägt wurden (Grande et al. 2023). 

Unsere Bewertung der Dynamik, Kontextbedin-
gungen und Wirkungsweisen von Klimaprotesten 
basiert sowohl auf der Zusammenschau existie-
render Arbeiten als auch auf ersten eigenen Ana-
lysen. Die im Rahmen der Studie angefertigte Da-
tenanalyse gibt erste quantitative Anhaltspunkte 
für eine Analyse der Dynamik der deutschen 
Klimabewegung und der damit verbundenen Pro-
teste. Für den Treiber Klimabewegung und -pro-
teste wurden zwei Textkorpora angelegt, die auf 
die Häufigkeit der Nennung von unterschiedli-
chen Akteur*innen der deutschen Klimabewe-
gung im Zeitverlauf ausgewertet wurden. Zum ei-
nen wurde deren Erwähnung in deutschen Tages-
zeitungen analysiert, zum anderen die Bezug-
nahme auf diese Akteur*innen in Bundestagsde-
batten. Diesen quantitativen Analysen sollen per-
spektivisch qualitative Analysen angeschlossen 
werden. 

Die deutsche Klimabewegung setzt sich aus einer 
Vielzahl von Akteur*innen zusammen, die in un-
terschiedlichen Formen organisiert sind. Wir kon-
zentrieren uns hier vor allem auf jene Gruppen, 

                                                                            
7 Für eine Übersicht über Strategien der Waldbesetzung 
in Deutschland s. Kaufer (2023). 

die zur Klimabewegung im engeren Sinne gezählt 
werden können, da ihre Agenda schwerpunktmä-
ßig auf klimapolitische Forderungen ausgerichtet 
ist. Darüber hinaus haben sich in den vergange-
nen Jahren auch zunehmend andere zivilgesell-
schaftliche Organisationen und Gruppierungen 
mit klimapolitischen Themen befasst oder sich 
stellenweise solidarisch mit der Klimabewegung 
verbunden, deren Kernthemen in anderen Berei-
chen liegen. Die in den Erhebungen berücksichtig-
ten Akteure sind Ende Gelände, Fridays for Future, 
Extinction Rebellion und die Letzte Generation. 
Darüber hinaus finden auch die Arbeitskampfini-
tiative #wirfahrenzusammen, Waldbesetzungen 
und Lützerath bleibt Berücksichtigung. 

Aus regional verstreuten Einzelinitiativen der 
Anti-Braunkohlbewegung ging Ende 2014 das 
Bündnis Ende Gelände hervor. Ende Gelände ver-
bindet unterschiedliche Ansätze und Strömungen 
der Umwelt- und Klimabewegung und zeichnet 
sich v.a. durch Protestaktionen des zivilen Unge-
horsams aus (Sander 2016). Im Zuge einer zuneh-
menden Internationalisierung schaffte es Ende 
Gelände auch außerhalb Deutschlands wahrge-
nommen zu werden (Bosse 2017). Gerade die di-
rekte Konfrontation mit RWE als Ausdruck eines 
global ungerechten fossilen Kapitalismus ist kon-
stitutiv für Ende Gelände (Temper 2019).  

Waldbesetzungen haben eine lange Tradition in 
der deutschen Umweltbewegung und waren auch 
in den letzten Jahren ein wichtiges Protestphäno-
men in Deutschland (Kaufer 2023). Insbesondere 
die Besetzungen im Hambacher und Dannenröder 
Forst haben überregional Aufmerksamkeit und 
Bedeutung erlangt.7 Die jahrzehntelangen Ausei-
nandersetzungen um den Hambacher Forst zwi-
schen RWE und verschiedenen Umweltgruppen 
resultiert 2012 in der Errichtung mehrerer Baum-
häuser mit dem Ziel die letzten Reste des Forsts zu 
besetzen und vor Rodung zu schützen. Die breite 
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Bewegung setzt sich aus „drei verschiedenen Or-
ganisationstypen zusammen: formelle Organisa-
tionen (BUND NRW, Greenpeace, Buirer für Buir, 
Alle Dörfer bleiben), informelle Aktivist*innenkol-
lektive (Aktion Unterholz, Ende Gelände) und 
Gruppen ohne kollektive Identität (Waldbeset-
zung)“ zusammen“ (Kaiser 2020, 54). Im Jahr 2020 
wurde auch der Dannenröder Forst von zahlrei-
chen Umweltschützer*innen besetzt, die sich ge-
gen eine Rodung des Waldes und den Ausbau der 
A49 einsetzten (Villioth 2023). Der Appell zum 
Ausbaustopp der A49 wurde von 30 regionalen 
und bundesweiten Akteur*innen unterschrieben.  

Fridays for Future (FFF) ist eine Jugendbewegung, 
die im August 2018 von der schwedischen Aktivis-
tin Greta Thunberg initiiert wurde. In Deutschland 
hat FFF ab dem Frühjahr 2019 eine zunehmende 
Präsenz und organisiert regelmäßig Schulstreiks, 
Demonstrationen und Aktionen, um auf die 
Dringlichkeit von Maßnahmen gegen den Klima-
wandel aufmerksam zu machen. Höhepunkte wa-
ren dabei die weltweiten Klimastreiks, insbeson-
dere im Vorfeld des UN-Klimagipfels und der UN-
Klimakonferenz im Herbst 2019 sowie im Septem-
ber 2020 und im Vorfeld der Bundestagswahl 
2021. Die Protestierenden bei FFF-Protesten sind 
stark geprägt von Menschen bis 35 Jahren mit Abi-
tur und höheren Bildungsabschlüssen (Sommer et 
al. 2020).  

In einem ähnlichen Bewegungskontext wird Ex-
tinction Rebellion (XR) verortet (Doherty et al. 
2019). XR ist 2018 im Vereinigten Königreich ent-
standen und hat sich von dort transnational ver-
breitet. Der deutsche Ableger trat erstmals im Ap-
ril 2019 in Erscheinung. Als zentrale Taktik steht 
das medienwirksame Besetzen von Verkehrsinfra-
strukturen im Mittelpunkt (Diesing 2021).  

Ähnliche Taktiken bei gleichzeitig relativ modera-
ten Forderungen verfolgt die Gruppe Letzte Gene-
ration. Anfang 2021 traten mehrere Aktivist*innen 
in einen Hungerstreik, um ein live übertragenes 
Gespräch mit den drei Kandidat*innen für das 
Amt des Bundeskanzlers und die Einrichtung ei-
nes mit Bürger*innen besetzten Klimarates zu er-
streiten. Nachdem diese Forderungen nicht erfüllt 
wurden, wandte sich die Bewegung bei gleichblei-
bend moderaten Forderungen zunehmend Pro-
testformen des zivilen Ungehorsams zu, wie bei-
spielsweise Blockaden von Straßen und Autobah-
nen (Rucht 2023).  

Das Bündnis #wirfahrenzusammen wurde im 
September 2019 in Zusammenarbeit von FFF und 
ver.di gegründet. Ab dem Frühjahr 2020 gründe-
ten sich dann in über 30 Städten Zusammen-
schlüsse von ÖPNV-Beschäftigten und Klimaakti-
vist*innen mit dem Ziel, die kommenden Tarifaus-
einandersetzungen ab dem Herbst solidarisch zu 
begleiten. Das Bündnis fordert konkrete Maßnah-

men für eine nachhaltige Verkehrspolitik und ver-
bindet dabei arbeits- und klimapolitische Maß-
nahmen (Lucht und Liebig 2023). Das Bündnis 
setzt sich insbesondere für eine Verkehrswende 
ein, die auf umweltfreundliche und sozial ge-
rechte Mobilität abzielt. 

Die Protestaktionen gegen die Räumung des Dor-
fes Lützerath in Nordrhein-Westfalen stellen ei-
nen wichtigen Bezugspunkt für die deutsche 
Klimabewegung dar. Hier hat im Januar 2023 das 
aus verschiedenen Gruppierungen der Klimabe-
wegung bestehende Bündnis ‚Lützerath Unräum-
bar‘ zu vielfältigen Protesten gegen das Voran-
schreiten des Kohletagebaus aufgerufen. Beteiligt 
waren neben Fridays for Future, Letzte Genera-
tion, Ende Gelände und Extinction Rebellion auch 
weitere Gruppen wie Alle Dörfer bleiben, die Inter-
ventionistische Linke, ausgeco2hlt und RWE & 
Co enteignen. Die Räumung wurde zwar trotz 
der breiten Proteste durchgeführt, jedoch stellte 
Lützerath für die Klima- und Anti-Braunkohleb-
ewegung insofern einen Höhepunkt dar, als dass 
hier nicht nur viele verschiedene Gruppen zusam-
menfanden, sondern auch über die Klima-
bewegung hinaus Aufmerksamkeit und Zustim-
mung gewonnen werden konnte. 

Wie Abbildung 3 zeigt, führen neue Protestbewe-
gungen und -formen zu Beginn zu hoher medialer 
Aufmerksamkeit. Sowohl Fridays for Future, Ex-
tinction Rebellion und die letzte Generation wur-
den anfangs sehr viel häufiger erwähnt als über 
den Zeitverlauf. Auch die neue Form des gemein-
samen Protests von Fridays for Future und ver.di – 
Linie Arbeitskampf – erfuhr zu Beginn eine große 
Rezeption, die im Zeitverlauf abnahm. Im Gegen-
satz dazu haben Ende Gelände und die Waldbe-
setzungen (Hambacher und Dannenröder Forst) e-
her kontinuierlich Aufmerksamkeit erfahren, mit 
kleineren Ausschlägen nach oben. Die Abbildung 
zeigt auch ein deutliches Corona-Tief in der medi-
alen Berichterstattung zu Klimaprotesten, das vor 
dem Hintergrund zu interpretieren ist, dass Pro-
teste in der Zeit der Kontaktsperren und Ver-
sammlungsverbote nur sehr schwierig zu organi-
sieren waren.  

Insgesamt zeigen aktuelle Studien aber auch, dass 
das Protestgeschehen in Deutschland insgesamt 
wieder angestiegen ist und sich seit Corona weit-
gehend erholt hat. Die größten Mobilisierungen 
fanden jedoch zu stärker internationalen Themen 
statt, wie dem Ukraine-Krieg und der damit ver-
bundenen Energiekrise in Deutschland, sowie im 
Kontext der systemkritischen Proteste in Iran 
(Grande et al. 2023) . 

Obschon die Klimabewegung relativ fragmentiert 
erscheint, bedeutet dies nicht zwangsläufig eine 
Schwächung der Bewegung oder Konkurrenz un-
tereinander. Wie eine Studie des Protest- und Be-
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wegungsforschung (IPB) gezeigt hat, sind zumin-
dest die Zustimmungsraten zu den Protestformen 
anderer Gruppierungen relativ hoch (Haunss et al. 
2023). Aktuell findet bei einigen Gruppen auch ein 
Prozess der Neuorientierung statt. Beispielsweise 

hat die Gruppe Letzte Generation Anfang 2024 ei-
nen Strategiewechsel bekannt gegeben, der ein 
Ende der Klebeaktionen und mehr Massenpro-
teste vorsieht.

Abbildung 3: Klimaproteste in ausgewählten deutschen Zeitungen (zur Methode vgl. Anhang)
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9.2 
Kontext 
In den vergangenen Jahren haben sich die struktu-
rellen Kontextbedingungen für Klimaproteste auf-
grund einer zu verzeichnenden Einschränkung von 
Grundfreiheiten tendenziell eher negativ entwi-
ckelt. Generell schneidet Deutschland in globalen 
Demokratie-Indizes, die auch Grundfreiheiten erfas-
sen, wie der Demokratiematrix (Lemm et al. 2022), 
dem Demokratieindex (Economist Intelligence 
2023) oder dem Freedom House Index (2024) ver-
gleichsweise gut ab. Allerdings warnt Amnesty In-
ternational im Human Rights Report 2022/23 davor, 
dass die Offenheit der politischen Institutionen in 
Deutschland schwindet (Amnesty International 
2023b). So würden Proteste mit der Begründung 
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu sein 
stark eingeschränkt (Amnesty International 2023b). 
Zivilgesellschaftliche Akteure, speziell auch der 
Klimabewegung, sind daher zunehmend mit einge-
schränkten Handlungsspielräumen (shrinking 
spaces) auf politischer, rechtlicher, finanzieller und 
diskursiver Ebene konfrontiert (Hummel 2022). Im 
Civicus Monitor 2023 wurde der Raum der deut-
schen Zivilgesellschaft für das Jahr 2023 von ‚offen‘ 
auf ‚eingeschränkt‘ herabgestuft (Civicus 2024). 

Auf politischer Ebene wurden Handlungsspielräume 
durch die Einschränkung von Freiheitsrechten, eine 
tendenziell unverhältnismäßige Verfolgung sowie 
die Kriminalisierung Protestierender eingeschränkt. 
So gab es in Brandenburg, Berlin und Bayern Bestre-
bungen, die Letzte Generation als kriminelle Verei-
nigung einzustufen. In Nordrhein-Westfalen ist zu-
dem seit 2022 ein Gesetz in Kraft, welches das 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit massiv be-
schneidet, indem es staatliche Kontroll- und Ein-
griffsmöglichkeiten ausweitet und strafrechtliche 
Folgen für Organisator*innen von unangemeldeten 
Demonstrationen einführt (Gesellschaft für 
Freiheitsrechte (GFF) 2023; VersG NRW).  

Auch die finanziellen Handlungsmöglichkeiten der 
Klimabewegung wurden im Beobachtungszeitraum 
eingeschränkt. So wurde Attac und Campact der 
Status der Gemeinnützigkeit entzogen. Ähnliche 
Versuche wurden bezüglich der Deutschen Umwelt-
hilfe (DUH) unternommen. Politisch wird dies durch 
einen Parteitagsbeschluss der CDU unterstützt, der 
vorsieht, dass die DUH keine öffentlichen Fördermit-
tel mehr bekommen soll (Grande 2021). Auf Betrei-
ben der FDP hin sollte dem Tierschutzverein Peta die 
Gemeinnützigkeit entzogen werden und die öffent-
lichen Zuwendungen für Greenpeace und den Na-
turschutzbund Deutschland (NABU) wurden über-
prüft (Diefenbach-Trommer 2019). Zu nennen sind 

schließlich noch staatliche Repressionsmaßnahmen, 
da diese beeinflussen, ob Demonstrationen ausge-
richtet werden können, welche Risiken damit ver-
bunden sind und welche Sichtbarkeit erreicht wer-
den kann (Forst 2024). Das Risiko der Kriminalisie-
rung von Klimaaktivist*innen nimmt derzeit stark 
zu, wie die Einstufung der Letzten Generation als kri-
minelle Vereinigung in Bayern, die Erlassung von 
Haftstrafen gegen Klimaaktivist*innen oder die Ein-
schränkung der Versammlungsfreiheit in NRW zei-
gen (Amnesty International 2023a, Green Legal 
Impact 2024).   

Hinsichtlich der Entwicklung von gesellschaftlichen 
und kulturellen Normen lässt sich feststellen, dass 
das Problembewusstsein und die Unterstützung für 
Klimaschutz trotz einer Zunahme klimaskeptischer 
rechter Bewegungen in den vergangenen Jahren 
nach wie vor vergleichsweise hoch ist. Daten des O-
pen Society Barometer (Open Society Foundations 
2023) zeigen, dass die Wahrnehmung des Klima-
wandels als global wichtigste Aufgabe in Deutsch-
land im Vergleich zur globalen Bevölkerung über-
durchschnittlich stark ausgeprägt ist (Open Society 
Foundations 2023). Weiterhin befürworteten Im 
Jahr 2022 91% der Bevölkerung einen klimafreundli-
chen Umbau der deutschen Wirtschaft (UBA 2023b).  
Der Bericht des Umweltbundesamts zeigt ebenfalls, 
dass Umwelt- und Klimaschutz nach wie vor zu den 
wichtigsten politischen Themen in der deutschen 
Öffentlichkeit gehören. Zu konstatieren ist aller-
dings auch eine zunehmende Überlagerung von 
Problemlagen, etwa durch die Covid-19 Pandemie, 
den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine oder 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit (UBA 2023b), die 
ebenfalls zu einer breiten zivilgesellschaftlichen 
Mobilisierung geführt und damit Ressourcen und 
Aufmerksamkeit gebunden haben (Grande et al. 
2023). Darüber hinaus wird von den meisten Perso-
nen die Bereitschaft ihrer Mitbürger*innen zum 
Kampf gegen den Klimawandel unterschätzt, was 
wiederum die eigene Bereitschaft zum Handeln ne-
gativ beeinflusst (Falk et al. 2022).  

Auch Gegenbewegungen und Prozesse gesellschaft-
licher Polarisierung wirken hemmend auf die Dyna-
mik der Klimabewegung (Perino et al. 2021). Ein Mit-
tel der Einschüchterung von klimaaktivistischen 
Gruppen und NGOs sind beispielsweise sogenannte 
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SLAPP-Klagen.8 Dabei handelt es sich um Gegenkla-
gen gegen klimapolitische Maßnahmen und 
Klimaaktivist*innen. In Deutschland wurden zwi-
schen 2019 bis 2022 insgesamt zwölf dieser Klagen 
gelistet; die meisten davon im Jahr 2022 (CASE 
2023). SLAPP-Klagen lassen sich insbesondere im 
Klima- und Umweltbereich beobachten. So auch ge-
gen den Verein Rettet den Regenwald aus Hamburg, 
gegen den eine indonesische Windenergie-Firma 
eine Verleumdungsklage eingereicht hat. In dieser 
wird eine sechsstellige Geldstrafe oder Haft ver-
langt, sollten die Beklagten die Verleumdung wie-
derholen (Hartmann 2021). Charakteristisch für 
SLAPP-Klagen sind ihre unverhältnismäßigen Mittel 
und Forderungen, um die Beklagten einzuschüch-
tern und von öffentlicher Beteiligung abzuhal-
ten (Deppner 2022).  

Auf institutioneller Ebene kann die deutsche 
Klimabewegung generell auf vielfältige Ressourcen 
im Sinne eines langjährigen Umweltaktivismus zu-
rückgreifen. Insbesondere die Anti-Atomkraft-Be-
wegung und die jüngere Anti-Kohlebewegung stel-
len wichtige Ausgangspunkte der deutschen Klima-
gerechtigkeitsbewegung dar (Boscheinen und 
Bortfeldt 2021). Die Erfolge und Misserfolge der Be-
wegungen sind weiterhin wichtig Referenzpunkte 
im Selbstverständnis der deutschen Klimabewe-
gung. Was Wackersdorf und Whyl für die Anti-
Atomkraft-Bewegung waren, sind Lützerath und der 
Hambacher Forst für die heutige Klimabewegung. 
Der Hambacher Forst dient dabei auch als Ver-
sammlungsort, der den Klimawandel erfahrbar und 
konkret macht (Kaiser 2020) und Lützerath als Sym-
bol für einen fossilen Kapitalismus, der durch staat-
liche Repressionen verteidigt wird.  

Die Klimabewegung ordnet sich daher in einen spe-
zifischen bundeshistorischen Kontext ein, der von 
Kontinuitäten, z. B. der Protestformen, sowie Erfol-
gen und Misserfolgen vergangener Kämpfe geprägt 
ist. Historisch zeichnet sich Deutschland durch ein 

hohes Protestniveau, v.a. in Form von Demonstrati-
onen aus (Grande et al. 2023) und auch Waldbeset-
zungen haben eine lange Tradition (Kaufer 2023).  

Die Existenz einer starken und breiten deutschen 
Umweltbewegung stellt für die Klimabewegung in 
Deutschland nicht nur einen wichtigen historischen 
Referenzpunkt dar, sondern unterstützt diese auch 
durch die Bereitstellung von finanziellen, materiel-
len und organisationalen Ressourcen. Dies reicht 
von der Nutzung von Räumlichkeiten und Materia-
lien bis hin zur Anmeldung von Demonstrationen.9  

Ein weiterer wichtiger Bezugspunkt für die Klimabe-
wegung ist der wissenschaftliche Kenntnisstand. Im 
aktuellen Kontext bieten der IPCC-Bericht 2023, der 
Global Stocktake der COP28 und die Gutachten des 
Sachverständigenrats für Umweltfragen wichtige 
wissenschaftliche Ankerpunkte der deutschen 
Klimabewegung (Kapitel 9.1), die auch als morali-
sche Ressource fungieren (Soßdorf und Burgi 2022). 
Der IPCC-Bericht diagnostiziert trotz der fortschrei-
tenden Maßnahmen eine Umsetzungslücke, die 
beim aktuellen Umsetzungstempo weiterwachsen 
wird (IPCC 2023a, Kapitel 2). Der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU) bezieht als Beratungs-
gremium der Bundesregierung regelmäßig Stellung 
zu Stand und Entwicklung der deutschen Umwelt- 
und Klimapolitik. Das nächste Umweltgutachten 
wird dieses Jahr veröffentlicht, jedoch hat der SRU 
im Jahr 2023 deutlich Stellung zur Novelle des deut-
schen Klimaschutzgesetzes bezogen und als Rück-
schritt kritisiert, der die Klimaschutzziele gefährdet. 
Sie gehen davon, „dass sich die Umsetzungslücke 
weiter vergrößern könnte. Eine Ambitionslücke be-
steht – wie der SRU mehrfach dargelegt hat – ohne-
hin“  (Sachverständigenrat für Umweltfragen 2023). 
Auch der Global Stocktake auf der COP28 war ein 
wichtiger Bezugspunkt für die Klimabewegung, um 
erneut auf die unzureichenden Maßnahmen der 
deutschen Regierung hinzuweisen.  

  

                                                                            
8 SLAPP steht für engl. strategic lawsuit against public par-
ticipation (strategische Klage gegen öffentliche Beteili-
gung) bzw. auch das englische Wort für eine Ohrfeige 
(slap).  

9 Interview, NGO-Vertreter, 13. Februar 2024, online. 
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9.3 
Wirkung

Tabelle 4: Dynamik und Kontextbedingungen des Treibers globale Klimabewegung und -proteste

Die Frage, welche Wirkung Klimaproteste und die 
Klimabewegung als Ganze haben, ist selbstredend 
aufgrund der vielfältigen Wirkungsweise und ih-
rer Zeitlichkeit komplex. Nichtsdestotrotz lassen 
sich aus der Analyse der Treiberdynamik, der Ent-
wicklung relevanter Kontextbedingungen sowie 
Überlegungen zu unterschiedlichen Wirkungsme-
chanismen Tendenzen bezüglich der Auswirkung 
ableiten. Hinsichtlich der Treiberdynamik hat die 
Untersuchung gezeigt, dass sich in den vergange-
nen Jahren eine breite und in verschiedenen Grup-
pen organisierte Klimabewegung etabliert hat. 
Die Gruppen erzielen insbesondere zu Beginn ih-
rer Tätigkeit eine relativ hohe mediale Aufmerk-
samkeit. Nach einem Pandemietief haben sich 
ihre Aktionen sowie auch die damit verbundene 
mediale Aufmerksamkeit wieder erholt und stabi-
lisiert. Die Analyse der Kontextbedingungen zeigt, 

dass zumindest auf allgemeiner Ebene nach wie 
vor eine breite gesellschaftliche Unterstützung für 
klimapolitische Maßnahmen existiert. Allerdings 
lässt das Erstarken von rechten Gruppierungen 
hier in den kommenden Jahren eine zunehmende 
Polarisierung erwarten – diese tritt besonders bei 
konkreten politischen Maßnahmen zutage (bei-
spielsweise im Kontext der Bauer*innenproteste 
und des Heizungsgesetzes). Gleichzeitig haben 
sich die Handlungsspielräume für Klimaproteste 
durch strafrechtliche Verfolgung und Einschrän-
kungen der Versammlungsfreiheit verringert. 

Wie in Kapitel 6.1 beschrieben, kann davon ausge-
gangen werden, dass die Klimabewegung einen 
Einfluss auf politische Debatten und Entscheidun-
gen ausübt. So erscheint es naheliegend, dass die 
langjährigen Proteste, Camps und andere Initiati-

Dynamik Kontextbedingungen

Seit 2019 Herausbildung 
einer starken und diver-

sen Klima  bewegung

Neue Bewegungen bzw. 
Protestformen erzeugen 

zu Beginn oft starke Medien­
resonanz, später nimmt 
diese aber häufig ab 

kontinuierliche Präsenz 
von lokal verankerten Pro-

testformen und Bewegungen 
wie Ende Gelände und Wald-
besetzungen  

2021 starkes Corona Tief 
bei allen Gruppen 

Seit Corona hat sich das 
Protestniveau insgesamt 

Offenheit politischer 
Institutionen

Tendenz der zunehmenden Einschränkung von 
Handlungsspielräumen, insbesondere durch 

strafrechtliche Verfolgung und Einschränkung von 
Freiheitsrechten

Gesellschaftliche und 
kulturelle Normen 

Generell anhaltend hohe allgemeine  Unter 
stützung für Klimamaßnahmen

Erstarken rechter, klimaskeptischer 
 Gruppierungen und zunehmende  gesell-

schaftliche Polarisierung

Ressourcen neue wissenschaftliche Erkenntnisse und 
langjährige Erfahrungen einer breiten Umwelt­

bewegung stellen zentrale diskursive und mora-
lische Ressourcen für Klimabewegung dar

Gut institutionalisierte Umweltbewegung 
 bietet materielle und finanzielle Ressourcen 

und Solidaritätsnetzwerke für  Klimabewegung 

Externe Ereignisse Zunehmende Überlagerung von Problemlagen 
wie Covid­19 Pandemie, Ukraine­Krieg

Globale Bestandsaufnahme (Global Stocktake) 
schafft Fokussierungsereignis für Klima­

aktivismus

wieder erholt
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ven der Anti-Kohlebewegung zu einem Umden-
ken in der deutschen Kohlepolitik geführt haben. 
2018 wurde eine nationale Kohlekommission un-
ter Beteiligung von Aktivist*innen und NGOs ins 
Leben gerufen, die in ihrem Abschlussbericht un-
ter anderem einen Ausstieg aus der Kohle bis 2038 
empfohlen hat. Die Empfehlungen wurden im An-
schluss zu großen Teilen in nationale Gesetzge-
bung aufgenommen (Müller 2023). 

Darüber hinaus üben seit kurzem einzelne Perso-
nen aus der Klimabewegung auch direkten Ein-
fluss auf politische Entscheidungen aus, indem sie 
sich parteipolitisch engagieren. So haben einzelne 
Aktivist*innen von Fridays for Future und Ende Ge-
lände bei der letzten Bundestagswahl für die Grü-
nen kandidiert. Einige von Ihnen sind ins Parla-
ment eingezogen und konnten damit einen direk-
ten Einfluss auf politische Entscheidungen erlan-
gen (Schipkowski und Schwarz 2020, Groß-Lobko-
wicz 2021). Weiterhin plant die Letzte Generation 
aktuell im Zuge ihres Strategiewandels mit einer 
eigenen Partei bei den Wahlen fürs Europäische 
Parlament im Juni 2024 anzutreten (Braun 2024, 
Tagesspiegel 2024). 

Über diese Hinweise zur politischen Einfluss-
nahme hinaus werden im Folgenden erste eigene 
Forschungsergebnisse präsentiert und Aspekte 
aus der sozialwissenschaftlichen Forschung zur 
Thematik hervorgehoben, die aktuelle Trends in 
der Wirkung von Klimaprotesten skizzieren.   

Ein naheliegender Indikator für den Einfluss einer 
sozialen Bewegung ist die mediale Aufmerksam-
keit. Diese haben wir in der Treiberdynamik einge-
hend diskutiert. Ein weiterer Wirkungsbereich 
sind Bundestagsdebatten, die sich als Spiegel der 
politischen Klimadebatte untersuchen lassen 
(Weingart et al. 2002). Abbildung 4 zeigt die Er-
gebnisse unserer Analyse zum Thema, wobei 
diese interessante Unterschiede zur Medienana-
lyse aufweist. In Bundestagsdebatten wurden v.a. 
die Gruppen Fridays for Future und die letzte Ge-
neration breit diskutiert, während den anderen 
Protestgruppen wenig bis keine Aufmerksamkeit 
zukommt. In den Jahren 2019 und 2020 gibt es all-
gemein eine häufigere Besprechung aller Grup-
pen. Längerfristig betrachtet scheinen Fridays for 
Future und die letzte Generation sich auf einem 
mittleren Niveau etabliert zu haben. Sie bleiben 
somit Teil breiterer Diskussionen im Bundestag. 
Die anderen vier Gruppen finden auf einem nied-
rigen Niveau Eingang in Debatten des Bundestags.  

Diese bisher rein quantitativen Analysen werden 
in Zukunft durch sentimentanalytische Verfahren 

und qualitative Frame-Analysen zur Rahmung der 
Debatten im deutschen Parlament ergänzt, um 
genauere Einblicke zum Einfluss verschiedener 
Protestgruppen zu gewinnen. Aufbauend auf der 
Analyse der Anzahl der Nennungen verschiedener 
Gruppierungen in Medien und Bundestagsdebat-
ten, zielt die Sentimentanalyse darauf ab, zu er-
fassen wie – d.h. ob tendenziell eher positiv oder 
eher negativ – auf diese Bezug genommen wird. 
Damit kann festgestellt werden, bei welchen 
Gruppen und Protestereignissen über die Inhalte 
diskutiert wird und bei welchen rein negativ be-
richtet wird. Dies ist ein weiterer Schritt, um die 
Wirkungslogik von Klimaprotesten besser ab-
schätzen zu können. Weiterhin sollen auch quali-
tative, semistrukturierte Interviews das Verständ-
nis des Treibers in Zukunft erweitern. Grundsätz-
lich richtet sich das methodische Vorgehen nach 
den Daten und der Fragestellung und bleibt damit 
flexibel. 

Eine Studie, die Korrelationen zwischen Fridays for 
Future-Protesten und Wahlergebnissen unter-
sucht, wurde 2022 vom ifo Institut vorgelegt. So 
geht die Beteiligung an Protesten in einem Ort 
statistisch mit einer Zunahme an Stimmen für die 
Partei Die Grünen und mit einer Abnahme der 
Stimmen für die SPD, die Linke und die AfD einher 
(Andres et al. 2022). Effekte auf die Wahlbeteili-
gung bleiben hingegen gering. Darüber hinaus 
identifizieren die Autor*innen eine „umgekehrte 
intergenerationelle Übertragung von Einstellun-
gen und Werten“ (Andres et al. 2022: 32). Das Vor-
kommen von Klimaprotesten führe dazu, dass 
Wähler*innen mit Kindern eine höhere Wahr-
scheinlichkeit haben, ihre Wahlentscheidung im 
Vergleich zur vorherigen Bundestagswahl zu 
Gunsten der Grünen zu ändern (Waldinger et al. 
2023). Dies bezieht sich v.a. auf Wähler*innen der 
Union und SPD. Der Effekt ist besonders ausge-
prägt, wenn die Kinder nicht in ihrem Heimatort 
demonstriert haben (Waldinger et al. 2023: 19f). 
Fridays-for-Future-Proteste haben auch einen Ein-
fluss auf das Verhalten von Politiker*innen. Ihr 
Vorkommen erhöht die Twitteraktivität von Poli-
tiker*innen in Bezug auf den Klimawandel. Inte-
ressant ist, dass der Effekt auch bei Vertreter*in-
nen der AfD besonders ausgeprägt ist. Das deutet 
an, dass die Anti-Klimaschutz-Position ein wichti-
ges konstitutives Element der Partei ist 
(Waldinger et al. 2023: 20). Darüber hinaus führen 
die Proteste auch zu einer erhöhten Präsenz in den 
Medien, sowohl kurz- als auch langfristig 
(Waldinger et al. 2023: 21).  

 



 
 

74                                                               Klimawende Ausblick 2024  

Abbildung 4: Klimaproteste in Bundestagsdebatten (siehe Anhang) 

Diskussionen um den in Kapitel 6.1 erläuterten ra-
dikalen Flankeneffekt betreffen insbesondere die 
Proteste der Letzten Generation, welche diskursiv 
als radikal geframt werden. Gleichzeitig gibt es 
auch Gruppen die Radikalität als Selbstbezeich-
nung wählen, wie die Bewegung Ende Gelände. 
Mehrere Studien beschäftigen sich mit der Frage 
wie sich diese als ‚radikaler‘ wahrgenommenen 
Proteste auf die Wahrnehmung der Bewegung 
insgesamt und/ oder klimapolitische Maßnah-
men auswirkt. More in Common (2023) diagnosti-
ziert einen negativen Einfluss der radikalen Flanke 
in Form der Letzten Generation. Sie stellen fest, 
dass sich die Zustimmung für die Klima- und Um-
weltbewegung in Deutschland zwischen den Jah-
ren 2021 und 2023 halbiert habe, und führen dies 
auf eine breite Ablehnung der Protestformen der 
Letzten Generation zurück (More in Common 
2021, 2023). Das zu dieser Schlussfolgerung füh-
rende Studiendesign wurde jedoch kritisiert, so 
dass es fraglich ist, ob diese Annahme tatsächlich 
Gültigkeit beanspruchen kann.10  

Eine Studie des WZB kommt zu dem Schluss, dass 
die Bewertung von Protestformen und -gruppen 
nicht mit einer grundsätzlichen Einstellung ge-
genüber politischen Maßnahmen gleichzusetzen 
ist (Saldivia-Gonzatti et al. 2023). Radikale Aktio-
nen wirken sich kurzfristig auf die Unterstützung 
und Legitimität von Klimaprotesten aus – nicht 
aber auf die Unterstützung klimapolitischer Maß-
nahmen (Saldivia-Gonzatti et al. 2023). Auch die 

                                                                            
10 Vgl. hierzu unter anderem die Ausführungen des Poli-
tikwissenschaftlers Tarik Abou-Chadi auf X/Twitter: 

Erhebung des UBA (2023b) macht deutlich, dass es 
eine unterschiedliche Bewertung von Protestfor-
men und Legitimität der Anliegen gibt. Zudem 
weist die oben bereits erwähnte Studie des IPB 
beispielsweise zumindest innerhalb der Bewe-
gung auf hohe Zustimmungsraten für die Protest-
formen anderer Gruppen hin (Haunss et al. 2023). 

Perspektivisch lässt sich davon ausgehen, dass zi-
vilgesellschaftliche Bewegungen und Proteste 
auch in den kommenden Jahren einen nicht zu 
vernachlässigenden Einfluss auf die deutsche Kli-
mawende haben werden. Zentrale Fragen, die sich 
für die kommenden Monate und Jahre ergeben 
ist, wie langfristig und konsistent diese Wirkung 
sein wird und ob beispielsweise eine Institutiona-
lisierung der Bewegung stattfindet. Darüber hin-
aus wird sich auch zeigen, inwiefern die Klimabe-
wegung über das Feld der Klimapolitik hinaus 
wirkt – beispielsweise im Sinne einer generellen 
Politisierung bestimmter Gruppen, im Hinblick 
auf politische Einstellungen oder aber auch auf 
das Parteiensystem (wie die Gründung der Klima-
liste vermuten lässt). Dabei bleibt im Blick zu be-
halten, welche Wechselwirkungen aus anderen 
Feldern auf die Bewegung zu beobachten sind. 
Beispielsweise könnte eine nur schleppend voran-
kommende Klimapolitik langfristig das Vertrauen 
in die Problemlösungsfähigkeit der Regierung be-
schädigen und zu einer Abkehr vom demokrati-
schen System oder zumindest der etablierten Par-

https://twitter.com/tabouchadi/sta-
tus/1683787613344243712 
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teien führen (Schaible 2023). Darüber hinaus kön-
nen sich die Handlungsspielräume auch durch po-
litische und gesellschaftliche Kontextbedingun-
gen verengen oder erweitern, was beispielsweise 
rechtliche Einschränkungen auf der nationalstaat-
lichen Ebene, oder aber progressivere Entwicklun-
gen auf der inter- und transnationalen Ebene be-
trifft. 
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Box 1 
Klima- und Umweltproteste in Deutsch-
land von 1950 bis heute  
Welche Themen mobilisieren Menschen auf den 
deutschen Straßen? Wann, wo und wie wird pro-
testiert? Und erleben wir immer radikalere Akti-
onsformen und Protestakteure? Das WZB Protest-
Monitoring verfolgt das Ziel, diese Fragen in ei-
nem historischen Kontext systematisch zu beant-
worten. Dazu erheben wir verschiedene Arten des 
politischen Protests anhand der Methode der Pro-
testereignisanalyse (Hutter 2014). Auf Basis der 
medialen Berichterstattung der Süddeutschen 
Zeitung lässt sich systematisch untersuchen, wel-
che Proteste die deutsche Öffentlichkeit im Zeit-
raum von 1950 bis 2023 prägten (siehe Earl et al. 
2004, Grande et al. 2023).  

Im Folgenden fokussieren wir uns auf die Klima- 
und Umweltproteste, deren thematischer Fokus 
sich im Laufe der letzten Jahrzehnte deutlich wei-
terentwickelt hat: in den 1980er Jahren protes-
tierte die Umweltbewegung gegen Atomkraft, 
heute mobilisieren Klimaaktivist*innen gegen fos-
sile Energieträger und CO2-Austoß. Nicht nur das 
Protestaufkommen, sondern auch die Form des 
Protests sind für eine zeitübergreifende Analyse 
interessant. Das WZB ProtestMonitoring unter-
scheidet dabei zwischen demonstrativen (Kund-
gebungen, Demonstrationen), konfrontativen 
(Straßenblockaden, Bahngleis-Besetzungen) und 
gewaltförmigen (Angriffe auf Castor-Transporter) 
Protestformen.11  

Die Themen „Umwelt und Klima“ haben ihren Ur-
sprung in der deutschen Protestlandschaft in den 
1970er Jahren, als über eine halbe Millionen Men-
schen zu diesen Themen protestiert haben. Davor 
fanden nur wenige und vereinzelte Protestereig-
nisse mit insgesamt geringer Partizipation in die-
sem Phänomenbereich statt. Die 1980er Jahre 
stellen einen Höhepunkt der Umwelt- und Anti-
Atom-Bewegung dar mit einer Verdreifachung der 
Protestereignisse und einer Verdopplung der Teil-
nehmer*innenzahlen im Vergleich zum Jahrzehnt 
davor: über eine Million Menschen protestierten 
zu den Themen Umwelt und Klima (s. Abbildung 
5). Dabei fanden auch vermehrt gewaltförmige 
Proteste statt, wie beispielsweise Brand- und 

                                                                            
11 Während symbolische Gewalt gegen Objekte als kon-
frontative Protestform zählt, werden gewaltförmige 
Proteste durch gravierende Sachbeschädigung oder Ge-
walt gegen Menschen gekennzeichnet. 

Sprengstoffanschläge. Die darauffolgenden 
1990er Jahre waren weiterhin von einer starken 
Mobilisierung zu Umweltthemen geprägt: von 
mehr als 200 Protestereignissen wurde in der Süd-
deutschen Zeitung berichtet. Allerdings zeichne-
ten sich die 1990er durch geringere Teilneh-
mer*innenzahlen aus, die mit der Dominanz kon-
frontativer und teilweise gewaltförmiger Protest-
formen zusammenhängen. Bei konfrontativen Ak-
tionen beteiligen sich in der Regel weniger Men-
schen als bei Demonstrationen und Kundgebun-
gen. Nach den 1990er Jahren spielen gewaltför-
mige Proteste allerdings keine weitere relevante 
Rolle für die Umwelt- und Klimabewegung.  

Mit der Jahrtausendwende fand eine substanzi-
elle De-Mobilisierung der Bewegung statt, die 
wiederum mit einem Gesamttrend der ruhigen 
Protestlandschaft der 2000er zusammenhängt. 
Die 2010er Jahre – aber vor allem die Periode seit 
2018 – sind durch eine Wiederbelebung des Pro-
tests gekennzeichnet, insbesondere durch die kli-
maspezifische Mobilisierung von Fridays for Fu-
ture (FFF) (Siebler et al. 2023). In dieser Periode ka-
men die meisten Protestierenden seit Beginn des 
Erfassungszeitraums auf den Straßen zusammen: 
insgesamt haben sich knapp 1,5 Mio. Menschen 
vor allem den großen Demonstrationen von FFF 
angeschlossen. Im Vergleich mit den 1980er Jah-
ren ist dabei bemerkenswert, dass in den 2010er 
Jahren absolut weniger Protestereignisse stattge-
funden haben, die dennoch deutlich mehr Men-
schen mobilisieren konnten und auch die Politik 
beeinflusst hat (Schürmann 2023). 

Das aktuelle Jahrzehnt von 2020 bis 2023 ist wei-
terhin von einem hohen Niveau an Klimapro-
testaktivität geprägt, trotz eines Abbruchs der 
Protestarena durch die Corona-Pandemie. Von 
2020 bis 2023 gab es bereits mehr Klima- und Um-
weltprotesten als in den gesamten 2000er Jahren. 
Die aktuellen Proteste sind allerdings deutlich 
konfrontativer geworden und zeichnen sich durch 
niedrigere Beteiligungsgrößen als in den 2010er 
Jahren aus.12 Klimaprotest bleibt also weiterhin 
sehr relevant in der Protestarena Deutschlands, 

12 Aufgrund der methodologischen Selektion in der Pro-
testereignisanalyse für die Periode 1950-2023 werden Er-
eignisse unter der Woche in geringerem Umfang erfasst. 
Dies betrifft im besonderen Maße konfrontative Pro-
teste der Gruppe Die Letzte Generation.  
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die sich in Intensität und Aktionsformen dyna-
misch wandelt. Durch diese Wandlung stellt sich 
heutzutage die Frage, wie unterschiedliche Pro-
testformen die Legitimität von Protest und die An-
liegen der Protestierenden beeinflussen. 

In diesem Kontext führte das WZB ProtestMonito-
ring in Dezember 2022 ein Umfrageexperiment 
durch, in dem verschiedenen, zufällig selektierten 
Befragten unterschiedliche, fiktive Protestszena-
rien der Klimabewegung gezeigt wurden (Saldivia 
Gonzatti et al. 2023). Drei Gruppen bekamen je-
weils einen friedlichen Protest, eine Straßenblo-
ckade oder eine Kartoffelbrei-Wurfaktion auf ein 

Kunststück präsentiert.13 Bei den Protestszenarien 
forderten die Klimaaktivist*innen, dass ‚die Bun-
desregierung den Klimawandel entschiedener be-
kämpfen soll‘. Danach gaben die Befragten auf ei-
ner 100er-Skala an, inwiefern sie die unterschied-
liche Protestformen unterstützen, mit diesen 
sympathisieren oder allgemein legitimieren. Zu-
letzt wurde die Frage gestellt, inwiefern die Be-
fragten die Forderung nach mehr Klimaschutz un-
terstützten.  

 

Abbildung 5: Klima- und Umweltproteste in Deutschland, 1950-2023. Balken illustrieren Anzahl von Protester-
eignissen; Zahlen die Anzahl der Protestierenden. 

 

Die Ergebnisse zeigen eindeutig, dass konfronta-
tive Klimaproteste deutlich geringere Zustim-
mungswerte haben als friedliche demonstrative 
Aktionen, sei es entlang der Unterstützungs-, 
Sympathie- oder Legitimitätsdimension. Zum Bei-

                                                                            
13 Das experimentelle Design und die randomisierte Se-
lektion der Behandlungsgruppen ermöglichen, kausale 
Effekte aus der Studie abzuleiten. 

spiel verzeichnen Straßenblockaden im Schnitt ei-
nen Unterstützungswert von 22 Punkten im Ver-
gleich zu Demonstrationen, die mit 44 Punkten 
doppelt so hohe Zustimmungswerte haben. 
Kunst-Angriffe“ sind insgesamt die unbeliebtes-
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ten Aktionen unter den verglichenen Protestfor-
men. In Kürze: die Öffentlichkeit hat kein positives 
Bild von konfrontativem Protest. 

Bemerkenswerterweise haben die unterschiedli-
chen Protestformen keinen Einfluss auf die abge-
fragten Klimaschutzpräferenzen. Die durch-
schnittliche Zustimmung der Befragten für mehr 
Klimaschutz liegt bei 55 Punkten nachdem sie De-
monstrationsszenarien ausgesetzt wurden, 52 
Punkten nach Straßenblockaden und 54 Punkten 
nach Kunst-„Angriffen“. Diese Unterschiede sind 
nicht statistisch signifikant. Anhand eines wieder-
holten Experiments in Dezember 2023 stellen wir 
fest, dass die Ergebnisse über die Zeit stabil sind. 
Dabei haben wir auch Präferenzen zu spezifischen 
klimapolitischen Maßnahmen abgefragt, wie z.B. 
zum Heizungsgesetz oder dem Erhalt des subven-
tionierten 49-Euro ÖPNV-Ticket. Auch wenn es ab-
solute Zustimmungsunterschiede gibt, bestätigen 
die jüngsten Analysen unsere Hauptergebnisse: 
konfrontativer Protest ist zwar unbeliebt, führt al-
lerdings nicht zur Ablehnung von Klimaschutz-
maßnahmen. 

Die heutige Klimabewegung hat ein deutlich kon-
frontativeres aber nicht gewaltförmigeres Akti-
onsrepertoire im Vergleich zu den 1980er und 
1990er Jahren. Dabei zeigt sich, dass viele der ak-
tuellen Proteste wie Straßenblockaden oder 
Kunst-„Angriffe“ ein geringeres öffentliches Anse-
hen haben. Unsere experimentellen Studien zei-
gen allerdings, dass diese Proteste dem Klima-
schutz an sich dabei keinen Schaden zufügen. Da-
her ist es ratsam, in Zukunft Wechselwirkungen 
zwischen demonstrativen und konfrontativen Ak-
tionen eingehender zu untersuchen, um die Ent-
wicklungen und Auswirkungen der gesamten 
Klimabewegungen in der deutschen Protestland-
schaft besser zu verstehen. 

 

Autor*innen 

Daniel Saldivia Gonzatti und Lennart Schürmann, 
Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) 
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10 
Klimaklagen 

10.1 
Dynamik 
Die folgende Analyse liefert eine erste Einschätzung 
zu der Frage, wie der Treiber Klimaklagen die Chan-
cen einer Transformation zur Klimaneutralität in 
Deutschland beeinflusst. Der Schwerpunkt liegt auf 
einer sozialwissenschaftlichen Betrachtung der Dy-
namik, Entwicklung und Wirkung von Klimaklagen. 
Wir nehmen in diesem ersten Assessment keine ver-
tiefte rechtliche Analyse der Klagen hinsichtlich ih-
res Inhalts oder ihrer Rechtsfolgen vor. Diesen As-
pekt werden wir in Folgestudien durch geeignete 
Kollaborationen stärker in den Blick nehmen.  

Unsere Untersuchung der Dynamik von Klimakla-
gen stützt sich in erster Linie auf Auswertungen der 
jährlichen Berichte zu globalen Trends im Bereich 
Klimaklagen des Grantham Research Institutes und 
Centre for Climate Change Economics and Policy der 
London School of Economics (Setzer und Higham 
2022, 2023), einschlägiger deutscher Fachliteratur, 
sowie der in der Datenbank des Sabin Center for Cli-
mate Change Law der Colombia University14 geliste-
ten deutschen Klimaklagen. Einschränkend muss 
angemerkt werden, dass die Datenbank für 
Deutschland unvollständig ist. So muss davon aus-
gegangen werden, dass eine Reihe von Klagen nicht 
berücksichtigt werden, die zwar klimapolitisch rele-
vant sind, in denen Klimaschutz aber zumindest vor-
dergründig keine zentrale Rolle spielt. Dies ist etwa 
der Fall bei Klagen, die die Umsetzung der Energie-
wende, also beispielsweise den Ausbau von Wind-
kraftanlagen oder den Bau von Stromtrassen, be-
treffen, das Klimathema aber nicht explizit erwäh-
nen. Die Datenbank bietet daher keine vollständige 
Abbildung des Phänomens der Klimaklagen in 
Deutschland. Zur Schließung dieser Lücke wollen 
wir in den nächsten Jahren durch eigene Daten-
sammlungen und Analysen beitragen. 

                                                                            
14 https://climatecasechart.com/non-us-jurisdiction/ger-
many/. Laut den Autor*innen der Datenbank muss in Fäl-
len, die als Klimaklagen in die Datenbank aufgenommen 
werden, Recht, Politik oder Wissenschaft des Klimawan-
dels eine wesentliche Rechts- oder Tatsachenfrage darstel-
len. Fälle, die den Klimawandel am Rande erwähnen, aber 
keine klimarelevanten Gesetze, Politiken oder Maßnah-
men ansprechen, werden nicht berücksichtigt. Auch Fälle, 

Dennoch lässt sich anhand der Datenbank des Sabin 
Centers eine erste, vorsichtige Abschätzung der Dy-
namik von Klimaklagen in Deutschland vornehmen. 
Zum 01.02.2024 werden hier insgesamt 53 deutsche 
Klimaklagen aufgeführt. Im globalen Vergleich be-
legt Deutschland damit nach den USA, Australien, 
Großbritannien und Klagen vor dem Europäischen 
Gerichtshof den fünften Platz (Setzer und Higham 
2023). Entscheidend für diese vergleichsweise ‚hohe‘ 
Einstufung ist dabei vor allem die Dynamik der letz-
ten Jahre. Analog zu den von Golnaraghi et al. (2021) 
beschriebenen „Wellen“ globaler Klimaklagen, die 
wir in Kapitel 6.2 genauer beschrieben haben, lassen 
sich auch in Deutschland aufeinanderfolgende Pha-
sen der Klagetätigkeit unterscheiden. So findet sich 
vor 2007 nur eine Klage mit explizitem Klimabezug, 
die vom Umweltverband B.U.N.D vor dem Verwal-
tungsgericht Berlin auf Grundlage des Umweltinfor-
mationsgesetzes eingereicht und 2006 durch einen 
Vergleich entschieden wurde (VG Berlin, 10.6.2006 – 
10 A 215.04). Zwischen 2007 und 2014 werden 4 Kli-
maklagen gezählt, von denen eine aus unserer Kate-
gorisierung herausfällt.15 Die anderen richten sich 
gegen Unternehmen. Darunter ist ein Verfahren vor 
der Nationalen Kontaktstelle der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) gegen den Automobilhersteller Volkswagen, 
sowie zwei Zivilklagen gegen die missbräuchliche 
Bewerbung von Produkten als klimaneutral. Ab 2015 
nimmt auch in Deutschland die Klagetätigkeit zu, 
und es findet eine Diversifizierung der Klagestrate-
gien, Rechtsbereiche und Beklagten statt. Bis 2020 
kommen 11 neue Fälle hinzu, darunter erstmalig 
auch menschenrechtsbasierte Klagen (Ekardt et al. 
2023). Unter diesen finden sich vier, letztlich in ei-
nem Verfahren zusammengefasste, Verfassungsbe-
schwerden gegen das Bundesklimaschutzgesetz 

die zwar direkte Auswirkungen auf den Klimawandel ha-
ben, aber nicht explizit auf Klimafragen eingehen, werden 
nicht in die Datenbank aufgenommen. 
15 In der Klage Miersch/Maxeiner v. Germany klagten zwei 
Journalisten erfolglos gegen ihre Bezeichnung als „Klimas-
keptiker“ in einer Broschüre des Umweltbundesamtes. 

https://climatecasechart.com/non-us-jurisdiction/germany/
https://climatecasechart.com/non-us-jurisdiction/germany/
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bzw. ungenügende Klimaschutzmaßnahmen von 
Bundesregierung und Bundes-Gesetzgeber, denen 
das Bundesverfassungsgericht 2021 in seinem viel-
beachteten „Klimabeschluss“ teilweise stattgab 
(BVerfG, 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18). Ab dem Jahr 
2021 ist ein rapider Anstieg um weitere 37 Klagen zu 
verzeichnen. Darunter finden sich vermehrt auch so-
genannte „strategische Klagen“, die durch Umwelt-
verbände und zivilgesellschaftliche Bündnisse un-
terstützt und von intensiver Pressearbeit begleitet 
werden (Graser 2019, Gerstetter 2022, Kemmerer 
2022). Diese Zunahme der Klagetätigkeit entwickelt 
sich vor dem Hintergrund neuer nationaler und eu-
ropäischer klimarechtlicher Normen und häufig un-
ter Bezugnahme auf den Klimabeschluss des Bun-
desverfassungsgerichts. 

In erster Annäherung lassen sich Klimaklagen in 
Deutschland grob in Vollzugsklagen, Zivilklagen und 
Ambitionsklagen einteilen.16 Vollzugsklagen richten 
sich gegen das (nicht-)Handeln des Staates. Ein Bei-
spiel ist hier die im Oktober 2018 vor dem Verwal-
tungsgericht Berlin von drei Familien von Bioland-
wirten und dem Umweltverband Greenpeace einge-
reichte Klage, in der diese die Bundesregierung auf-
fordern, geeignete Maßnahmen zur Einhaltung der 
für 2020 gesetzten Klimaziele einzuleiten (VG Ber-
lin, 31.10.2019 - 10 K 412.18). Die Klage wurde zwar 
letztlich für unzulässig erklärt. Das Gericht be-
raumte jedoch eine Verhandlung an und ließ auf-
grund der grundsätzlichen Bedeutung der Sache 
auch die Berufung vor dem Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zu. Das wurde gemeinhin als 
Teilerfolg gewertet, da so anerkannt wurde, dass 
Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern durch 
die Folgen der Erderwärmung verletzt sein können 
(Sehl 2019). Damit lieferte das Urteil trotz der vor-
dergründigen Niederlage einen wichtigen argumen-
tativen Baustein für weitere Verfahren, unter ande-
rem für die Verfassungsbeschwerden vor dem Bun-
desverfassungsgericht. Vollzugsklagen umfassen 
weiterhin Prozesse gegen Verwaltungsmaßnah-
men, die die Durchsetzung geltenden Rechts for-
dern, wie beispielsweise die Klagen der Deutschen 
Umwelthilfe und des B.U.N.D. auf ein gesetzeskon-
formes Sofortprogramm für die Sektoren Gebäude 
und Verkehr, denen das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg im November 2023 stattgege-
ben hat (OVG Berlin-Brandenburg, 30.11.2023 - 11 A 
1.23). Gegen die Entscheidung legte die Bundesregie-
rung Revision beim Bundesverwaltungsgericht ein.  

                                                                            
16 Differenziertere Kategorisierungen, die wir in Zukunft 
auch auf deutsche Klimaklagen anwenden wollen, finden 
sich etwa bei Setzer und Higham (2023: 3,4) oder UNEP 
(2023a). Auch die Unterscheidung zwischen „horizontalen“ 
Klagen, die zwischen Privaten stattfinden, „vertikalen“ Kla-
gen, die von Privaten gegen Hoheitsträger oder umgekehrt 
von Hoheitsträgern gegen Unternehmen erhoben werden 
und Streitigkeiten zwischen öffentlichen Institutionen ist 
geläufig (Winter 2019).  

Zivilklagen richten sich in der Regel gegen Unterneh-
men. Zu nennen sind hier eine Reihe von Verbrau-
cherschutzklagen gegen die unsachgemäße Nut-
zung von Klimaneutralitäts-Labeln, aber auch der 
sehr prominente, von Germanwatch unterstützte 
Fall Luciano Lliuya v. RWE AG (Rumpf 2019). In dem 
im November 2015 vor dem Landgericht Essen ein-
gereichten, inzwischen vor dem Oberlandesgericht 
Hamm verhandelten Fall verlangt der peruanische 
Bergbauer Saúl Luciano Lliuya, dass das deutsche 
Energieunternehmen RWE 0,47 Prozent der Kosten 
für Schutzmaßnahmen für sein Haus und sein Dorf 
übernimmt. Grundlage dieser Forderung ist, dass 
RWE durch die in der Kohleverstromung produzier-
ten CO₂-Emissionen anteilig mitverantwortlich sei 
für den Klimawandel und damit für die Gletscher-
schmelze, die sein Haus und das Dorf bedrohe. Der 
5. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Hamm ent-
schied im November 2017 für viele Beobachter*in-
nen überraschend, in dem Fall in die Beweisauf-
nahme einzusteigen. Damit erscheint zum ersten 
Mal die Durchsetzung eines Entschädigungsan-
spruchs gegen einen privaten Verursacher des Kli-
mawandels möglich. Allerdings sind in dem Verfah-
ren neben komplexen Rechtsfragen auch schwierige 
wissenschaftliche Fragen, etwa nach der Kausalität 
zwischen Gletscherschmelze und menschenge-
machtem Klimawandel, oder der genauen Bestim-
mung des Anteils von RWE am Klimawandel, zu klä-
ren (Walker-Crawford 2023).  

Ambitionsklagen gehen über die Umsetzung gelten-
den Rechts hinaus und zielen auf die Durchsetzung 
eines ambitionierteren Klimaschutzes. Berufen wird 
sich dabei in der Regel auf internationale Verträge 
und Rechtsnormen, sowie den Schutz grundlegen-
der Freiheits- und Menschenrechte. International 
bahnbrechend war hier der Prozess Urgenda Foun-
dation v. State of the Netherlands, der 2015 von ei-
ner Bürgerinitiative vor dem Gerichtshof Den Haag 
eingereicht wurde. Darin wird der niederländische 
Staat unter Verweis auf seine Schutzpflichten ge-
genüber seinen Bürger*innen, sowie auf die Gefah-
ren eines ungebremsten Klimawandels für grundle-
gende Menschenrechte, wie sie in Artikel 2 und 8 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention festge-
schrieben sind, zu einer Erhöhung seines Redukti-
onszieles für 2020 aufgefordert. Der Urgenda-Pro-
zess durchlief erfolgreich alle Instanzen, und die Ar-
gumentation der Kläger*innen wurde 2019 höchst-
richterlich bestätigt.17 In Deutschland zählt insbe-

17 Zum Urgenda-Prozess existieren inzwischen umfangrei-
che rechtliche Analysen (Van Zeben 2015, Leijten 2019), so-
wie Untersuchungen zur gesellschaftlichen und klimapoli-
tischen Wirkung (Wonneberger und Vliegenthart 2021, 
Mayer 2023), zur internationalen Bedeutung des Falls (Roy 
und Woerdman 2016) und zur Übertragbarkeit der Klage-
strategie in anderen Jurisdiktionen Maxwell et al. (2022). 
Eine kritische Betrachtung findet sich bei Wegener (2019). 
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sondere der Klimabeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 24. März 2021 in die Kategorie. 
Dabei wurde über vier Klagen entscheiden, die von 
deutschen Bürger*innen und Jugendlichen, Klä-
ger*innen aus Bangladesh und Nepal, sowie Solar-
energie- und Umweltverbänden eingereicht wur-
den, und sich gegen das Nichthandeln des Staates, 
bzw. das Bundes-Klimaschutzgesetz von 2019 rich-
teten.18 Das Bundesverfassungsgericht entschied in 
dem auch international stark beachteten Fall 
(Ekardt et al. 2023), dass die Regelungen des Klima-
schutzgesetzes insofern mit Grundrechten unver-
einbar sind, als zwar bis zum Jahr 2030 Jahresemis-
sionsmengen definiert wurden, hinreichende Maß-
gaben für weitere Emissionsreduktionen ab 2031 
aber fehlen. Somit bestehe das Risiko, dass das ins-
gesamt verbleibende Emissionsbudget ungleich 
aufgeteilt und zukünftige Generationen unverhält-
nismäßig in ihren Freiheitsrechten eingeschränkt 
würden. In seiner Begründung bezieht sich das Ge-
richt auf die Temperaturziele des Pariser Klimaab-
kommens und rezipiert ausführlich wissenschaftli-
che Arbeiten zum verbleibenden Kohlenstoffbudget 
zur Erreichung dieser Ziele. Dieses verbleibende 
Budget müsse der Gesetzgeber generationenge-
recht verteilen, um eine „verhältnismäßige Vertei-
lung der Freiheitschancen über die Zeit“ zu gewähr-
leisten. Begründet wird dies mit dem Verweis auf 
ein übergeordnetes Staatsziel Umweltschutz (Art. 
20a GG), sowie auf die intertemporale und grenz-
überschreitende Wirkung der Menschenrechte. Al-
lerdings gesteht das Bundesverfassungsgericht dem 

Gesetzgeber dennoch – im Unterschied etwa zur Ur-
genda-Entscheidung – einen weiten klimapoliti-
schen Entscheidungsspielraum zu, und stellt nicht 
etwa die Zielsetzungen des Klimaschutzgesetzes in-
frage (Ekardt et al. 2023). 

In den letzten Jahren lässt sich in Deutschland zu-
sammenfassend ein starker Anstieg der Klagetätig-
keit beobachten, wobei die Klageführenden einige 
spektakuläre Erfolge und wichtige Teilerfolge erzie-
len konnten. Aufgrund stärkerer klimarechtlicher 
Normen lässt sich insbesondere eine Zunahme an 
Vollzugsklagen verzeichnen. Viele neue – bisher al-
lerdings zumeist erfolglose – Klagen beziehen sich 
auf den Klimabeschluss des Bundesverfassungsge-
richts. Darüber hinaus richten sich Zivilklagen zu-
nehmend gegen die unsachgemäße Benutzung des 
Begriffs der Klimaneutralität – hier werden vom 
Sabin Center 12 Klagen gelistet, womit diese Klage-
form im internationalen Vergleich auffällig stark 
ausgeprägt ist (Setzer und Higham 2023) – sowie ge-
gen Unternehmen, wobei neben Energieunterneh-
men insbesondere Automobilhersteller betroffen 
sind. In den letzten Jahren gab es in Deutschland 6 
Klagen gegen die Automobilhersteller Volkswagen, 
BMW und Mercedes-Benz die z.T. das Ziel hatten, 
Produktion und Verkauf von Verbrennungsmotoren 
zu verbieten. Auch die Erlassung von Genehmigun-
gen für fossile Infrastrukturen wird zunehmend 
zum Ziel von Ambitionsklagen.  

10.2 
Kontext  
Die Kontextbedingungen für Klimaklagen sind zu-
nächst rechtlicher Natur. Hinsichtlich des Zugangs 
zur Justiz und grundlegender Rechtsnormen lassen 
sich im Untersuchungszeitraum keine entscheiden-
den neuen Entwicklungen beobachten. Nach wie 
vor besteht in Deutschland eine zentrale Schwierig-
keit für Klimaklagen in den vergleichsweise hohen 
Hürden für die Klagebefugnis von Einzelpersonen 
(Zengerling et al. 2024: 11). Nach deutscher Rechts-
dogmatik muss im Rahmen der Klage- oder Antrags-
befugnis nachgewiesen werden, dass eine Rechts-
norm verletzt ist, aus der sich ein individualisiertes 
Recht ableiten lässt. Der Schutz des Klimas liegt aber 
zunächst im Allgemeininteresse. „Fraglich ist daher, 

                                                                            
18 Die erste, schon 2018 eingereichte Klage, richtete sich ur-
sprünglich gegen das Nichthandeln des deutschen Gesetz-
gebers. Vgl. zur rechtlichen Würdigung des Urteils die Ana-
lysen in Faßbender (2021), Ekardt und Heyl (2022), sowie E-

inwiefern subjektive Klagebefugnis und das Inte-
resse der Einzelperson am Fortbestand eines stabi-
len Klimas in justiziabler Weise in einen Ausgleich 
gebracht werden können“ (Ekardt et al. 2023: 34). 
Für Klimaklagen sind folglich die Möglichkeiten für 
Verbandsklagen relevant, die 2003 durch die EG-
Richtlinie 2003/35/EG zur Umsetzung der Aarhus-
Konvention von 1998 eröffnet, 2006 durch das Um-
welt-Rechtbehelfsgesetz im deutschen Recht fest-
geschrieben, und seitdem durch Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs und anschließenden 
Gesetzesnovellierungen gestärkt worden. 

kardt et al. (2023). Zengerling und Kolleg*innen (2024) ge-
hen neben den rechtlichen auch auf breitere gesellschaft-
liche Bedingungen und Auswirkungen des Urteils ein. 
Kotzé (2021) diskutiert die internationale Bedeutung im 
Sinne der Ausbildung eines „Rechts des Anthropozäns“. 
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Eine signifikante Veränderung der Kontextbedin-
gungen für Klimaklagen stellt die starke Verdich-
tung von internationalen, europäischen und nationa-
len Rechtsnormen zum Klimaschutz dar. Auf interna-
tionaler Ebene ist das Pariser Klimaabkommen von 
2015 ein Meilenstein. Es definiert ein Temperaturziel 
für globalen Klimaschutz von möglichst 1,5°C und 
zumindest deutlich unter 2°C, und schreibt die Vor-
lage regelmäßiger nationaler Klimapläne zur Errei-
chung dieses Ziels ein. Bei der Formulierung dieser 
Klimapläne wird den Staaten ein weiter Ermessens-
spielraum eingeräumt. Folgeentscheidungen wie 
der Beschluss der COP28 in Dubai, der die Staaten zu 
einem „Übergang weg von fossilen Energien“ auf-
fordert, bilden weitere mögliche Bezugspunkte für 
die Entwicklung rechtlicher Argumente. Weiterhin 
erkannten der Menschenrechtsrat und die Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen respektive im 
Oktober 2021 und im Juli 2022 erstmals das Recht 
auf eine sichere, saubere, gesunde und nachhaltige 
Umwelt als grundlegendes Menschrecht an. Daran 
anschließend wurde der Internationale Gerichtshof 
per Resolution um ein Gutachten über die Verpflich-
tungen von Staaten zur Bekämpfung der globalen 
Erwärmung ersucht. Obgleich diese Gutachten nicht 
bindend sind, können sie von nationalen Gerichten 
berücksichtigt werden und ermöglichend für Klima-
klagen wirken (Wewerinke-Singh 2022).  

Auf europäischer Ebene ergeben sich aus dem EU 
Green Deal von 2019, dem Europäischen Klimage-
setz von 2021 und den verschiedenen Bestimmun-
gen des Fit-for-55 Pakets seit 2021 neue Ziele – etwa 
die Erreichung der Klimaneutralität bis 2050 – und 
Rechtsnormen, auf die sich Klimaklagen berufen 
können. Auf nationaler Ebene bildet der 2016 be-
schlossene Klimaschutzplan 2050 einen Bezugs-
punkt für Klagen. Eine entscheidende Ausweitung 
von Klagemöglichkeiten brachte indes das im De-
zember 2019 in Kraft getretene und 2021 überarbei-
tete Bundes-Klimaschutzgesetz. Zu nennen sind au-
ßerdem das Klimaschutzprogramm der Bundesre-
gierung von 2023, sowie gesetzliche Regelungen 
zum Ausbau erneuerbarer Energien, zur Umsetzung 
der Wärmewende, oder zur Förderung von Energie-
effizienz und Energieeinsparungen (siehe hierzu 
auch die Treiberanalyse in Kapitel 7). Schließlich ver-
bindet sich mit dem Anfang 2023 in Kraft getrete-
nen deutschen Lieferkettengesetz die Hoffnung, 
dass sich dadurch neue rechtliche Möglichkeiten er-
öffnen, um deutsche Unternehmen auf die Einhal-
tung menschenrechtlicher und umweltbezogener 
Sorgfaltspflichten entlang ihrer globalen Lieferket-
ten zu verpflichten. 

Hinsichtlich der wissenschaftlichen Erkenntnisse las-
sen sich deutliche Fortschritte verzeichnen. Zu nen-
nen sind hier zunächst die Publikationen des Welt-
klimarats IPCC, der seit 2018 drei Sondergutachten – 
zu 1,5°C, zu Ozeanen und Kryosphäre, sowie zu Klima 
und Land – drei Bände seines neuen Sachstandsbe-
richts und den zugehörigen Synthesebericht (IPCC 

2023b) veröffentlicht hat. Allerdings liefern IPCC-Be-
richte nur übergreifende Erkenntnisse für Zivilkla-
gen, die nur schwerlich auf ein einzelnes Schadens-
ereignis gemünzte Betrachtungen zu Ursachen und 
Folgen des Klimawandels begründen können (E-
kardt et al. 2023). Wichtig sind daher über den IPCC 
hinaus auch Fortschritte in wissenschaftlichen Ar-
beiten, die erstens den Bereich der Attribution von 
Wetterereignissen auf den menschengemachten 
Klimawandel betreffen (Burger et al. 2020, Stuart-
Smith et al. 2021, Clarke et al. 2022), zweitens die Be-
rechnung von Emissionstrajektorien und Kohlen-
stoffbudgets zur Erreichung der globalen Tempera-
turziele des Klimaabkommens von Paris (IPCC 2018, 
Welsby et al. 2021), und drittens die Zurechnung von 
historischen Emissionen bestimmter Industrien o-
der Wirtschaftsakteure zur globalen Erwärmung 
(Heede 2014, Grasso und Heede 2023). Für die Klage-
tätigkeit in Deutschland sind darüber hinaus auch 
die regelmäßigen Prüfberichte des Expertenrats für 
Klimafragen relevant, die etwa in der Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg 
vom 30.11.2023 zitiert werden (S.4). 

Im Hinblick auf richtungsweisende Gerichtsentschei-
dungen sind zunächst internationale Verfahren wie 
die schon genannte, erfolgreiche Urgenda-Klage zu 
nennen. Eine umfassende Betrachtung der interna-
tionalen Klagedynamik liegt jenseits dieser Analyse. 
Auf Grundlage existierender Überblicksarbeiten 
(Setzer und Higham 2023, Aykut, Wiener, Zengerling 
et al. 2024) lässt sich jedoch erstens eine Zunahme 
der globalen Dynamik außerhalb der USA feststel-
len, zweitens die Ausbildung neuer argumentativer 
Muster über Ländergrenzen hinaus, die auf die Ver-
breitung geteilter „Klageskripte“ hindeuten. Darun-
ter fällt etwa ein „rights turn“ (Peel und Osofsky 
2018, Auz 2022), infolge dessen menschenrechtsba-
sierte Argumente immer häufiger und erfolgreicher 
im Zentrum von Klimaklagen stehen. Während sich 
diese bisher vor allem gegen staatliche Stellen rich-
teten, ziehen neue Verfahren wie die in den Nieder-
landen erstinstanzlich erfolgreiche Klage Milieude-
fensie et al. v. Royal Dutch Shell das Argument men-
schenrechtlicher Schutzpflichten jetzt auch heran, 
um klimabezogene Sorgfaltspflichten für Unterneh-
men zu begründen (Thielbörger und Diekjobst 2021) 
Der Erfolg solcher Klagen liefert wiederum Bau-
steine für neue Verfahren, auch in anderen Ländern 
(Zengerling et al. 2024). Neben Klagen vor nationa-
len Gerichten laufen außerdem aktuell drei bedeut-
same klimabezogene Verfahren an internationalen 
Gerichtshöfen. Wie bereits erwähnt soll ein Rechts-
gutachten des Internationalen Gerichtshofs klären, 
welche völkerrechtlichen Verpflichtungen Staaten 
im Hinblick auf den Schutz des Klimasystems und 
der Umwelt haben. Der Internationale Seegerichts-
hof in Hamburg geht auf Antrag von Inselstaaten 
der Frage nach, welche klimaschutzrechtlichen Ver-
pflichtungen sich aus dem Seerechtsübereinkom-
men der Vereinten Nationen für Staaten ergeben. 
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Der interamerikanische Gerichtshof für Menschen-
rechte wiederum prüft, inwiefern und in welchem 
Umfang die Klimakrise in Menschenrechte eingreift. 
Diese Rechtsgutachten sind zwar nicht bindend für 
deutsche Gerichte, können aber zur Auslegung von 
Rechtsnormen herangezogen werden. Mit Abstand 
am bedeutendsten für zukünftige Klimaklagen in 
Deutschland ist sicher der Klimabeschluss des Bun-
desverfassungsgerichts von 2021 (Rodi und Kalis 
2022). Folgenreich erscheint hier insbesondere, ers-
tens, dass das Gericht die Beschwerdebefugnis aller 
beteiligten natürlichen Personen – auch jener aus 
Nepal und Bangladesch – umstandslos bejaht und 
von der Erfordernis einer individuellen Betroffenheit 
absieht (Buser 2021). Grundlage hierfür bilden der 
grundgesetzliche Schutz des Lebens (Art. 2 Abs. 2) 
und des Eigentums (Art. 14). Zweitens betont der Be-
schluss die Intertemporalität grundrechtlicher 
Schutzrechte und ermutigt somit bereits eine Reihe 
„ähnlicher Klageverfahren, in denen Minderjährige, 
vertreten durch ihre Eltern, als Klagende auftreten“ 
(Ekardt et al. 2023: 28). Drittens interpretiert das Ge-
richt Artikel 20a des Grundgesetzes zum Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen im Sinne eines 
Staatsziels der Klimaneutralität (Zengerling et al. 
2024: 11). Obwohl das Gericht eine Verletzung der 
staatlichen Schutzpichten letztlich verneint – die 
Ziele des Klimaschutzgesetzes genügen zunächst 
als Konkretisierung des verfassungsrechtlich gebo-
tenen Klimaschutzes – schat es durch den Be-
schluss und seine ausführliche Begründung eine zi-
tierfähige Grundlage und vielfältige Anknüpfungs-
punkte für zukünftige Klagen, etwa zum angemes-
senen Schutzniveau bei fortschreitendem Klima-
wandel, oder zur Eignung und Wirksamkeit eingelei-
teter und geplanter Klimaschutzmaßnahmen.  

Mit der Zunahme klimarechtlicher Normen und da-
mit verbundener Klagemöglichkeiten steigt auch 
die Bedeutung nationaler und transnationaler Un-
terstützernetzwerke für Klimaklagen (Verheyen und 
Séverin 2021). Hier ist in Deutschland einerseits ein 
verstärktes Engagement von Umweltverbänden wie 

B.U.N.D., Deutsche Umwelthilfe, Germanwatch oder 
Greenpeace zu verzeichnen, die individuelle Klima-
klagen unterstützen oder selbst als Kläger*innen 
auftreten. Im Gegensatz etwa zu den U.S.A. existie-
ren bisher aber keine fachlich und personell breit 
aufgestellten und finanzkräftigen Rechtshilfeorga-
nisationen oder -netzwerke, die potenzielle Klage-
führer*innen unterstützen und Vollzugsklagen in 
großer Zahl durchführen könnten. Neuere Entwick-
lungen wie der Aufbau des Deutschlandbüros der 
britischen, aber global tätigen Umweltrechtsorgani-
sation Client Earth (September 2018), der Zusam-
menschluss der Lawyers for Future (2019) oder die 
Gründung des Vereins Green Legal Impact (Dezem-
ber 2019) zur fachlichen Vernetzung und Unterstüt-
zung von Umweltklagen stellen erste, bisher aber 
isolierte Schritte zur Überwindung dieser einschrän-
kenden Bedingung für Klimaklagen dar. 

Die gesellschaftliche Unterstützung für Klimaschutz 
zählt zu den oft unterschätzten Kontextbedingun-
gen für Klimaklagen (Zengerling et al. 2023). Im Rah-
men dieses Assessments fällt hier insbesondere der 
Aufstieg der deutschen Klimabewegung seit 2019 
und die dadurch erzeugte mediale und gesellschaft-
liche Resonanz für Klimaschutz ins Gewicht (de 
Moor et al. 2021, Diesing 2021). Ein kausaler Einfluss 
der öffentlichen Meinung auf Gerichtsentscheidun-
gen kann zwar kaum eindeutig nachgewiesen wer-
den – dennoch lässt sich vermuten, dass die zuneh-
mende Berücksichtigung klimaschutzrechtlicher Ar-
gumente vor deutschen Gerichten, die in spektaku-
lären Erfolgen wie dem Klimabeschluss des Bundes-
verfassungsgericht von 2021 mündete, auch vor 
dem Hintergrund einer allgemein erhöhten gesell-
schaftlichen Problemwahrnehmung der Klimakrise 
verstanden werden muss (Celikates 2023). Folglich 
stellt auch die aktuell beobachtbare Polarisierung in 
der Klimadebatte, sowie die mediale Verdrängung 
von Klimathemen durch akute weltpolitische Krisen, 
eine potenziell einschränkende Bedingung für zu-
künftige Klimaklagen dar.  

Abschließend zu nennen ist außerdem die begin-
nende gesellschaftspolitische Debatte zu Kohlen-
stoffsenken und Technologien zur Entnahme und 
dauerhaften Speicherung von Kohlenstoffdioxid aus 
der Atmosphäre (Schenuit et al. 2021, Kindler und 
Boennen 2024). Das Thema betrifft mehrere Kon-
textbedingungen des Treibers, darunter Verhand-
lung zu rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
neuen Technologien, wissenschaftliche Kontrover-
sen zu ihrem Potential, und gesellschaftliche Debat-
ten über normative Fragen und Gerechtigkeitsimpli-
kationen. Zu erwarten ist daher, dass auch rechtli-
che Konflikte sich zunehmend auf die Rolle und Be-
deutung von Kohlenstoffsenken und Technologien 

zur Kohlenstoffentnahme verlagern, bzw. dass diese 
Frage Teil gerichtlicher Auseinandersetzungen über 
angemessene Klimaschutzmaßnahmen und ver-
bleibende Kohlenstoffbudgets wird. 
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10.3 
Wirkung 

Tabelle 5: Dynamik und Kontextbedingungen des Treibers Klimaklagen 

Dynamik Kontextbedingungen

Insbesondere seit 2021
sehr starke Zunahme der 

Klagetätigkeit

Diversifizierung von 
Klage strategien, Rechts­

bereichen und Beklagten

Zunächst Teilerfolge, dann 
auch erste Erfolge in 

Vollzugsklagen

Erstmalig Beweisauf­
nahme in zivilrechtlicher 

Klage auf Entschädigung für 
Klimaschäden

Verfassungsbeschwerde 
gegen Klimaschutzgesetz 

teilweise erfolgreich

Kaum Erfolge bei Klagen 
auf höhere Ambition, da 

Gerichte dem Gesetzgeber 
weiterhin einen weiten Spiel-
raum bei der Erfüllung von 
Schutzpflichten einräumen

Zugang zu Justiz 
und grundlegende 
Rechtsnormen

Generell hohe Hürden für Klagebefugnis in 
Deutschland

Möglichkeit von Verbandsklagen durch EU-Recht 
und Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz

Internationales, 
europäisches und 
nationales Klima-
schutzrecht

Verdichtung nationaler (u.a. Klimaschutzgesetz 
2019 und 2021) und europäischer (EU Green Deal, 

Europäisches Klimagesetz, Fit-for-55 Paket, etc.) 
Rechtsnormen

Ziele des Klimaabkommens von Paris von 2015  
und Folgeentscheidungen (e.g. COP28)

Anerkennung des Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt durch Vereinte Nationen, 2021 im 

Menschenrechtsrat, 2022 in der Vollversammlung 

Wissenschaftliche 
Erkenntnisse

Fortschritte in der klimawissenschaftlichen 
Attributionsforschung

Regelmäßige Prüfberichte des deutschen 
Expertenrats für Klimafragen

Richtungsweisende 
Gerichtsentschei-
dungen

Anerkennung, dass Klimawandel Grundrechte 
verletzen kann durch Verwaltungsgericht Berlin 

und darauffolgende Entscheidungen

Klimabeschluss des BVerfG etabliert Konzept der 
„intertemporalen Freiheitssicherung” 

Erfolgreiche Klagen und wegwiesende Urteile in 
anderen Ländern

Abweisung von Klagen auf mehr Klimaschutz 
durch BVerfG und Verwaltungsgerichte, teil-

weise fehlende Umsetzung von Urteilen

Transnationa-
le Netzwerk-
kapazitäten

Bisher vergleichsweise schwache Finanzierungs- 
und Unterstützernetzwerke, trotz einiger  

Neugründungen  

Gesellschaftliche 
Unterstützung

Aufstieg der Klimabewegung seit 2019 erhöhte 
mediale Aufmerksamkeit für Klima sehr stark

Gesellschaftliche Polarisierung und Ver drängung 
von Klimathemen durch akute Krisen



Die Frage der Wirkung von Klimaklagen auf 
Klimapolitik und Emissionsentwicklung ist bekann-
termaßen komplex und eine genaue quantitative 
Abschätzung kaum möglich (Setzer und Vanhala 
2019, Zengerling et al. 2023). Die Zusammenschau 
der Treiberdynamik und aktuellen Kontextbedin-
gungen in diesem Bericht erlaubt dennoch eine 
erste qualitative Einschätzung des Beitrags des Trei-
bers zur deutschen Klimawende. Die Analyse der 
Treiberdynamik zeigt eine Zunahme und Diversifi-
zierung der Klagetätigkeit, und eine insgesamte po-
sitive Entwicklung des Treibers, die sich in Zukunft 
fortsetzen dürfte. Auch die aktuelle Konstellation an 
Kontextbedingungen wirkt ermöglichend und lässt 
somit eine Verstärkung der Tendenz und einen stei-
genden Beitrag des Treibers zur deutschen Klima-
wende erwarten. Besonders fällt ins Gewicht, dass 
stärkere klimaschutzrechtliche Normen auf europä-
ischer und nationaler Ebene eine breitere Basis für 
Klimaklagen schaffen. Der Trend zu einer Zunahme 
von Vollzugsklagen dürfte sich daher fortsetzen. 
Hinzu kommt, dass wissenschaftliche Fortschritte 
bei der Berechnung von Emissionspfaden und Koh-
lenstoffbudgets, und bei der Zurechnung von Extre-
mereignissen und Klimaschäden auf die menschen-
gemachte Erwärmung, eine immer solidere Grund-
lage für Ambitionsklagen gegen staatliche Stellen o-
der Zivilklagen gegen private Verursacher des Klima-
wandels liefern. Einschränkend für die Ausweitung 
der Klagetätigkeit, und damit auch für die Reduzie-
rung des chronischen Vollzugsdefizits im Umwelt-
recht, wirken allerdings die nach wie vor hohen Hür-
den für individuelle Klagebefugnis im deutschen 
Recht, sowie die vergleichsweise schwach ausge-
prägte Infrastruktur zur Unterstützung und Finan-
zierung von Umweltklagen.  Zukünftig relevant wer-
den dürfte die Auseinandersetzung um die Rolle von 
Kohlenstoffsenken und Technologien zur CO2-Ent-
nahme.  

Um die Auswirkungen von Klimaklagen noch ge-
nauer zu beleuchten, lassen sich rechtliche von brei-
teren gesellschaftlichen Wirkungslogiken unter-
scheiden. Der rechtlichen Dimension wird in der Re-
gel eine Priorität in Klagestrategien eingeräumt. 
Rechtliche Ziele von Klimaklagen sind etwa (1) die 
Durchsetzung geltender Normen und Vorschriften, 
(2) das Schaffen von Klarheit über die Auslegung von 
Gesetzen und das Schließen rechtlicher Lücken, so-
wie (3) die Rechtsfortbildung durch Urteile, die über 
den Einzelfall hinaus Wirkung entfalten (sog. „step-
ping stone litigation“, vgl. Setzer und Higham 2023). 
So würde beispielsweise ein Prozesserfolg im Fall
Lliuya vs. RWE zweifelsohne die Begründung ähnli-
cher Klagen in Deutschland, aber auch weltweit er-
leichtern. Problematisch bleibt hingegen die tat-
sächliche Umsetzung von Urteilen. So wird etwa kri-
tisiert, dass der Klimabeschluss von März 2021 von 
Politik, Verwaltungsgerichten und vom Bundesver-

fassungsgericht selbst bisher nicht konsequent um-
gesetzt werde (Groß 2023). So sind bisher keine Fälle 
bekannt, in denen klimaschädlichen Projekte (wie 
etwa der Bau einer Autobahn) erfolgreich mit dem 
Verweis auf Klimaziele verhindert wurden. Zudem 
wurden 11 Klima-Verfassungsbeschwerden gegen 
einzelne Bundesländer, die diesen das Fehlen bzw. 
die Unzulänglichkeit ihrer Klimaschutzgesetze vor-
werfen und sich dabei auf den Klimabeschluss be-
ziehen, vom Bundesverfassungsgericht mangels 
hinreichender Erfolgsaussichten nicht zur Entschei-
dung angenommen (BVerfG, 18. Januar 2022 - 1 BvR 
1565/21). Einige Beobachter*innen führen die schlep-
pende Umsetzung auch auf grundlegende Schwä-
chen des Klimabeschlusses des Bundesverfassungs-
gerichts zurück. So argumentieren Felix Ekardt und 
Kolleg*innen in einer Analyse für das Umweltbun-
desamt, dass der Beschluss zwar die Freiheitsein-
schränkung durch (zukünftige) Klimapolitik betone, 
demgegenüber aber der Freiheitseinschränkung ei-
nes ungebremsten Klimawandels nicht ausreichend 
Beachtung schenke. Das Bundesverfassungsgericht 
stelle somit, so die Autor*innen, gleichsam den 
„Schutz vor Klimapolitik“ über den „Schutz vor Kli-
mawandel“ (Ekardt et al. 2023: 9). 

Zu den rechtlichen Wirkungen kommen vor allem 
bei höherinstanzlichen oder medial besonders sicht-
baren Klagen noch politisch-appellative Wirkungs-
logiken. Um diese besser zu verstehen und im Zeit-
verlauf nachzuvollziehen, haben wir die Nennung 
von Klimaklagen in Bundestagsdebatten untersucht 
(Abbildung 6). Dabei zeigt sich, dass Klimaklagen 
seit 2018 regelmäßig Thema in der politischen Arena 
waren. Dies trifft im Zeitverlauf zunächst auf Ausei-
nandersetzungen um den Hambacher Forst zu, in 
dem jahrelanger klimapolitischer Protest gegen die 
Rodung des Waldes zunächst durch eine Gerichts-
entscheidung Umsetzung fand (OVG Münster, 
05.10.2018 - 11 B 1129/18). Besondere Relevanz im po-
litischen Raum kommt indes dem Klimabeschluss 
des Bundesverfassungsgerichts zu. Dieser wurde im 
Jahr 2021 ganze 31 Mal in Bundestagsdebatten er-
wähnt, und blieb auch 2022 (9 Erwähnungen) und 
2023 (8 Erwähnungen) Bezugspunkt politischer De-
batten. Diese hohe Resonanz führte auch zu außer-
gewöhnlich schnellen politischen Entscheidungen. 
Nach der Veröffentlichung des Klimabeschlusses im 
April 2021 lag bereits im Mai 2021 ein novelliertes 
Klimaschutzgesetz vor, das Ende August 2021 in 
Kraft trat. Diese bemerkenswert schnelle Reaktion 
der Bundesregierung, der für die Überarbeitung des 
Klimaschutzgesetzes fast zwei Jahre Zeit gegeben 
wurde, ist auch im politischen Kontext der kommen-
den Bundestagswahl im September 2021 zu verste-
hen. Andere Verfahren erzeugten im Untersu-
chungszeitraum weniger Aufmerksamkeit. Eine 
durchgehende Resonanz auf niedrigem Niveau er-
zeugte der Fall Lliuya vs. RWE, der seit 2018 regelmä-
ßig Erwähnung in Bundestagsdebatten fand. 2022 
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wurde zudem die Klage portugiesischer Jugendli-
cher vor dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte Thema von Bundestagsdebatten. Anzu-
merken ist hier, dass diese Trends zur Intensität der 

politischen Diskussion im Bundestag noch keinen 
Aufschluss über Inhalt und Qualität der Debatten zu 
einzelnen Fällen geben. Diese werden wir in kom-
menden Datenauswertungen untersuchen.

Abbildung 6: Erwähnung von Klimaklagen in Bundestagsdebatten (vgl. auch Anhang)

Weiterhin können Klimaklagen ökonomische Wir-
kung entfalten, etwa wenn im Hinblick auf mögliche 
Schadensersatzforderungen Haftungsrisiken ent-
stehen, oder wenn die Sorge vor Imagerisiken durch 
Klagen „vorauseilende“ Veränderungen im unter-
nehmerischen Handeln zur Folge haben (vgl. Solana 
2020). Hier ist insbesondere die Klage Liuya v. RWE 
zu nennen, deren Ausgang potenziell weitreichende 
Folgen für fossile Unternehmenswerte haben 
könnte (Walker-Crawford 2023). Relevant sind au-
ßerdem Verbraucherschutzklagen, die zur Herstel-
lung von Transparenz über klimarelevante Konsu-
mentscheidungen beitragen. 

Signifikant erscheinen zuletzt noch die diskursiven 
und medialen Effekte von Klimaklagen, die gesell-
schaftliche Narrative zu klimapolitischer Verant-
wortung und Schuld prägen können (Paiement 
2020, Gerstetter 2022). Unsere Analyse von Zei-
tungsberichterstattungen zu Klimaklagen (Abbil-
dung 7) zeigt, wie sich die mediale Resonanz seit 
dem Jahr 2015 entwickelt hat. Größere Aufmerk-
samkeit erhielt zunächst vor allem der Fall Lliuya vs. 
RWE, der allein im Jahr 2016 in 80 Artikeln unseres 
Korpus genannt wird. Diese Aufmerksamkeit flaut 
im Zeitverlauf etwas ab, bevor es dann ab 2022 im 
Rahmen des Beginns der Beweisaufnahme und ei-
ner Reise des Gerichts in die betroffene Region in 
Peru zu einer erneuten Intensivierung der Berichter-
stattung kommt. Insgesamt zeigt sich eine deutliche 

Zunahme der Berichterstattung zu Klimaklagen seit 
2021. Verantwortlich hierfür ist einerseits der 
Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts, der 
2021 in 204 Artikeln thematisiert wird. Überraschen-
der erscheint, dass auch die Klage dreier Familien 
von Biobauern und Greenpeace im Jahr 2019 ein ver-
gleichbares Medienecho erhielt (186 Erwähnungen). 
Klagen gegen die deutschen Automobilhersteller 
Mercedes-Benz, BMW und Volkswagen sowie den 
Gas- und Ölproduzenten Wintershall Dea erreichten 
in den letzten zwei Jahren ebenfalls relativ hohe me-
diale Aufmerksamkeit (bis zu 125 Erwähnungen in 
einem Jahr). Über die Klage von sechs portugiesi-
schen Jugendlichen wurde zuerst im Jahr 2020 be-
richtet (12 Artikel), als die Klage gegen Deutschland 
und 31 weitere Staaten vor dem EGMR in Straßburg 
eingereicht wurde. Zur mündlichen Verhandlung im 
Jahr 2023 erhöhte sich die Berichterstattung dann 
auf 74 Artikel. In diesem Zusammenhang findet 
auch der Fall der KlimaSeniorinnen aus der Schweiz 
vermehrt Aufmerksamkeit in den deutschen Me-
dien. Dieser wurde ebenfalls 2023 vor dem Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte verhandelt. 
Auch diese Datenanalyse ist zunächst ausschließlich 
quantitativ und soll zukünftig durch eine qualitative 
Auswertung ergänzt werden. Dennoch lässt sich auf 
Grundlage der bestehenden Daten schon schließen, 
dass Klimaklagen durchaus jenseits ihrer rechtli-
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chen und politischen Wirkung auch gesellschaftli-
che Wirkung entfalten, indem sie mediale Diskurse 
prägen.  

Festhalten lässt sich zudem, dass Klagen aufgrund 
der Eigenlogiken des Rechtssystems, etwa der Länge 
von Gerichtsprozessen und dem Gang durch ver-
schiedene Instanzen, einer längerfristigen Zeitlich-
keit folgen. Damit stellen Gerichtsurteile und die 
durch sie erzeugte mediale Resonanz zugunsten des 
Klimaschutzes einen nicht zu unterschätzenden Be-
zugspunkt für Klimadebatten dar, die Legitimität für 
Klimapolitik schafft. Umgekehrt kann angenommen 
werden, dass die erhöhte gesellschaftliche Aufmerk-
samkeit für das Klimathema, die seit 2019 durch die 
Klimabewegung erreicht wurde, eine Rolle bei der 

Ermöglichung von Klimaschutzurteilen und der 
Etablierung höherer Klimaschutznormen gespielt 
hat. Insgesamt kann somit eine positive Wechsel-
wirkung zwischen den Treibern Klimaklagen, Klima-
proteste und Klimapolitik hinsichtlich einer Trans-
formation zur Klimaneutralität festgestellt werden. 

Autor*innen  

Lea Frerichs und Stefan C. Aykut, unter Mithilfe von 
Thanh Hien Tran 

Abbildung 7: Zeitungsberichterstattung zu Klimaklagen (vgl. auch Anhang)
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11 
Ergebnisse und Ausblick 
Ausgangspunkt dieses ersten Klimawende Ausblicks 
war die Frage, ob die Wende zur Klimaneutralität in 
Deutschland bis 2045 angesichts aktueller politi-
scher und gesellschaftlicher Dynamiken und unter 
Berücksichtigung heute absehbarer Veränderungen 
in diesen Dynamiken plausibel erscheint. Eine zent-
rale Motivation für die Studie war außerdem die 
Überzeugung, dass wir nicht genug wissen über die 
Art und Weise, wie sich eine tiefgreifende Transfor-
mation wie die deutsche Klimawende nicht nur ein-
leiten, sondern auch mittelfristig verankern und 
über lange Zeit erfolgreich umsetzen lässt. Was cha-
rakterisiert und was bedingt erfolgreiche Klimapoli-
tik? Wie formt sich politischer Wille auf nationaler, 
auf lokaler und globaler Ebene? Was bewirken frei-
willige Selbstverpflichtungen und transnationale 
Initiativen von Unternehmen, Städten und Gemein-
den? Welche Rolle spielen soziale Bewegungen, Pro-
teste und Gerichtsprozesse in der Transformation? 
Und wie interagieren Dynamiken in den Handlungs-
feldern Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft mit-
einander? Diese Fragen standen im Zentrum unse-
res ersten Klimawende Ausblicks. Sie werden in den 
folgenden, ab jetzt jährlich erscheinenden Studien 
weiter vertieft werden.  

Die vorliegende Studie legt den Grundstein für die 
kommenden Analysen, indem sie den konzeptuellen 
und methodischen Ansatz zur Plausibilitätsanalyse 
von Transformationsprozessen vorstellt, der im Rah-
men des Hamburger Exzellenzclusters Klima, Klima-
wandel und Gesellschaft (CLICCS) entwickelt wurde 
und diesen auf die deutsche Klimawende überträgt. 
Außerdem werden zwölf gesellschaftliche Prozesse 
identifiziert und beschrieben, die aus unserer Sicht 
zentrale soziale Treiber der deutschen Klimawende 
darstellen. Für jeden dieser Prozesse wurden rele-
vante Kontextbedingungen und Wirkungslogiken 
ausgemacht und detailliert dargestellt. Angesichts 
der Schwierigkeit, unter den Bedingungen aktueller 
Systemzwänge Alternativen zu existierenden Wirt-
schafts-, Arbeits- und Gesellschaftsformen zu ima-
ginieren und zu etablieren, gibt die Studie auch im 
Entstehen begriffenen Formen Raum. Dazu erwei-
tern wir das Treiberset des globalen Outlooks um die 
Treiber alternative Wirtschaftsformen und Trans-
formation der Arbeit. Dieser Fokus soll über die 
nächsten Jahre ausgebaut werden. 

Darüber hinaus führen wir schon in diesem ersten 
Band eine eingehende Untersuchung von vier sozia-
len Treibern – nationale Klimapolitik im europäi-
schen Rahmen, globale Klimagovernance, Klimabe-
wegung und -proteste und Klimaklagen – durch. 

Diese Vorabanalyse liefert eine Reihe belastbarer Er-
gebnisse zu den gesellschaftlichen Dynamiken und 
der Plausibilität der Klimawende, die wir im Folgen-
den zusammenfassen und diskutieren. 

Erstens zeigt unsere Analyse von existierenden Kli-
maneutralitäts-Szenarien für Deutschland, dass 
nicht davon auszugehen ist, dass eine vollständige 
Transformation zur Klimaneutralität einfach durch 
eine Dekarbonisierung der aktuellen Gesellschaft 
bei gleichzeitiger Beibehaltung ihrer Strukturmerk-
male erreicht werden kann. Ein klimaneutraler Um-
bau Deutschlands erfordert neben neuen Technolo-
gien und Märkten auch eine „Gesellschaft der Kli-
mawende“, die sich durch neue Wirtschafts- und 
Konsumpraktiken, eine veränderte Rolle des Staates 
und eine starke Zivilgesellschaft auszeichnet.  

Zweitens zeigt sich in der Zusammenschau der Trei-
beranalysen ein sehr breites Spektrum an klimapoli-
tischer Aktivität und klimabezogenem Engagement. 
In der deutschen und europäischen Klimapolitik ver-
dichtet sich das Korsett an politischen und rechtli-
chen Instrumenten zusehends; bei Konferenzen der 
globalen Klimagovernance wurden in den letzten 
Jahren Rekordteilnehmendenzahlen und ein starkes 
Medieninteresse verzeichnet; die Klimabewegung 
hat sich nach einer pandemiebedingten Pause in 
den Jahren 2020 und 2021 seither mit neuen Pro-
testformen mediale und politische Aufmerksamkeit 
verschafft; und die Klagetätigkeit für die Durchset-
zung von Klimarecht und ambitionierteren Klima-
schutz hat in Deutschland spätestens seit dem 
Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts im 
März 2021 deutlich zugenommen. Die Wirkung die-
ser vielfältigen Aktivität bleibt jedoch schwer zu fas-
sen, da sich hier verschiedene Wirkungslogiken mit 
teilweise sehr unterschiedlichen Zeithorizonten 
überlagern. Dies weiter zu konkretisieren, bleibt 
eine zentrale Aufgabe der folgenden Studien. 

Zu diesen allgemeinen Schlussfolgerungen kommt 
eine Reihe treiberspezifischer Ergebnisse. So sehen 
wir, drittens, in der Klimapolitik einerseits eine Stär-
kung der Transformationsdynamik durch die Ein-
führung neuer politischer und rechtlicher Instru-
mente und den starken Ausbau erneuerbarer Ener-
gien. Andererseits lassen sich die aktuellen Treib-
hausgasreduktionen zu großen Teilen auf Krisen 
und konjunkturelle Effekte zurückführen, und sind 
langfristig nicht ausreichend abgesichert. Der Auf-
stieg Klimaschutz ablehnender rechtspopulistischer 
Parteien in Deutschland und Europa, die Beschrän-
kung fiskalpolitischer Handlungsspielräume durch 
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das Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichts 
zur Schuldenbremse, und das Festhalten der Regie-
rungskoalition an dem Ziel eines ausgeglichenen 
Haushalts lasten auf dem Ausblick für den Treiber. 

Viertens erscheint der Beitrag der globalen Klima-
governance zur deutschen Klimawende als grund-
sätzlich positiv, aber auch eng begrenzt. So wurde 
zwar durch den Aufruf zu einem „Übergang weg von 
fossilen Energien“ auf der COP28 in Dubai ein wich-
tiges politisches Signal für den Klimaschutz gesetzt. 
Zugleich enthält das Abschlussdokument der Konfe-
renz auch Verweise auf fossile Brennstoffe als Über-
gangslösung und spekulative technologische Lösun-
gen. Mit Aserbaidschan ist auch das nächste Aus-
richterland der COP eine Erdölexportnation. Eine 
neue Dynamik in diesem Treiber ist erst im Vorfeld 
der Neuvorlage von Klimaplänen (NDCs) 2025 zu er-
warten. 

Fünftens hat sich in Deutschland über die letzten 
Jahre eine breite und dynamische Klimabewegung 
herausgebildet. Diese besteht aus explizit auf Kli-
maschutz ausgerichteten Gruppen wie Fridays for 
Future, die Letzte Generation oder Extinction Rebel-
lion, losen Zusammenschlüssen mit lokalen Schwer-
punkten wie Ende Gelände oder Lützerath bleibt, so-
wie einem breiten Unterstützungs- und Solidaritäts-
netzwerk aus zivilgesellschaftlichen Gruppen und 
Einrichtungen mit anderen Schwerpunkten. Die 
Klimabewegung hat seit 2019 starke mediale Sicht-
barkeit erlangt, und konnte diese trotz eines vo-
rübergehenden Corona-Tiefs auch weitgehend hal-
ten. Allerdings ist das Aufmerksamkeitsniveau nach 
dem Entstehen einer neuen Gruppierung oder Akti-
onsform besonders hoch und flacht dann teilweise 
wieder ab. Zudem haben sich die Kontextbedingun-
gen für die Klimabewegung derzeit eher verschlech-
tert, was sich in Zukunft auf die Dynamik und Wir-
kung der Proteste auswirken könnte.  

Sechstens stellen wir eine vergleichsweise starke 
Dynamik für stärkeren Klimaschutz im Bereich der 
Klimaklagen fest. Diese zeigt sich in Form einer all-
gemeinen Zunahme der Klageaktivität, einer Diver-
sifizierung von Klageformen und einigen wichtigen 
Erfolgen wie dem Klimabeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom März 2021. Begünstigt wird diese 
Dynamik durch die zunehmende Dichte klimarecht-
licher Normen und die Entstehung von juristischen 
und aktivistischen Unterstützernetzwerken. Klima-
klagen folgen aufgrund der notwendigen Vorberei-
tung und den Eigenlogiken des Rechtswegs einer 
längeren Zeitlichkeit als andere Treiber und können 
stärker als diese als kumulativer Prozess verstanden 
werden, da neue Klagen auf argumentativen und 
rechtlichen ‚Bausteinen‘ aufbauen können, die von 
vorangehenden Klagen erfolgreich etabliert wur-
den. Über diese rechtliche Dimension hinaus lassen 
sich auch breitere politische und mediale Wirkun-
gen von Klimaklagen nachweisen. So stellen wir seit 

2021 eine deutlich erhöhte Medienberichterstat-
tung zu Klimaklagen, sowie eine regelmäßige Be-
zugnahme auf Klimaklagen in Bundestagsdebatten 
fest. 

Siebtens lassen sich treiberübergreifende Mechanis-
men gegenseitiger Verstärkung von Dynamiken 
feststellen, die potenziell für die Transformation 
nutzbar gemacht werden könnten. So stellen Ge-
richtsurteile und die durch sie erzeugte mediale Re-
sonanz zugunsten des Klimaschutzes einen Bezugs-
punkt für Klimadebatten dar, der Legitimität für 
Klimapolitik und Forderungen nach mehr Klimage-
rechtigkeit schafft. Umgekehrt kann angenommen 
werden, dass eine erhöhte gesellschaftliche Auf-
merksamkeit für Klimaschutz im Zuge von Mobili-
sierungen und Protestaktionen auch an Politiker*in-
nen und Richter*innen nicht spurlos vorbeigeht und 
damit mittelbar die Erfolgswahrscheinlichkeit von 
Klimaklagen erhöht, und Gesetzesinitiativen zur 
Etablierung höherer Klimaschutznormen befördert. 
Insgesamt deutet dies auf eine positive Wechselwir-
kung zwischen den Treibern Klimaklagen, Klimabe-
wegung und Klimapolitik hin. 

Achtens stellen wir treiberübergreifend eine Verrin-
gerung von Handlungsspielräumen für zivilgesell-
schaftliche Aktivitäten fest. Die Klimabewegung 
und andere klimapolitisch zentrale Akteure sind zu-
nehmend mit rechtlichen (Einschränkung von Pro-
testmöglichkeiten, Gefahr der Kriminalisierung), po-
lizeilichen (unverhältnismäßiges Vorgehen, Behin-
derung von Pressearbeit) und finanziellen (Entzie-
hung der Gemeinnützigkeit, Schuldenbremse) 
„shrinking spaces“ konfrontiert. Diese Beschrän-
kung zivilgesellschaftlicher Handlungsmöglichkei-
ten ist vor dem Hintergrund der nötigen gesell-
schaftlichen Unterstützung der Klimawende proble-
matisch. 

Neuntens tritt die Klimawende in eine neue, kon-
flikthafte Phase der Umsetzung ein, in der unter an-
derem Verteilungsfragen zentral werden. Dabei ist 
die in Umfragen nach wie vor starke ‚passive‘ Unter-
stützung von Klimaschutz nicht mehr genug. Viel-
mehr zeigen Proteste wie jene gegen das Heizungs-
gesetz im Herbst 2023 und den Abbau von Agrardie-
sel-Subventionen seit Ende 2023, dass Klimaschutz 
ohne ausreichende gesellschaftliche Einbettung 
und Trägerschaft starke Widerstände hervorruft. 
Hinzu kommt, dass klimaskeptische und -leugnende 
Positionen aktuell wieder zunehmende mediale und 
politische Aufmerksamkeit erfahren. Es ist also nicht 
von einem Automatismus in Richtung immer ambi-
tionierteren Klimaschutzes auszugehen. Hierin zeigt 
sich neben der politischen Umsetzungslücke auch 
eine Lücke in der gesellschaftlichen Resonanzfähig-
keit von Klimapolitik, die dringend adressiert wer-
den muss. 

Ausgehend von diesen Ergebnissen und aufbauend 
auf den Datensammlungen und -analysen in diesem 
ersten Band werden wir in den nächsten Jahren die 
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Analysetiefe und -schärfe des Klimawende Aus-
blicks schrittweise erhöhen. Dazu werden einerseits 
die Anzahl und der Umfang der Treiberanalysen mit 
jedem neuen Band erweitert. Existierende Daten-
analysen werden konsolidiert und gegebenenfalls 
nachgeschärft, sowie sinnvoll durch neue Daten-
sätze ergänzt. Zusätzlich zu den vier Treiberanaly-
sen in der diesjährigen Studie legen wir den Fokus 
im nächsten Jahr verstärkt auch auf Treiber im 
Handlungsfeld Wirtschaft, sowie auf subnationale 
Klimapolitik. Ein weiterer Themenkomplex, den wir 
angesichts aktueller politischer Entwicklungen stär-
ker in den Blick nehmen werden, ist das Zusammen-
spiel zwischen dem Aufstieg rechtspopulistischer 
Bewegungen, lokalen Widerständen gegen Klima-

schutzmaßnahmen und klimapolitischen Rück-
schritten in Deutschland und Europa. Umgekehrt 
werden kommende Ausgaben des Klimawende Aus-
blicks auch vermehrt positive Verbindungen und 
Wechselwirkungen zwischen Treibern untersuchen 
und Untersuchungsergebnisse in diesem Bereich 
systematisieren. So wollen wir dazu beitragen, so-
wohl mögliche Risiken als auch potenzielle Hebel für 
die Klimawende zu identifizieren und diese in die 
Forschung und die öffentliche Debatte einzubrin-
gen. 
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Methoden der Datenerhebung und -
analyse  
Ziel des Projekts der Mercator-Stiftungsprofessur 
für Soziologie ist auch der Aufbau einer Datenbank 
zu den gesellschaftlichen Dynamik der Klimawende, 
die über ein webbasiertes Interface und 
Visualisierungen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
zugängig gemacht werden soll. Diese Datenbank 
erstellen wir in Zusammenarbeit mit dem House of 
Computing and Data Science der Universität 
Hamburg. Es handelt sich um ein fortlaufendes 
Vorhaben, dass wir über die nächsten Jahre 
kontinuierlich stabilisieren, verbessern, und um 
neue Datenquellen und Korpora erweitern wollen.  

Grundlage der Datenanalysen in diesem ersten 
Klimawende-Assessment sind eine Frequenz-
analyse zur Klimaberichterstattung in deutschen 
Zeitungen und vier verschiedene Dokumenten-
korpora, respektive zu Klimaprotesten und 
Klimaklagen (je zwei). Im nächsten Jahr kommen 
Korpora zu Gewerkschaftszeitschriften und Zeit-
schriften der Rechnungslegung hinzu. Parallel dazu 
entwickeln wir gemeinsam mit dem House of 
Computing and Data Science der Universität 
Hamburg auf die Bedürfnisse des Projekts zuge-
schnittene digitale Methoden („Toolsuite“). 

Die Frequenzanalyse und die ersten beiden Textkor-
pora wurden aus den Datenbanken von LexisNexis, 
einem Anbieter von Volltexten internationaler Peri-
odika, Presse- und Wirtschaftsinformationen, zu-
sammengestellt. Für den Korpus zur Klimabe-
richtserstattung wurden die folgenden Suchbegriffe 
verwendet: Klimawandel OR Erderwärmung OR „glo-
bal* Erwärmung“ OR Klimaerwärmung OR Treib-
hauseffekt OR Klimakrise OR Klimakatastrophe OR 
Klimapoliti* OR Dekarbonisierung OR Klimawende 

Um einen repräsentativen aber beherrschbaren Kor-
pus für die Frequenzanalyse zu generieren, wurde 
die Suche in LexisNexis auf den Zeitraum vom 
01.01.2015 bis 01.11.2023 sowie auf folgende Tages-
zeitungen eingegrenzt:  

WELT ONLINE (Deutsch), taz, die tageszeitung, Rhei-
nische Post, Frankfurter Rundschau, Stern, Der Ta-
gesspiegel, Kölner Stadt-Anzeiger, ZEIT-online, Spie-
gel Online, Nordwest-Zeitung, Rheinische Post On-
line, Stuttgarter Zeitung, Berliner Zeitung, Die Welt, 
Die ZEIT (inklusive ZEIT Magazin), Nürnberger Nach-
richten, Sächsische Zeitung Regionalausgaben, 
Darmstädter Echo, SPIEGEL Plus, Lausitzer Rund-
schau, Hamburger Morgenpost, Berliner Kurier, Der 
Spiegel, BILD Regionalausgaben 

Für „Klimabewegung und -proteste“ wurden diesel-
ben Medien wie für die Frequenzanalyse ausge-
wählt, und dabei folgenden Suchbegriff in Form ei-
nes boolschen Operators festgelegt: Klimaprotest* 
ODER Klimabewegung* ODER Klimagerechtigkeitsbe-
wegung* ODER Klimaaktivist* ODER Klimastreik.  

Für den Zeitungskorpus zum Treiber „Klimaklagen“ 
wurde folgender Operator verwendet: (Klimaklage*) 
ODER (Klimaprozess* UND Recht* ODER Gericht*) O-
DER ((Grundrecht* ODER Menschenrecht*) UND 
Klima UND Klage UND NICHT American Breakfast) O-
DER (Klima UND Klage? UND Klimawandel) ODER 
(Verfassungsbeschwerde UND Klima) ODER ((Bundes-
verfassungsgericht near/30 Klimaschutz) UND Grad 
UND NICHT Corona) 

Bei diesem Treiber wurde die Suche auch für den 
Zeitraum 01.01.2015 bis 01.11.2023 eingegrenzt, da-
bei aber aufgrund der geringeren Menge der Resul-
tate alle deutschen Tageszeitungen miteinbezogen. 

Die Korpora drei und vier wurden mithilfe des Doku-
mentations- und Informationssystems für Parla-
mentsmaterialien (DIP) des deutschen Bundestags 
zusammengestellt. Der Korpus für den Treiber 
Klimabewegung und -proteste wurde mithilfe des 
folgenden Operators zusammengestellt: Klimapro-
test* OR Klimaaktivis* OR Klimastreik OR Klimakleber 
OR "Fridays for Future" OR ("Letzte Generation AND 
Klima") OR "Extinction Rebellion" OR Endegelände OR 
("Aktivismus Klima"~10) OR "Hambacher Forst" 

Für den DIP-Korpus zu Klimaklagen in Bundestags-
debatten wurde mit folgendem Operator gearbei-
tet: Klimaklage* OR Lliuya OR ("Bundesverfassungs-
gericht Klimaschutz*"~20) OR ("Hambacher Forst*" 
AND Gerichtsentscheidung) OR (“Gerichtsurteil* Kli-
maschutz*”~20) 

Alle vier Textkorpora wurden in die D-WISE Tool 
Suite eingearbeitet, die in Zusammenarbeit mit dem 
House of Computing and Data Science der Universi-
tät Hamburg weiterentwickelt wird. In der Toolsuite 
werden die Korpora auf Dopplungen geprüft. Im An-
schluss stehen uns vier Projektflächen für die jewei-
ligen Analysen der beiden Treiber „Klimabewegung 
und -proteste“ und „Klimaklagen“ zu Verfügung. 

 



 
 

112                                                               Klimawende Ausblick 2024  

Glossar 
Dieses Glossar befasst sich mit Schlüsselbegriffen, 
die für das Verständnis dieses Klimawende Aus-
blicks und zukünftiger Studien der Reihe zentral 
sind. Dazu zählen feststehende sozialwissenschaft-
liche Fachausdrücke, gängige Begriffe und Abkür-
zungen in klimapolitischen Debatten, sowie Kon-
zepte, die speziell für den Hamburger Ansatz der 
Plausibilitätsanalyse relevant sind. 

CLICCS: Akronym des Exzellenzclusters Klima, Kli-
mawandel und Gesellschaft („Climate, Climatic 
Change, and Society“), in dem Forscher*innen der 
Universität Hamburg und von Partner-Institutionen 
wie dem Max-Planck-Institut für Meteorologie und 
der HafenCity Universität Hamburg ein Forschungs-
programm zu naturwissenschaftlichen und sozial-
wissenschaftlichen Aspekten von Klimawandel und 
Klimawende umsetzen. Der Forschungsverbund 
zielt darauf ab, Klimaveränderungen zu verstehen, 
und mögliche und plausible Klimazukünfte zu be-
schreiben. (Kapitel 2.1) 

COP: Das Akronym steht für „Conference of the 
Parties“ und bezeichnet die seit 1995 jährlich 
stattfindenden Weltklimakonferenzen, bei denen 
sich die Vertragsstaaten der 1992 verabschiedeten 
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 
(UNFCCC) treffen. Die Weltklimakonferenzen sind 
das einzige Forum, in dem nahezu alle Staaten der 
Welt regelmäßig zusammenkommen, um 
gemeinsam Fragen des Klimaschutzes und der 
Anpassung an den Klimawandel zu erörtern. 
(Kapitel 4.2 und 8) 

Dekarbonisierung: Beschreibt den Prozess der 
Reduzierung von Kohlenstoffemissionen, beispiels-
weise durch den Umstieg von fossilen Brennstoffen 
wie Kohle, Erdgas oder Öl auf kohlenstoffarme oder 
-freie Energiequellen wie Erneuerbare Energien. 
(Kapitel 5.1 und 5.2) 

Divestment: Bezeichnet den Prozess des Verkaufs 
oder der Trennung von Investitionen in Unter-
nehmen oder Branchen aus ethischen, sozialen oder 
ökologischen Gründen. In dem Kontext des Klima-
wende Ausblicks geht es um Divestments aus fossi-
len Ressourcen und Vermögenswerten. (Kapitel 5.2) 

Eingeschränkte Handlungsspielräume: Beschreibt 
die Verringerung zivilgesellschaftlicher Handlungs-
fähigkeit (englisch: „shrinking spaces“) durch 
politische, rechtliche oder polizeiliche Maßnahmen. 
Darunter fallen auch Beschränkungen des Zugangs 
zu Finanzierungsmöglichkeiten, etwa durch die 
Aberkennung des Status der Gemeinnützigkeit. 
(Kapitel 6.1 und 9) 

Ermöglichende und hemmende Bedingungen: 
Bezeichnet im Hamburger Ansatz der Plausibilitäts-

analyse jene treiberspezifischen Kontextbeding-
ungen, die die Dynamik eines Treibers in Richtung 
einer bestimmten Klimazukunft begünstigen oder 
bremsen können. Die aktuelle Konstellation 
struktureller, institutioneller und situationeller 
Kontextbedingungen gibt entscheidende Hinweise 
auf die erwartbare Treiberdynamik. (Kapitel 3.3) 

Handlungsfähigkeit: Beschreibt die Kapazität indi-
vidueller und kollektiver Akteure, Zukunftsziele zu 
formulieren und in der Gegenwart in Praktiken und 
Entscheidungen auf ihre Verwirklichung hin zu ar-
beiten, auch wenn dies nur teilweise gelingt und zu-
weilen unvorhergesehe Ergebnisse zeitigt. (Kapitel 
2.1) 

IPCC: Akronym des Weltklimarats („Intergovern-
mental Panel on Climate Change“), einer Expertise-
organisation der Vereinten Nationen. In seinem 
Auftrag tragen Fachleute weltweit regelmäßig den 
aktuellen Kenntnisstand zum Klimawandel zusam-
men, bewerten ihn aus wissenschaftlicher Sicht und 
skizzieren notwendige Veränderungsmaßnahmen. 
(Kapitel 6.4) 

Just Transition: Umfasst politische Ansätze und 
gesellschaftliche Strategien, die darauf abzielen, 
einen Strukturwandel hin zu einer klimaneutralen, 
resilienten und sozial gerechten Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung voranzutreiben. Dabei kann 
der Schwerpunkt auf globalen, nationalen oder 
lokalen Strategien liegen. (Kapitel 4.2 und 5.5) 

Klimagovernance: Bezeichnet Ansätze der Ko-
operation und politischen Steuerung zur Koor-
dination von Akteuren, Politikebenen und Gesell-
schaftssektoren mit dem Ziel, den klimapolitischen 
Herausforderungen zu begegnen. (Kapitel 4.2) 

Klimazukunft: Beschreibt zukünftige Entwicklun-
gen von Klima und Gesellschaft, die interdependent 
verlaufen und durch narrative Szenarien beschrie-
ben werden können. Sie umfassen das physikalische 
Klimasystem mit seinen globalen biogeochemi-
schen Kreisläufen und regional spezifischen Aus-
prägungen, und menschliche Gesellschaften als 
komplexes Mehrebenensystem, das von diver-
gierenden sozialen Dynamiken und Konflikten 
angetrieben wird und von starken Trägheits-
momenten gekennzeichnet ist. (Kapitel 2 und 3.1) 

Klimaneutralität: Beschreibt das in Artikel 4 des 
Pariser Klimaabkommens festgeschriebene Ziel, ein 
Gleichgewicht zwischen den anthropogenen Emis-
sionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem 
Abbau solcher Gase durch Senken herzustellen. 
Dazu müssen Treibhausgasemissionen sehr stark 
gesenkt werden, und darüber hinaus die Aufnahme-
kapazität von Senken erhöht werden, sodass in der 



 
 

113 

Summe menschliches Handeln das Klima nicht 
mehr beeinflusst. (Kapitel 3.1) 

Lock-In: Beschreibt Pfabahängigkeiten und Behar-
rungstendenzen in ökonomischen Sektoren, sozio-
technischen Regimen oder Gesellschaftsbereichen, 
die dadurch verursacht werden, dass technische 
Systeme, ökonomische Machstrukturen, Branchen-
praktiken, Normen, Nutzergewohnheiten und 
Regulierungen sich gegenseitig stabilisieren. Lock-
ins wirken bremsend auf gesellschaftlichen Wandel 
und können die Geschwindigkeit und Tiefe der 
Dekarbonisierung begrenzen. (Kapitel 2) 

Opportunitätsstruktur für die Klimawende: Be-
schreibt die Chancen für klimapolitische Verände-
rungen, die sich aus der Ansammlung von finan-
ziellen, rechtlichen, ideellen und diskursiven Res-
sourcen ergeben, die einer Gesellschaft in Bezug auf 
klimapolitisches Handeln und zivilgesellschaftli-
ches Engagement zur Verfügung stehen. (Kapitel 2.1 
und Kapitel 3.2, Abbildung 1) 

Tiefe Dekarbonisierung: Bezeichnet einen globalen 
Übergang zu Netto-Null-Kohlenstoffemissionen, 
der durch eine tiefgreifende Transformation der 
Energiesysteme und einen starken Rückgang der 
Kohlenstoffintensität in allen Wirtschaftssektoren 
erreicht wird. (Kapitel 3.1) 

Pariser Klimaabkommen: Im Jahr 2015 auf der 
Klimakonferenz COP21 in Paris verabschiedetes, uni-
verselles Vertragswerk mit dem Ziel, die globale Erd-
erwärmung auf deutlich unter 2°C zu begrenzen 
und weitere Anstrengungen zu unternehmen, um 
1,5°C nicht zu übersteigen, sowie die Einleitung von 
Anpassungsmaßnahmen an Klimaveränderungen 
voranzutreiben und unvermeidbare Klimaschäden 
auszugleichen. Die Umsetzung des Abkommens 
stützt sich auf ein System weicher Koordination, das 
die Vorlage nationaler Klimapläne (Nationally 
Determined Contributions, NDCs), einen globalen 
Transparenzrahmen und eine fünfjährlich ausge-
richtete globale Bestandsaufnahme vorsieht. Darü-
ber hinaus werden nichtstaatliche Akteure zur Vor-
lage freiwilliger Selbstverpflichtungen ermutigt. 
(Kapitel 4.2) 

Pfadabhängigkeit: Bezeichnet Mechanismen in 
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Prozes-
sen, die einen gegebenen Entwicklungspfad stabi-
lisieren und Wandel verhindern. Pfadabhängig-
keiten können etwa durch soziale Normen, 
Praktiken und Institutionen, organisationale Routi-
nen, Machtasymetrien oder diskursive Muster aus-
gelöst werden. Pfadabhängigkeit ist nicht gleich-
bedeutend mit Determinismus; sozialer Wandel ist 
weder unmöglich, noch wird er ab einer bestimmten 
Schwelle unvermeidlich. (Kapitel 2.1 und 2.2) 

Plausible Klimazukunft: Die Teilmenge möglicher 
zukünftiger Zustände von Klimasystem und 
Gesellschaft, für die sich ein in sich konsistentes 
Szenario und ein theoriebasiertes Modell des 

Wandels hin zu diesem Szenario beschreiben lassen, 
die anhand von verfügbaren empirischen Daten 
geprüft wurden. (Kapitel 2.1 und 2.2) 

Soziale Prozesse: Als soziale Prozesse verstehen wir 
Muster sozialer Interaktion, die über eine gewisse 
Zeit bestehen, und in denen die Handlungen und 
Erfahrungen sozialer Akteure kontinuierlich 
ineinandergreifen. Sie sind daruch einer gewissen 
Eigendynamik unterworfen. (Kapitel 2.1) 

Soziale Treiber: Damit bezeichnen wir übergreifen-
de gesellschaftliche Prozesse, die den Wandel hin 
zu, oder weg von, einem bestimmten Szenario und 
seinen Merkmalen bewirken. Im Kontext dieser 
Studie ist das Szenario die Transformation zur 
Klimaneutralität in Deutschland bis 2045. Zur 
Analyse der Plausibilität dieses Szenarios betrach-
ten wir Prozesse in den Handlungsfeldern Politik, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft. (Kapitel 2.2) 

Transformation: Beschreibt den Prozess der 
Veränderung grundlegender Strukturmerkmale von 
natürlichen Systemen und/oder menschlichen 
Gesellschaften. (Kapitel 3.1) 

Wendepunkte: Beschreiben Perioden signifikanten 
Wandels, die den weiteren Prozessverlauf prägen, 
dabei aber nur schwer vorhersehbar sind. Es handelt 
sich um Momente der Kontingenz, in denen vor-
übergehend verschiedene Zukünfte möglich er-
scheinen, wobei sich letztlich eine Option durch-
setzt und in der Folge häufig zu einer neuen Trajek-
torie verfestigt. (Kapitel 2.1) 
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SOZIALE TREIBER:
Übergreifende soziale Prozesse, 


die den Wandel hin zu, oder weg 


von, einer klimaneutralen 


Gesellschaft antreiben.


ERMÖGLICHENDE UND 
HEMMENDE BEDINGUNGEN:
Treiberspezifische Umgebungsfaktoren,


die die Dynamik eines Treibers 


im Hinblick auf die Klimawende


unterstützen oder ausbremsen.


OPPORTUNITÄTSSTRUKTUR 
FÜR DIE KLIMAWENDE:


Summe der finanziellen, rechtlichen, sozialen und diskursiven 


Ressourcen und Aktionsrepertoires für klimapolitisches 


Handeln und gesellschaftliche Trägerschaft.


KLIM
A


N
E


U
T


R
A


L
IT


ÄT







